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Zusammenfassung

Im ersten Teil der Arbeit werden die Funktionsweise verschiedener Lohnsubventions­
formen und ihre Budgeteffekte in marktwirtschaftlich geprägten Volkswirtschaften 
untersucht. Die Analyse gibt Anlaß zu einiger Skepsis hinsichtlich der Wirksamkeit von 

Lohnsubventi onen.

Der zweite Teil betrachtet die einmaligen volkswirtschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen in den neuen Bundesländern. Es wird gezeigt, daß die spezifischen 
Bedingungen die Implementation von arbeitsplatzerhaltenden Lohnsubventionen nahe­
legen. Durch entsprechende Programmausgestaltung können sie erhebliche Beschäfti­
gungseffekte mit geringen Kosten und Mitnahmeeffekten verbinden, wobei auch der 
Strukturwandel vollzogen werden würde. Im Transformationsprozeß der neuen 
Bundesländer bietet das Instrument der Lohnsubventionen damit weitreichende Einsatz­

möglichkeiten.

Abschließend werden perspektivisch Anwendungsbereiche arbeitsplatzschaffender 
Lohnsubventionen in den neuen Bundesländern aufgezeigt.

Summary

The first part of this paper examines the functioning of wage subsidies in market 
economies, looking at economic mechanisms of creating and maintaining employment as 
well as the effects of differentiated wage subsidies and their budgetary impacts. The 
results, based on the analysis of secondary sources, leave little room for enthusiasm in 
respect to effectiveness of wage subsidies.

The second part focuses on the specific economic and political framework of the eastern 
German states. The paper argues that, in the specific context of these states, wage 
subsidies can be successfully designed to minimize costs and windfall profits as well as 
to support structural change while having considerable employment-effects. It is shown 
that in the transformation of eastern Germany, job-maintaining wage subsidies can play a 
far more effective role than in western market economies. Lastly, some reflections are 
offered concerning the use of job-creating wage subsidies for small and medium 
enterprises as well as in new forms of active labour market policy in eastern Germany.
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Einleitung

In den Tiefpunkten der Wirtschaftstätigkeit erlebt die Reflexion über wiederbelebende 
Instrumente regelmäßig ihre Höhepunkte. Diese antizyklische Behandlung hat auch das 
arbeitsmarktpolitische Instrument der Lohnsubvention erfahren, das erstmals in der Welt­
wirtschaftskrise und dann wieder während der Stagflation der 70er Jahre erprobt und 

theoretisch untermauert wurde.

Heute stehen die neuen deutschen Bundesländer vor einem drastischen Einbruch ihrer 
Wirtschaftstätigkeit, verbunden mit einem dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit - 
ausgelöst durch die Wirtschafts- und Währungsunion 1990, die die internationale Kon­
kurrenzunfähigkeit vieler ostdeutscher Betriebe offenbarte. Auch dieser Strukturbruch 
löste die Suche nach möglichen Instrumenten zu seiner Überwindung aus, und die Dis­

kussion um Lohnsubventionen entflammte erneut.

Allerdings vermischen sich in der öffentlichen Kontroverse Schlußfolgerungen aus bis­
herigen Erfahrungen und theoretischen Fundierungen von Lohnsubventionen mit ord­
nungspolitischen Schreckgespenstern, die durch den Begriff "Subvention" ausgelöst 
werden und mit bruchstückhaften Fakten über die neuen Bundesländer. So ist zu hören, 
daß Lohnsubventionen ja noch nie erfolgreich waren, daß sie zudem überkommene 
Strukturen zu Lasten der Steuerzahler bewahren und nur Mitnahmen erzeugen.

Diese Arbeit will diese Argumentationsstränge entwirren und Perspektiven für das 
Instrument 'Lohnsubvention' in den neuen Bundesländern aufzeigen. Dazu ist es uner­
läßlich, sich in einem ersten Teil ausführlich vor allem den (wirtschafts-) theoretischen 
Grundlagen der Lohnsubventionen zuzuwenden, wie sie schwerpunktmäßig in den 70er 
Jahren in westlichen Industrieländern erarbeitet wurden. Hier kann die Funktionsweise 
von Lohnsubventionen in marktwirtschaftlich geprägten Volkswirtschaften untersucht 
sowie weitere Grundlagen geklärt werden. Zwar geben die Erkenntnisse Anlaß zu einiger 
Skepsis hinsichtlich der Wirksamkeit von Lohnsubventionen, jedoch geben sie gleich­
zeitig Aufschluß über Anwendungsmöglichkeiten in den neuen Bundesländern. Hier sind 
nämlich, so meine These, die volkswirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen 
so grundverschieden vom bisher Bekannten, daß Lohnsubventionen viel weitreichendere 
Möglichkeiten offen stehen. Im zweiten Teil der Arbeit geht es also um diese in der 
Geschichte der Bundesrepublik einmaligen Ausgangsbedingungen und ihre Auswirkun­
gen speziell auf die arbeitsplatzerhaltenden Lohnsubventionen sowie um konkrete 
Programmentwürfe für Lohnsubventionen, die anhand festgelegter Anforderungskriterien 
im einzelnen geprüft werden. Ziel ist, die Wirkungsweise von Lohnsubventionen in
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marktwirtschaftlich geprägten Volkswirtschaften einerseits und in den neuen Bundes­
ländern andererseits, theoretisch zu erfassen und zudem zu befürwortende Programm­
entwürfe für die neuen Bundesländer systematisch herauszuarbeiten, wobei hier der 
Schwerpunkt auf arbeitsplatzerhaltenden Lohnsubventionen liegt.

Begriffsdefinition und Abgrenzung

Lohnsubventionen sind geldwerte Vorteile, die der Staat privat wirtschaftlichen Unter­
nehmen gewährt, um Arbeitsplätze zu erhalten oder zu schaffen. Arbeitnehmerorientierte 
Lohnsubventionen, die nur auf eine Verbesserung der Einkommen abzielen (Bsp. 
Berlinzulage), sind nicht Lohnsubventionen in diesem Sinne. Man unterscheidet margi­
nale Lohnsubventionen, bei denen Zuschüsse nur auf zusätzlich eingestellte Arbeitskräfte 
geleistet werden und generelle Lohnsubventionen, bei denen für alle Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer des subventionsberechtigten Unternehmens Subventionen gewährt 

werden.

Außer dem quantitativen Ziel, Arbeitsplätze in bestimmter Zahl zu schaffen oder zu erhal­
ten, können mit Lohnsubventionen auch Ziele über die Struktur der geschaffenen bzw. 
erhaltenen Arbeitsplätze verfolgt werden. Damit soll bestimmten Zielgruppen, meist am 
Arbeitsmarkt besonders benachteiligten Gruppen, der Zugang zu Arbeitsplätzen erleich­
tert und die Barrieren des strukturierten Arbeitsmarktes eingerissen werden. Diese Arbeit 
streift das Zielgruppenproblem nur am Rande und beschränkt sich im wesentlichen auf 
die Untersuchung der quantitativen Zielsetzung von Lohnsubventionen. Dieses Vorgehen 
erlaubt zum einen die Verwendung eines durchgängigen Theoriegerüsts. Zum anderen 
scheint das Arbeitslosenproblem in den neuen Bundesländern, obwohl sich bereits deut­
lich abzeichnet, daß Frauen, Jugendliche und ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in besonderem Maße betroffen sind, zunächst dennoch in erster Linie ein Mengenproblem 
zu sein1. Die Arbeitslosigkeit betrifft Menschen jeden Alters, jeder Qualifikation und je ­
den Geschlechts. Sie kann nicht allein durch eine Zielgruppenförderung bekämpft wer­

den.

Die Möglichkeiten zur Schaffung und die vor allem Möglichkeiten zum Erhalt von 
Arbeitsplätzen durch Lohnsubventionen werden also in beiden Teilen der Arbeit den Kern 
der Untersuchung ausmachen. Kurzarbeit und Lohnkostenzuschüsse, die mit Zielgrup­
penförderung verbunden sind, also auch das entsprechende Instrumentarium des Arbeits­
förderungsgesetzes, bleiben außer acht.

Selektionsprozesse am Arbeitsmarkt zu Lasten benachteiligter Gruppen entstehen in den neuen 
Bundesländern zur Zeit weniger durch selektive Entlassungen als vielmehr durch verminderte 
Chancen der beruflichen Eingliederung bestimmter Gruppen. Vgl. Brinkmann u.a. 1992, S. 53.
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M ethoden

Der erste Teil der Arbeit stützt sich ausschließlich auf Analysen sekundärer Quellen, die 
hauptsächlich in den 70er und Anfang der 80er Jahre entstanden sind. Beim zweiten Teil 
wird außer auf die vorhandene Literatur auch auf Tagespresse, statistisches Material der 
Bundesanstalt für Arbeit und des Statistischen Bundesamtes sowie auf 'graue Literatur' 
zurückgegriffen. Auch die Ergebnisse einer Konferenz am 1.12.1992 in Potsdam, 
"Gemeinsame Konferenz zu Fragen der Privatisierungs- und Sanierungsmöglichkeiten 
für Treuhanduntemehmen" sollen in die Arbeit einfließen. Für den Gliederungspunkt
II.5. wurde ein Expertengespräch mit Frau Klingmüller, Referatsleiterin Programm­
entwicklung und -begleitung am Brandenburger Ministerium für Arbeit, Soziales, 

Gesundheit und Frauen geführt.

TEIL I: THEORETISCHE GRUNDLAGEN VON L O H N SU B V E N ­
TIONEN IN MARKTWIRTSCHAFTLICH GEPRÄGTEN VOLKSWIRT­
SCHAFTEN

1. Einführung

Das Instrument der Lohnsubventionen ist seit etwa sechzig Jahren bekannt. Erste 
theoretische Ansätze stammen von Pigou und Kaldor2; ein erstes, sechsmonatiges 
Programm wurde 1932 unter der Regierung von Papen ohne viel Erfolg in Deutschland 
erprobt. In den siebziger Jahren erfuhren Lohnsubventionen aufgrund drastisch 
gestiegener Arbeitslosenzahlen in fast allen westlichen Industriestaaten eine weitreichende 
Anwendung. Bis zum heutigen Tag bilden Lohnsubventionen einen festen Bestandteil der 
Arbeitsmarktpolitik in vielen Ländern. Es gibt viele Arten und Ausgestaltungsformen, 
über die eine Übersicht in Anlehnung an Rehn gezeigt sei:

Vgl. Pigou 1968 und Kaldor 1936.
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Abbildung 1:

Möglichkeiten der Ausgestaltung von Lohnsubventionsprogrammen

1 . Grundformen von Lohnsubventionen:

1.1. Arbeitsplatzschaffende Lohnsubventionen: Die Subventionen werden für alle Neu­
einstellungen oberhalb einer festgelegten Bezugsgröße gewährt, die sich aus der 
Belegschaft des Betriebes während einer bestimmten Bezugsperiode errechnet 
(marginale Lohnsubvention) bzw. die Lohnsubventionen werden bei Neuein­
stellungen auf die gesamte Belegschaft erteilt (generelle Lohnsubventionen).

(a) Mögliche Bezugsperioden: Stichtag oder gleitende Durchschnitte u.ä.; jüngste oder 
frühere Vergangenheit.

(b) Varianten im Hinblick auf die Bezugsgröße: niedriger, gleich oder höher als die 
Belegschaft in der Bezugsperiode; unverändert oder veränderlich im Verhältnis zu 
dieser Belegschaftszahl.

1.2. Arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen: Die Subventionen werden fü r 
aufrechterhaltene Arbeitsverhältnisse gewährt, um damit einen Beschäftigungs­
abbau in Betrieben zu vermeiden (generelle Lohnsubventionen)

1.3. Ad-hoc Lohnsubventionen: Die Prämien werden auf der Grundlage fallweiser Ver- 
handlungen mit einzelnen Firmen vergeben.

2 . Differenzierungen möglich nach:

2.1. Regionen.
2.2. Wirtschaftszweigen.
2.3. Gruppen von Arbeitnehmern: z.B. Geschlecht, Alter, Behinderung, Nationalität.
2.4. Betriebsgruppen: Betriebe unterhalb oder oberhalb festgelegter Betriebsgrößen­

klassen; Obergrenzen oder Untergrenzen für die Zahl der Arbeitsplätze m it 
Anspruch auf Lohnsubventionen (Prozentsätze oder absolute Zahlen); Sonder­
regelungen für neue Betriebe, Betriebszusammenlegungen usw.

2.5. Ergänzenden Bedingungen: Subventionszahlung nur dann, wenn dies verbunden 
ist mit Investitionen, beruflicher Bildung, ergonomischen Maßnahmen, betriebli­
cher Umstrukturierung, Wohnortwechsel der Arbeitnehmer und/oder der Akzeptanz 
des Eingriffs in die Preis- und/oder Lohnbildung.

3 .  Arten der Gewährung von Lohnsubventionen:

3.1. Als Prozentsatz des Lohnes oder des Lohnes einschließlich Lohnnebenkosten 
unbegrenzt oder bis zu einer bestimmten Summe pro Jahr, Monat, Woche, Stunde.

3.2. Als Festbetrag pro Person, pro Jahr, Monat, Woche, Stunde.
3.3. Lohnsubventionen bezogen auf die geleisteten Arbeitsstunden während festgelegter 

Perioden mit oder ohne Spezialregeln für Mehrarbeit, Kurzarbeit, Schichtarbeit 
usw.

3.4. Unterschiedliche Subventionshöhe nach dem Einstellungsdatum der Arbeitnehmer.
3.5. Unterschiedliche Zahlungsdauer; allmähliches Auslaufen im Zeitablauf oder nicht.
3.6. Lohnsubventionen als Bartransfer, Verminderung des Arbeitgeberanteils an der 

Sozialversicherung oder als ein dem Unternehmen eingeräumtes Steuerguthaben.
3.7. Abwicklung über Arbeitsämter, Arbeitsministerien, Steuerbehörden oder Sozialver- 

Sicherungszahlstellen.
Quelle: in Anlehnung an Rehn 1980: Mit Expansionskosten gegen die Stagflation. MittAB 4/80, S. 551
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Tatsächlich decken die seit Beginn der siebziger Jahre in verschiedenen Ländern ein­
geführten Lohnsubventionsprogramme fast das ganze Spektrum der oben genannten Aus­

gestaltungsmöglichkeiten ab.

Der erste Teil dieser Arbeit soll dazu dienen, die zahlreichen theoretischen Erkenntnisse 
und praktischen Erfahrungen, die bisher international mit Lohnsubventionen gesammelt 
wurden, aufzuarbeiten und zusammenzufassen, um sie für den Fall der neuen Bundes­
länder, der in Teil II untersucht wird, nutzbar zu machen. Die Behandlung legt den 
Schwerpunkt auf die Theorie von Lohnsubventionen. Praktische Erfahrungen sind in 
hohem Maße von nationalen Gegebenheiten und konkreten Programmausgestaltungen 
abhängig und sollen nur dort einfließen, wo sie verallgemeinerbar erscheinen3.

Die ersten drei Gliederungspunkte befassen sich mit den Beschäftigungseffekten, die 
Lohnsubventionen hervorrufen können. Es geht darum, welche mikro- und makroökono­
mischen Vorgänge Arbeitsplätze schaffen (Punkt 2) und erhalten (Punkt 3) können, und 
inwiefern Differenzierungen in Lohnsubventionsprogrammen die Beschäftigung 
beeinflussen (Punkt 4). Nachdem die Beschäftigungspotentiale behandelt wurden, ist 
dann der Preis der Beschäftigung Gegenstand der Betrachtung: Welche Kosten 
verursachen Lohnsubventionsprogramme und wie sind sie zu finanzieren (Punkt 5)?

2. Beschäftigungseffekte arbeitsplatzschaffender Lohnsubventionen

In der Theorie arbeitsplatzschaffender Lohnsubventionen lassen sich zwei unterschied­
liche Ansätze identifizieren, der Ansatz Kaldors und der Expansionsansatz4. Beide 
V orstellungen über die B eschäftigungsw irkung genereller und m arginaler 
Lohnsubventionen zielen auf eine Nachfragegenerierung ab. Lohnsubventionen können

Zu den Methoden der Evaluierung von Lohnsubventionsprogrammen seien folgende Anmerkungen 
gemacht: Eine verbreitete Form der Evaluierung bereits eingeführter oder beendeter 
Lohnsubventionsprogramme ist die Befragung beteiligter Akteure wie Arbeitnehmer, Arbeitgeber, 
Gewerkschaften, beteiligte und nicht beteiligte Firmen. Ebenso können solche Befragungen 
Entscheidungsgrundlage für die Einführung von Lohnsubventionsprogrammen sein. Ziel der 
Befragungen ist, die Reaktion der Unternehmensleitungen auf Lohnsubventionsprogramme in Bezug 
auf Beschäftigungseffekte, Kenntnis des Programms überhaupt, Umsatzveränderungen, 
Zusammensetzung der Belegschaften, Dauer der Beschäftigung, mögliche Mitnahmen usw. zu 
eruieren. Methodische Schwächen der Datenerhebung sind die typischen Verzerrungen, die Interviews 
bedingen, vor allem aufgrund der geforderten Selbsteinschätzung seitens der Unternehmensleitungen. 
Meistens erfolgt für diese Methode der Evaluation keine detaillierte statistische Kontrolle der 
Ergebnisse anhand von makroökonomischen Parametern (vgl. OECD 1982, S. 42).
Die zweite Form der Evaluierung von Lohnsubventionsprogrammen ist die direkte statistische 
Aufbereitung von Querschnitts- und Zeitreihendaten. Ziel ist z.B., Beschäftigungs- und 
Mitnahmeeffekte, oder Budgetkosten pro geschaffenem Arbeitsplatz zu schätzen und statistisch zu 
analysieren. Es handelt sich hier zwar um eine "objektivere" Methode als die Befragung, aber oft 
mangelt es zur umfassenden Evaluierung an der Verfügbarkeit von Daten bzw. die Daten oder 
statistischen Berechnungen unterliegen Fehlem (ebda.).
Der Expansionsansatz wird von mir so benannt.
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nur dann Arbeitsplätze schaffen, wenn sie selbst eine zusätzliche Nachfrage nach 
Arbeitskräften stimulieren bzw. wenn sie von Maßnahmen zur Nachfrageausweitung 
begleitet werden. Während Kaldors Ansatz die gesamtwirtschaftliche Arbeitsnachfrage 
durch subventionierte Löhne ausschöpfen will, sollen gemäß dem Expansionsansatz 
preisinduzierte Nachfragesteigerungen zu Outputerhöhungen und somit zu einem 
erhöhten Arbeitskräfteeinsatz führen. Obwohl beide Wirkungen unvermeidbar kombiniert 
auftreten, ist eine getrennte Behandlung für die spätere Übertragung auf die neuen 

Bundesländer hilfreich.

Bei beiden Ansätzen wird sich jeweils zeigen, daß die verschiedenen Methoden der 
Nachfragegenerierung auf bestimmte Situationen zugeschnitten sind bzw. bei bestimmten 
Situationen besonderen Erfolg versprechen. Deshalb erfolgt nach der Darstellung und 
Diskussion in der Zusammenfassung jeweils der Versuch der Eingrenzung der Anwen­
dungsgebiete und eine Einschätzung, ob marginale oder generelle Lohnsubventionen 

geeigneter sind.

2.1. Beschäftigungseffekte durch Abschöpfen der Arbeitsnaehfrage

2.1.1. Darstellung

Diese Funktionsbestimmung von Lohnsubventionen geht auf Nicholas Kaldor zurück, 
der 1936 eine frühe Theorie der Lohn Subventionen entwickelte. Kaldor führt eine 
umfassende Arbeitslosigkeit, die nicht nur auf bestimmte Industriezweige oder bestimmte 
Regionen begrenzt ist, auf zwei Faktoren zurück. Entweder ist die Arbeitslosigkeit Folge 
einer relativ zu niedrigen marginalen Arbeitsproduktivität oder zu hoher Kosten des 
Faktors Arbeit5. Lohnsubventionen können die mangelnde Arbeitsproduktivität durch 
ihre kostensenkende Wirkung kompensieren: Die relative Verbilligung des Faktors Arbeit 
ermöglicht einen Mehreinsatz von Arbeitskräften zu gleichen Kosten. Diese können dann 
bei gleichbleibender Produktivität die notwendige Wertschöpfung erbringen. Gleichzeitig 
bleibt bei Lohnsubventionen das Einkommen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und somit auch die Nachfrage konstant6.

Spätere Autoren argumentieren mit der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsnachfrage. Der 
fallende Verlauf der Arbeitsnachfragekurve wird interpretiert als Ausdruck der Substitu­
tionsmöglichkeiten zwischen Arbeit und anderen Faktoren seitens der Unternehmen. Sind 
die Kosten des Faktors Arbeit niedrig genug, kann Arbeit andere Faktoren ersetzen. 
D.h., Lohnsubventionen, die die durchschnittlichen Arbeitskosten verringern, ermög-

5 Vgl. Kaldor 1936, S. 721 f. und S. 728.
6 Abgesehen wird von dem zusätzlichen Einkommen, das bei einer Neueinstellung entsteht.
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liehen ein Abschöpfen der Beschäftigungsmöglichkeiten der Unternehmen. Je elastischer 
die Arbeitsnachfrage bezogen auf den Lohn ist (das bedeutet gleichzeitig: je höher die 
Substitutionselastizität zwischen den Faktoren), desto höher ist der Beschäftigungseffekt 

einer Lohnsubvention7.

Ohne es explizit zu benennen, strebt auch Kaldor eine Substitution von Kapital und/ oder 
anderen Faktoren durch Arbeit an. Anstatt die Arbeitsproduktivität bspw. durch Modemi- 
sierungsinvestitionen zu erhöhen und den Faktor Arbeit damit intensiver zu nutzen, wählt 
er eine vermehrte Nutzung, die Vollbeschäftigung bringen soll. Kaldor nennt zwei 
Ebenen, auf denen diese Substitution stattfinden kann: zum einen bezieht er sich auf "the 
type of 'machinery' used"8, also auf die Wahl der arbeitsintensiveren Produktions­
technik. Zum anderen erwartet er die Substitution von Waren ohne relative Kostenvorteile 
(kapitalintensiv hergestellt) durch Waren mit relativen Kostenvorteilen (arbeitsintensiv 
hergestellt) seitens der Konsumentinnen und Konsumenten, durch die die Beschäftigung 
ebenfalls ausgedehnt wird9.

2.1.2. Diskussion

Zur Überprüfung der Substitutionswirkungen muß also erstens die Faktorsubstitution in 
der Produktion und zweitens die Substitution von Waren mit unterschiedlich faktor­
intensiver Herstellungsweise betrachtet werden.

Clark argumentiert bei der Beurteilung von Faktorsubstitutionen folgendermaßen: Unter­
nehmen wählen ihre Produktionstechnologie nach langfristig ausgelegten Kosten­
minimierungskalkülen. Sollen die Unternehmen erst durch Lohnsubventionen zur Wahl 
einer arbeitsintensiveren Technologie bewegt werden, so impliziert das, daß diese 
Technologie langfristig mehr Kosten verursacht, sonst würden die Unternehmen bereits 
mit ihr produzieren10. Nun fragt sich, was die Unternehmen dazu bewegen könnte, ihr 
langfristig kostenminimierendes Kapital durch teure, arbeitsintensive Produktionsanlagen 
zu ersetzen. Sicherlich nur eine erhebliche und auf Dauer angelegte Lohnsubvention.

Bislang hat noch keine Regierung solch ein großzügiges, langfristiges Subventions­
programm aufgelegt. Bei den Programmen, die von vorneherein befristet sind oder deren 
Dauer unbekannt ist, ist aber die erwartete "payout period"11 in der Regel zu kurz, um 
lohnkosteninduzierte Verfahrenswechsel zu rechtfertigen. In Rezessionen, die meistens

7 Vgl. z.B. Koptis 1978, S. 503.
8 Kaldor, S. 728.
9 Ebda.
10 Vgl. Clark 1985, S. 16.
11 Hamermesh 1978, S. 100.
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Auslöser für Lohnsubventionsprogramme waren, dürfte außerdem der Spielraum für 
Verfahrensumstellungen seitens der Unternehmen gering sein. Mit Faktorsubstitutions­
effekten in signifikantem Umfang ist also nach bisherigen Erfahrungen nicht zu rechnen.

Wie Albeck betont und wie auch die jüngste Diskussion um Lohnsubventionen zeigt, ist 
außerdem eine staatlich verordnete Faktorsubstitution heute kaum noch erstrebenswert12. 
Um dem internationalen Wettbewerb standzuhalten, muß mit der internationalen 
Produktivitätsentwicklung schrittgehalten werden. Eine steigende Beschäftigung bei un­
verändertem Output würde aber in der Regel einen Verlust an Produktivität bedeuten. In 
vielen Industrien sind die Faktorverhältnisse heute ohnehin zunehmend durch technische 
Entw icklungen vorgegeben13. Das bedeutet, daß der arbeitsplatzschaffenden 
Faktorsubstitution durch internationale Standards Grenzen gesetzt sind.

Sofern durch Lohnsubventionen erlangte Kostenvorteile von arbeitsintensiv produzie­
renden Unternehmen an die Konsumentinnen und Konsumenten in Form von Preissen­
kungen weitergegeben werden, ist eine Verdrängung anderer Waren denkbar, wodurch 
die Beschäftigung steigen könnte14. Voraussetzung für die Verdrängung ist aber, daß 
Waren, die miteinander substituierbar sind, mit erheblich unterschiedlichen Faktorpropor­
tionen hergestellt werden, damit bedeutende Preisunterschiede auftreten können. Out­
putsteigerungen in arbeitsintensiven Sektoren stünden dann Outputminderungen und 
gegebenenfalls Entlassungen in kapitalintensiven Sektoren gegenüber (Verdrängungs­
effekt). Der Nettobeschäftigungseffekt durch Warensubstitution wird folglich von der 
OECD als nicht sehr hoch eingeschätzt15.

Zur Quantifizierung der Substitutionseffekte werden mangels praktischer Erfahrungen oft 
Elastizitätsschätzungen verwandt, die methodisch große Probleme bereiten16. Als daher 
sehr vager Anhaltspunkt sei auf eine Studie Hamermeshs aus dem Jahre 1976 verwiesen,

12 Vgl. Albeck 1982, S. 21.
13 Vgl. Martschinke 1988, S. 60.
14 Vgl. Kaldor 1936, S. 728.
15 Vgl. OECD 1978, S. 67.
16 Die Verwendung von Elastizitäten ist insbesondere bei ex-ante Evaluierungen und Simulationen von 

Lohnsubventionen üblich. In einem allgemeinen Gleichgewicht werden anhand von Elastizitäten die 
Wirkungen von Lohnsubventionen auf Beschäftigung, Löhne, Handelsbilanz usw. geschätzt. Beson­
dere Schwierigkeiten bereitet insbesondere die Anwendung des gesamtwirtschaftlichen Parameters auf 
eine Maßnahme, die auf Mikroebene stattfindet. Elastizitäten berücksichtigen nicht spezifische Ge­
gebenheiten auf Untemehmensebene wie Kenntnis vom Lohnsubventionsprogramm, erhaltene Sub­
ventionssumme, Anreiz der Subventionssumme zur Arbeitsplatzschaffung usw. (vgl. Clark 1985, 
S. 15). Kurz, die Verallgemeinerung der Beschäftigungseffekte trägt betrieblichen, sektoralen und 
gegebenenfalls regionalen Besonderheiten nicht Rechnung. Selbst Hamermesh, der 1976 zur 
besseren Vorhersage von Effekten verschiedener Arbeitsmarktinstrumente noch eine Zusammen­
fassung verschiedener Elastizitätsstudien anfertigte, konstatiert 1978: "In sum, existing estimates of 
labor demand elasticities are a poor guide to the likely responses of employers to a wage subsidy" 
(Hamermesh 1978, S. 100).
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die die Ergebnisse von annähernd zwanzig Elastizitätsschätzungen für die USA über ver­
schiedene Zeiträume zusammenfaßt. Die Substitutionselastizität für Arbeit bezogen auf 
den Lohn betrug demnach im Mittel - 0,15, d.h. bei gleichbleibendem Output und 
Kapitaleinsatz verursacht eine Lohnsenkung von 1% einen mittleren Anstieg der Be­
schäftigung durch Substitution von 0,15% nach einem Jahr17. Nicht berücksichtigt wird 
in diesem Wert die Warensubstitution, da der Output als konstant angenommen wird.

2.1.3. Zusammenfassung

Die Substitutionsmöglichkeiten, die Voraussetzung sind für das Abschöpfen der Arbeits­
nachfrage, sind durch internationale Technologiestandards eingeschränkt. Kaldor weist 
aber auf eine Ausnahmesituation hin, in der seine Lohnsubventionen durchaus 
gerechtfertigt sein können. 1st die langfristig gleichgewichtige Relation von Kapital- zu 
Arbeitskosten durch relativ überhöhte Löhne gestört, so können Lohnsubventionen das 
Gleichgewicht wiederherstellen18. Ähnlich argumentiert Gösta Rehn, der Lohnsub­
ventionen für geeignet hält, der in vielen Ländern wirksamen übermäßigen Förderung des 
Faktors Kapital entgegenzuwirken indem der Faktor Arbeit subventioniert wird19. Dieses 
Ungleichgewicht ist auch für die Situation der Bundesrepublik charakteristisch, in der der 
Faktor Kapital stark subventioniert und der Faktor Arbeit durch Lohnnebenkosten stark 
belastet ist.

Kaldors Subventionen sind also unter normalen Umständen nur bedingt geeignet, 
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. In Ausnahmefallen, in denen das konkurrenzfähige 
Verhältnis der Faktorkosten gestört ist, können die Subventionen aber korrigierend 
wirken. Weiche Bedeutung diese Erkenntnis heute für die neuen Bundesländer haben 
könnte, wird Teil II zeigen.

Weiterhin soll festgehalten werden: Kaldors Subventionen zielen auf eine Verringerung 
der Kosten des Faktors Arbeit ab. Sie müßten, um die Faktorpreisrelationen signifikant 
zu verändern, als generelle Lohnsubventionen gewährt werden. Nur so verringern sich 
die durchschnittlichen Arbeitskosten deutlich, und der Anreiz zur Substitution20 bzw. die 
Voraussetzung zur Korrektur der Faktorpreisrelationen ist gegeben.

17 Vgl. Hamermesh 1976, S. 509 ff., auch was die nähere Erläuterung der zugrundeliegenden Annah­
men angeht.

18 Vgl. Kaldor 1936, S. 728.
19 Vgl. Rehn 1982, S. 42.
20 Vgl. Albeck 1982, S. 15.

9



2.2. Beschäftignngseffekte durch Expansion

2.2.1. Darstellung

Gemäß dieser zweiten Vorstellung der Wirkung von Lohnsubventionen soll die Er­
höhung der Beschäftigung durch eine preisinduzierte zusätzliche Gütemachfrage bewirkt 
werden21. In dem Maße, in dem Unternehmen durch Lohnsubventionen gesunkene 
Lohnkosten als Preisnachlässe an die Konsumenten weitergeben, wird die Nachfrage 
nach ihren Produkten steigen. Den niedrigeren Preisen steht ja  aufgrund der gleich­
bleibenden Einkommen eine unverminderte Kaufkraft gegenüber. Die zusätzliche Nach­
frage bewegt die Unternehmen, ihre Produktion zu erhöhen, gegebenenfalls Investitionen 

zu tätigen22 und neue Arbeitskräfte einzustellen. Diese Vorgänge lösen ihrerseits Multi­
plikatoreffekte aus, die weitere Beschäftigungszunahmen stimulieren. Zu unterscheiden 
sind der Zuläeferermultiplikator, der durch die zusätzliche Nachfrage des subventionierten 
Unternehmens ausgelöst wird, und der Konsumgütermultiplikator, der durch zusätzliche 
verfügbare Einkommen entsteht23. Expansiv wirken auch die Aktivitäten jener Unter­
nehmen, deren Ausweitung der Produktion bei gleichbleibenden Preisen durch gesun­
kene Lohnkosten lohnend wurde oder deren Konkurrenzfähigkeit durch sie verbessert 
wurde24.

Die Stärke des Beschäftigungseffekts hängt bei dieser etwas komplexeren Wirkungskette 
von drei Elastizitäten ab25. Erstens gibt die Lohnkostenelastizität der Preise an, wie sensi­
bel die Produzentenpreise auf Lohnkostenänderungen reagieren. Im nächsten Abschnitt 
wird geprüft werden, inwiefern und unter welchen Bedingungen Kostenvorteile über­
haupt in den Preisen weitergegeben werden. Zweitens bestimmt die Preiselastizität der 
Produktnachfrage, ob und in welchem Umfang sich nach Preissenkungen die Nachfrage 
ausweiten wird. Drittens ist die Elastizität zu berücksichtigen, mit der bei Output­
steigerungen zusätzliche Beschäftigte aufgenommen werden können. Diese Aspekte 
werden nachfolgend diskutiert.

21 Vgl. zu diesem Ansatz bspw. Koptis 1978; Bishop, Lerman 1977; Whitley, Wilson 1983,
22 In Phasen der Rezession, in denen unausgelastete Kapazitäten vorhanden sind, ist mit Investitionen 

weniger zu rechnen als im Aufschwung, bei dem Lohnsubventionen Investitionen beschleunigen 
können. Vgl. dazu Martschinke 1988, S. 54.

23 Vgl. Calame 1979, S. 13.
24 Vgl. Schmid 1980, S. 207.
25 Vgl. dazu Clark 1985, S. 14.
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2.2.2. Diskussion

Preissetzungsm echanisnien und N achfragestim ulierung

Um die o.g. Beschäftigungseffekte einschätzen zu können, muß zunächst das Preis­
setzungsverhalten der Unternehmen auf dem Binnenmarkt und auf Exportmärkten unter­
sucht werden, denn Preissenkungen sind Voraussetzung für Nachfrageausweitungen und 
expansive Beschäftigungseffekte.

Für den Binnenmarkt sind zwei verschiedene Preissetzungsmechanismen von Bedeu­
tung. Erstens können bei vollkommener Konkurrenz marginale Kosten die Preissetzung 
bestimmen. In diesem Fall sind marginale Lohnsubventionen zumindest kurzfristig 
ausreichend, um gesamtwirtschaftliche Preissenkungen zu verursachen26, denn sie ver­
ringern die marginalen Kosten. Da sich aber die Durchschnittskosten dabei nicht maß­
geblich verändern (nur zusätzliche Arbeit wird subventioniert), kommt es zu einer deut­
lichen Abnahme der Profitraten, die sich evtl, durch einen Mengeneffekt kompensieren 
läßt. Auf lange Sicht orientieren sich hier aber die Preise an den langfristigen Durch­
schnittskosten, so daß generelle Lohnsubventionen angezeigt wären, vorausgesetzt man 
wollte sie auf Dauer einführen27. Bishop und Haveman führen an, daß auch durch margi­
nale Lohnsubventionen bewirkte, kurzfristige Preissenkungen die Inflationserwartungen 
beeinflussen und dadurch längerfristig stabilisierend auf Preise wirken können28.

Zweitens ist das "mark-up-pricing" zu nennen. Dabei orientieren sich die Unternehmen 
an ihren Durchschnittskosten, auf die sie konstante Profitraten aufschlagen. Um Preis­
senkungen zu erreichen, müßten hier generelle Lohnsubventionen eingesetzt werden, die 
die Durchschnittskosten senken29. "Mark-up"-Preise können aber nur Unternehmen mit 
einer marktbeherrschenden Stellung für sich durchsetzen. Für große Unternehmen mit 
monopolistischer bzw. oligopolistischer Marktstellung, die überPreissetzungsmacht ver­
fügen, besteht jedoch kein zwingender Anlaß, Preise zu senken30. Bei relativ unelasti­
scher Produktnachfrage könnte für die neue Kostenstruktur anstelle von Preisnachlässen 
eine höhere Profitrate die gewinnmaximierende Lösung sein. Statt der erhofften Beschäf­
tigungseffekte entstünden dann Mitnahmeeffekte.

26 Im Polypolfall sind die Unternehmen Preisnehmer. Solange der Marktpreis größer oder gleich ihren 
marginalen Kosten ist, treten sie auf den Markt. Vermindern sich die marginalen Kosten aller 
Unternehmen, sinkt der Marktpreis.

27 Vgl. Bishop, Lerman 1977, S. 58.
28 Vgl. Bishop, Haveman 1979, S.126.
29 Vgl. Whitley, Wilson 1983, S. 870 und Rehn 1982, S. 23.
30 Vgl. Schmid 1980, S. 207.
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Für Existenzgründer und kleine, stark expandierende Unternehmen vermindern auch 
marginale Lohnsubventionen die Durchschnittskosten. Denn bei Existenzgründem ist 
jede Beschäftigung "zusätzlich" und somit subventioniert, bei kleineren Unternehmen 
nimmt eine zusätzliche Arbeitskraft und mit ihr die Subvention einen großen Anteil an den 
Gesamtkosten ein. Diese Unternehmen sind veranlaßt, Kosteneinsparungen nicht abzu­
schöpfen, sondern in ihren Preisen weiterzugeben, um Markteintrittsbarrieren abzubauen 
("under-bidding")31. Tatsächlich ist bei kleinen und mittleren Unternehmen eine echte 
Beschäftigungsstimulanz gegeben; die Mitnahmen sind geringer32. Für diese Gruppe 
sind Lohnsubventionen also besonders wirksam und es eröffnet sich die Möglichkeit, 
starre, oligopolistische Strukturen aufzuweichen. So sieht auch Rehn die Hauptwirkung 
von Lohnsubventionen auf heimische Preise in einem verschärften Preiswettbewerb, der 
zumindest einem Preisauftrieb entgegenwirken kann33.

Die OECD stellt in ihrer Studie über Erfahrungen mit Lohnsubventionen in ausgewählten 
OECD-Ländem fest, daß differenzierte, marginale Lohnsubventionen zumindest einen 
kleinen dämpfenden Effekt auf die Preissteigerungsraten hatten34. Die aus Preissen­
kungen resultierende Nachfrageausweitung richtet sich dann nach der Preiselastizität, die 
wiederum von der Art des Gutes, der Präferenzen der Konsumenten usw. abhängt. Ob es 
jedoch auf dem Binnenmarkt zu preisinduzierten Nachfrageausweitungen in signifikan­
tem Umfang kommen kann, ist aufgrund der für westliche Industrieländer zunehmend 
charakteristischen Oligopolisierung der Märkte eher zu bezweifeln35.

Auf einigen Exportmärkten kommt eine Lohnsubvention einer Exportsubvention gleich. 
Durch die Lohnsubvention kommen hier nachfragewirksame Wettbewerbsvorteile gegen­
über ausländischen Anbietern zum Tragen. Dies betrifft vor allem jene Exportmärkte, auf 
denen marginale Kosten die Preise bestimmen und mit den o.g. Einschränkungen jene, 
auf denen "mark-up-pricing" praktiziert wird (nur bei Verminderung der Durchschnitts­
kosten)36. Auf jenen Exportmärkten, auf denen heimische Anbieter Preisnehmer sind, 
weil der Marktpreis von anderen Anbietern bestimmt wird, können Wettbewerbsvorteile 
geltend gemacht werden, oder aber die Lohnsubventionen verpuffen ohne Preissenkun­
gen in Untemehmensprofiten und haben keine Outputerhöhung zur Folge37.

31 Vgl. Bishop, Lerman 1977, s. 58 f.
32 Vgl. Hiiblcr 1982, S. 61.
33 Vgl. Rehn 1982, S. 24.
34 Vgl. OECD 1982, S. 46.
35 Zu Konzentrationsprozessen bspw. in der EG vgl. Caspari, Schwarz 1989, S. 391.
36 Vgl. Layard, Nickell 1980, S. 57.
37 Vgl. Whitley, Wilson 1983, S. 866.
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Insoweit die Nachfrageausweitung durch eine die Handelspartner schädigende Export­
zunahme bewirkt wird, ist sie abzulehnen. Sie kommt dann einer "beggar-my-neighbor"- 
Politik gleich und bedeutet lediglich eine Verlagerung des Arbeitslosenproblems in das 
Ausland. Obwohl die OECD 1978 dieses Problem bei Lohnsubventionen als vemach- 
lässigbar einstufte38, bewegte die EG immerhin im gleichen Jahr die britische Regierung 
dazu, ein den Wettbewerb verzerrendes Lohnsubventionsprogramm stark einzuschrän­
ken39. Die Exportmärkte bieten zwar mehr Spielraum für Nachfrageausweitungen als der 
Binnenmarkt, diese Tatsache kann aber kein Ansatzpunkt für die im internationalen Sinne 
erfolgreiche Auflage eines Lohnsubventionsprogramms sein.

B esch äftigu n gseffek te

Vorausgesetzt, es könnte aufgrund einer Lohnsubvention zu Preissenkungen und damit 
verbunden zur Stimulierung zusätzlicher Nachfrage kommen, ist die Auswirkung auf die 
Beschäftigung dennoch nicht ganz eindeutig. Denn die Entscheidung über Neueinstel­
lungen wird auf betrieblicher Ebene, also auf "Mikroebene" getroffen und ist keinesfalls 
nur von Nachfragebewegungen abhängig. Einige dieser betrieblichen Faktoren sollen hier 
kurz angeführt werden.

Entscheidend ist erstens, daß die Unternehmen überhaupt Kenntnis von dem Lohnsub­
ventionsprogramm haben und die teilweise komplizierten Regelungen verstehen. Das war 
in der Vergangenheit keinesfalls immer der Fall. Weiterhin dürfen sie nicht befürchten, 
daß die Inanspruchnahme von Lohnsubventionen ein schlechtes Licht auf ihren Betrieb 
wirft oder Unruhe unter den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auslöst40.

Zweitens sind betriebliche Rekrutierungspotentiale und -Strategien maßgeblich. Es kön­
nen z.B., wie Clark anführt, bei gegebenen Produktionstechniken marginale Beschäfti­
gungszunahmen unmöglich sein. Anstatt einige zusätzliche Arbeitnehmer und Arbeitneh­
merinnen einstellen zu können, ist zur Ausweitung der Produktion oft die Einführung 
einer neuen Schicht notwendig41. Die wiederum bedeutet für die Unternehmen ein zu 
großes Risiko, so daß Expansion eher über die Verordnung von Überstunden stattfindet. 
Und während große Unternehmen meistens den finanziellen Spielraum zu weiteren 
Einstellungen haben, ist das bei kleineren Unternehmen weniger wahrscheinlich, denn 
allein die Kosten der Einstellung und Einarbeitung belasten sie sehr. Andererseits haben 
kleine Betriebe allgemein eine weniger ausgefeilte Rekrutierungsstrategie im Sinne einer

38 Vgl. OECD 1978, S. 67.
39 Vgl. Calame 1980, S. 6 zur Temporary Employment Subsidy.
40 Vgl. Rehn 1982, S. 67 und S. 70.
41 Vgl. Clark 1985, S. 17
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langfristigen, rationalen Personalplanung und lassen sich leichter durch kurzfristige 
Lohnsubventionsprogramme zu Neueinstellungen verleiten42.

Zur quantitativen Orientierung soll an dieser Stelle schließlich mit den im vorherigen 
Abschnitt gemachten Vorbehalten wiederum auf die Elastizitätsstudie Hamermeshs zu­
rückgegriffen werden. Hamermesh schätzt die mittlere Lohnkostenelastizität der Preise 
auf 0,55, die mittlere Preiselastizität der Produktnachfrage auf - 0,41 und die mittlere 
Produktnachfrageelastizität der Beschäftigung auf 0,75. Die Multiplikation der drei Elasti­
zitäten ergibt den Expansionseffekt; er beträgt -0,17, d.h. daß eine l%ige Lohnkosten­
senkung einen expansionsbedingten Beschäftigungsanstieg von 0,17% verursacht43.

2.2.3. Zusammenfassung

Oben wurde teilweise schon erläutert, für welche Anwendungsfelder sich expansionsori­
entierte Lohnsubventionen eignen. Generell dienen sie als Instrument zur Bekämpfung 
zyklischer Arbeitslosigkeit, wenn unausgelasteten Kapazitäten sehr viele nicht beschäf­
tigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegenüberstehen. Kommt es hier zu einer 
Erhöhung des Outputs, sinken die Kosten zusätzlich durch die verbesserte Kapazitäts­
auslastung. In der Situation eines erwarteten Aufschwungs können Lohnsubventionen 
anstehende Beschäftigungszunahmen beschleunigen44. Insgesamt muß aber die Expan­
sionswirkung skeptisch beurteilt werden, zumal außer den makroökonomischen 
Parametern auch die betrieblichen Kalküle stimmen müssen.

Die Lohnsubventionen dienen also einer gesamtwirtschaftlichen Expansion. Rehn ver­
steht Lohnsubventionen als eine unter anderen möglichen Maßnahmen zur Stimulierung 
des Wirtschaftswachstums, warnt aber beharrlich davor, sie ohne ein "Paket" zusätzlicher 
Maßnahmen, insbesondere weiterer keynesianischer Nachfragestimulierung, anzuwen­
den. Denn sie allein können sicherlich nicht die für einen Aufschwung nötigen Impulse 
setzen45.

Existenzgründer und kleine Unternehmen bieten die größte Aussicht auf kosteninduzierte 
Expansion; für sie sind marginale Lohnsubventionen eine günstige Subventionsform. 
Potentielle Preiseffekte können sowohl durch generelle als auch durch marginale Lohn­
subventionen bewirkt werden. Möglicherweise erweisen sich marginale Lohnsubven­
tionen hier als die fiskalisch günstigere Variante.

42 Ebda.
43 Vgl. Hamermesh 1976, S. 519. Hamermesh gibt die Elastizitäten in Absolutbeträgen an. Darauf 

wurde hier verzichtet, um die Richtung der Effekte zu verdeutlichen.
44 Vgl. Bishop, Haveman 1979, S. 125.
45 Vgl. Rehn 1982, S. 6f., S. 17, S. 21, S. 26.
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2.3. Fazit

Weder im Ansatz Kaldors noch im Expansionsansatz sind bedeutende Beschäftigungs­
effekte zu erhoffen. Das liegt zum einen daran, daß die Faktorsubstitution, die Voraus­
setzung ist für das Abschöpfen der Arbeitsnachfrage, unter normalen Bedingungen kaum 
stattfinden wird. Zum anderen unterliegt die Wirkungskette, die eine kosteninduzierte Ex­
pansion verursachen könnte, Einflüssen aus Untemehmensentscheidungen über Preis­
setzung und Neueinstellung und ist bislang eher unwirksam. Kurz, Lohnsubventionen 
können zwar Arbeitsplätze schaffen, aber ihre Beschäftigungseffekte müssen als gering 
angesehen werden. Nur für kleine, mittelständische Betriebe liegen die voraussichtlichen 
Beschäftigungswirkungen durch Expansion etwas höher.

3. Beschäftigungseffekte arbeitsplatzerhaltender Lohnsubventionen

Unter den arbeitsplatzerhaltenden Lohnsubventionen lassen sich Lohnsubventionen bei 
fortlaufender Produktion einerseits und Lohnsubventionen ohne Produktion (Kurzarbeit) 

andererseits unterscheiden46.

3.1. Beschäftigungseffekte bei fortlaufender Produktion

3.1.1. Darstellung

Diese Lohnsubventionen, die den Abbau von Arbeitsplätzen verhindern sollen, zielen 
hauptsächlich auf die zeitliche Überbrückung von aus konjunkturellen oder auch aus 
strukturellen Gründen entstandenen Nachfrageausfällen ab. Sie können aber außerdem, 
wie in Schweden praktiziert, Firmen, die auf lokalen Arbeitsmärkten dominieren und 
langfristig Arbeitsplätze abbauen müssen, zum Aufschieben der Entlassungen veran­
lassen, bis sich der übrige Arbeitsmarkt erholt hat47.

Die zeitliche Überbrückung soll verschiedene Funktionen übernehmen. Zum einen 
bedeuten die Lohnsubventionen "aus der Perspektive der Unternehmen betrachtet (...) 
eine aktuelle Verbesserung der Liquidität und erlauben es, Arbeitskräfte in der Hoffnung 
auf eine sich verbessernde Konjunktur- und Absatzsituation durchzutragen"48. Das liegt 
insofern im Interesse der Unternehmen, als sie die Kosten der Kündigung und der 
Wiedereinstellung einschließlich Einarbeitungskosten sparen, d.h. sie erhalten ihr 
betriebsspezifisches Humankapital49. Bei weiterlaufender Produktion kann zum anderen

46 Die Aufteilung der Grundformen analog Schmid 1980, S. 203.
47 Vgl. Calame 1979, S. 68 und Aislabie 1980, S. 759.
48 Calame 1979, S. 3.
49 Vgl. OECD 1978, S. 68.
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die gewonnene "Atempause" entweder für betriebliche Anpassungen an den Struktur­
wandel, zum langfristigen Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit und somit der Arbeitsplätze, 
genutzt werden. Oder aber vor dem Hintergrund erhöhter Liquidität wird in der Hoffnung 
auf zukünftige Absatzchancen auf Lager produziert. In Schweden wurde die 
Lagerproduktion zwischenzeitlich sogar direkt subventioniert50.

Ergänzend zu den Beschäftigungseffekten der zeitlichen Überbrückung können auch 
Wirkungen auftreten, die den Expansionseffekten arbeitsplatzschaffender Lohnsub­
ventionen ähneln. Sind die Kosten gesunken, kann entweder durch Preissenkungen oder 
durch eine verbesserte Konkurrenzsituation die Nachfrage steigen51. Damit ist der Nach­
frageeinbruch vorübergehend abgeschwächt und Arbeitskräfte können weiterbeschäftigt 
werden. Sobald die Konjunktur sich erholt, sind die Lohnsubventionen überflüssig.

Schließlich ist auch eine Substitution von Kapital durch Arbeit analog dem Kaldorschen 
Ansatz möglich. Zwar kann auch bei den eher kurzfristig angelegten Konjunkturüber- 
brückungsprogrammen nicht mit Umstellungen des Produktionsprozesses zugunsten ar­
beitsintensiverer Methoden gerechnet werden. Aber Wettbewerbsvorteile gegenüber 
weniger arbeitsintensiv produzierenden Unternehmen, die einen geringeren Subventions­
anteil erhalten, sind durchaus denkbar.

3.1.2. Diskussion

Zur Überbrückungsfunktion der Lohnsubventionen sei folgendes gesagt: Bei Konjunk­
tureinbrüchen kann eine Überbrückung, die das Humankapital erhält, sehr sinnvoll 
sein52. Abhängig von der Dauer und Schärfe des Konjunktureinbruchs kann sich diese 
Überbrückung aber als sehr teuer erweisen und über den F inanzierungsaufw and 
konjunkturdämpfend auswirken. Zudem sind Unternehmen außer von konjunkturellen 
zunehmend auch von strukturellen Problemen betroffen. Eine "Atempause" in Form von 
Lohnsubventionen kann bei strukturellen Problemen insofern trügerisch wirken, als sie 
dem Unternehmen falsche Signale setzt und seine Anpassung an den Strukturwandel 
möglicherweise verzögert bzw. verhindert. Andererseits kann die überbrückende Lohn­
subvention den Strukturwandel fördern, indem sie "schrumpfenden Branchen mit Leer­

50 Vgl. Casey, Bruche 1985, S. 40.
51 Vgl. Schmid 1980, S. 206.
52 Von einigen Kritikern wird die staatlich geförderte Humankapitalerhaltung als zwiespältig 

angesehen. Zwar nützt sie in Krisenzeiten sowohl den Unternehmen als auch den Beschäftigten, 
langfristig verschiebt sich die Verantwortung für die Arbeitsplatzsicherheit aber vom Unternehmen 
zum Staat (vgl. Burton 1977, S. 42). Boten vormals die Unternehmen von sich aus eine gewisse 
Arbeitsplatzsicherheit, um Humankapital an sich zu binden, verbleibt bei der Existenz überbrük- 
kender Lohnsubventionen kein Anlaß dafür. In Krisenzeiten erweist sich dieser Einwand aber als 
nebensächlich.
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kapazitäten [die] gleichzeitige Suche nach profitablen Produkt- und Prozeßalternativen"53 
erlaubt. Die Festsetzung einer maximalen Förderungsdauer treibt solche Aktivitäten 
voran54. In diesem Fall sichert die Lohnsubvention auch langfristig die Beschäftigung.

Die Überbrückungsvariante "Produktion auf Lager" kann allerdings lagerkostenbedingt 
nur bei sehr kurzen Konjunktureinbrüchen gewählt werden. Für jene Branchen, die Kun­
denanfertigungen vornehmen oder deren Produkte keine lange Haltbarkeit haben, kommt 
die Lagerproduktion nicht in Frage. Diese Einschränkung dürfte aufgrund neuer 
Produktionsmodelle ständig an Bedeutung gewinnen.

Insgesamt hängen die Beschäftigungseffekte überbrückender Lohnsubventionen davon 
ab, ob eher ein konjunkturelles oder ein strukturelles, ein langfristiges oder ein 
kurzfristiges Problem vorliegt. Im Fall einer strukturellen Krise richtet sich die 
Beschäftigungssicherung danach, mit welcher Konsequenz und welchem Erfolg die 
Unternehmen Umstrukturierungen im Sinne eines innerbetrieblichen Strukturwandels 
vornehmen. Calame schätzt die Beschäftigungseffekte a rbe itsp la tzerhaltender 
Lohnsubventionen aus Erfahrungen in Großbritannien, Schweden und den USA als hoch 
im Vergleich zu anderen Lohnsubventionsprogrammen ein55.

Hinsichtlich der Expansions- und A rbeit/ Kapital-Substitutionswirkungen der 
arbeitsplatzerhaltenden Lohnsubvention gilt im wesentlichen das in Punkt 2 Gesagte. Bei 
schweren Konjunktureinbrüchen kann eine Lohnsubvention ohne flankierende 
Maßnahmen sicherlich nicht selbständig eine ausreichende Nachfrage stimulieren. 
Dennoch gehen von ihr M ultiplikatoreffekte aus, die bei der stabilisierten 
Konsum güternachfrage durchaus beschäftigungssichernd wirken können. M it 
Substitutionseffekten in großem Umfang ist allerdings nicht zu rechnen. Weiterhin sind 
beide Wirkungen nicht wünschenswert, wenn entweder die Produktivitätsentwicklung 
darunter leidet oder eine in- oder ausländische Verdrängung stattfindet, die das 
Arbeitslosigkeitsproblem lediglich verlagert, anstatt es zu beheben.

Obwohl die Beschäftigungseffekte als relativ hoch einzuschätzen sind, liegt ein gravie­
rendes Problem in der Auswahl der subventionsberechtigten Unternehmen. Je nach Art 
der produzierten Güter, der Nachfragestruktur, der Produktionsweise oder der Marke­
tingstrategie werden Unternehmen selbst innerhalb der gleichen Branche in unter­
schiedlicher Weise von Konjunktur- und Strukturproblemen betroffen sein. Eine

53 Albeck 1982, S. 23.
54 Vgl. OECD 1982, S. 9.
55 Vgl. Calame 1980, S. 32.
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bedürftigkeitsgerechte Selektion dürfte sich als unmöglich und der Mißbrauch der Lohn­

subvention als dementsprechend hoch erweisen.

3.1.3. Zusammenfassung

In Rezessionen und im Strukturwandel kann die Unterstützung schrumpfender 
Unternehmen durch Lohnsubventionen ein geeignetes Mittel zum Erhalt der Be­
schäftigung sein, das möglicherweise in Kombination mit anderen nachfrageorientierten 
oder strukturfördernden (z.B. Weiterbildungs-) Maßnahmen außerordentlich wir­
kungsvoll ist. Voraussetzung ist aber, daß die Subventionen nur bedürftigen Un­
ternehmen in fest definierten Zeiträumen zugute kommen, denn sonst sind sie nicht fi­
nanzierbar.

Diese Lohnsubventionen müssen als generelle Subvention auf jeden erhaltenen Arbeits­
platz gewährt werden, da ja  mit zusätzlicher Beschäftigung im Sinne marginaler Subven­
tionen vorerst nicht zu rechnen ist.

Die Unsicherheit über die Auswirkungen arbeitsplatzerhaltender Lohnsubventionen, was 
die unerwünschten Nebenfolgen - allen voran den Mißbrauch - betrifft, führte dazu, daß 
sie seit dem Ende der siebziger Jahre international kaum noch angewandt wurden56.

3.2. Beschäftigungseffekte ohne Produktion

Aus ähnlichen Motiven wie die Subventionen bei fortlaufender Produktion hat zunächst 
in Europa und später auch in den USA das Instrument der Kurzarbeit (Lohnsubventionen 
ohne Produktion) verbreitete Anwendung erfahren. Hierbei werden Arbeitsverhältnisse in 
Abwesenheit von Produktion bewahrt, indem Lohnersatz subventioniert wird. Die 
Gefahr der Mitnahmen ist hier weniger groß, denn der Ausfall der Produktion ist ein 
ausreichendes Indiz für das tatsächliche Vorliegen von betrieblichen Problemen. In 
einigen Ländern wird die Gewährung von Entschädigung für Kurzarbeit an 
innerbetriebliche Weiterbildung geknüpft, um "unproduktive" Zeiten "produktiv" zu 
nutzen57. Schmid stellt fest, daß Kurzarbeit außer dem Arbeitsplatzerhalt "in großem 
Maße die Funktion [hatte], den Prozeß des Beschäftigungsabbaus gewissermaßen als 
'Fallschirm' zu verzögern"58.

56 Vgl. Casey, Bruche 1985, S. 41.
57 Ebda., S. 40.
58 Schmid 1980, S. 204.
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Auch beim Einsatz des Instruments in den neuen Bundesländern scheint die 
"Fallschirmfunktion'' dieser Subventionsform im Vordergrund gestanden zu haben59. 
Kurzarbeit soll im folgenden nicht mehr behandelt werden, denn sie ist in den neuen 
Bundesländern nach der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion so massiv eingesetzt 
worden, daß eine eingehende Untersuchung in diesem Rahmen nicht möglich ist.

3.3. Fazit

Arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen bei fortlaufender Produktion können Unter­
nehmen beschäftigungssichernde Impulse geben, indem sie zum einen ähnliche Wirkun­
gen wie arbeitsplatzschaffende Lohnsubventionen auslösen und zum anderen eine nutz­
bare Überbrückungszeit geben. Diese Wirkungskombination läßt auf höhere Beschäfti­
gungseffekte hoffen als bei arbeitsplatzschaffenden Lohnsubventionen. Eingeschränkt 
werden diese Erwartungen sehr stark dadurch, daß aufgrund der von Unternehmen zu 
Unternehmen unterschiedlichen Betroffenheit von Konjunktureinbrüchen die Subven­
tionsberechtigung kaum zu beweisen und der Mißbrauch kaum zu verhindern ist. Die 
Beschäftigungseffekte erweisen sich also trotz guter Ansätze in marktwirtschaftlich ge­
prägten Volkswirtschaften als gering.

Arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen ohne Produktion werden in dieser Arbeit 
ausgeklammert.

4. Beschäftigungseffekte bei struktureller Differenzierung

Lohnsubventionsprogramme können nach verschiedenen Kriterien, und zwar nach Be­
schäftigtengruppen einerseits und nach Sektoren, Regionen und Betriebsgrößen anderer­
seits, differenziert werden. In der Vergangenheit haben fast alle Regierungen explizit oder 
implizit durch die spezifische Ausgestaltung der Programme Differenzierungen mit Lohn­
subventionsprogrammen verbunden. Obwohl die ziel gruppenorientierte Differenzierung 
von Lohnsubventionen, was die "Problemgruppen" des strukturierten Arbeitsmarktes 
angeht, nicht Gegenstand dieser Arbeit ist, sind doch spezifische Beschäftigungseffekte 
mit den Differenzierungen verbunden, die hier auch behandelt werden sollen.

4.1. Differenzierung nach Beschäftigten- oder Arbeitslosengruppen

4.1.1. Explizite und implizite Differenzierung

Bestimmte Beschäftigten- oder Arbeitslosengruppen können in Lohnsubventions­
programmen explizit bevorzugt werden. Üblicherweise werden die Programme auf ein­

59 Vgl. z.B. Auer u.a. 1992, S.12.
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zelne "Problemgruppen" des Arbeitsmarktes60 zugeschnitten, um insbesondere Einarbei­
tungszeiten zu subventionieren61. Beispiele sind die speziell auf Jugendliche ausgerichte­
ten Programme in Frankreich oder die Einarbeitungszuschüsse und Einstellungsbeihilfen 
in der Bundesrepublik. Diese Programme zielen auf eine Verbesserung der Erwerbschan­

cen der betreffenden Gruppen ab.

Beschäftigten- und Arbeitslosengruppen können aber auch implizit durch die Ausge­
staltung des Programmes bevorzugt werden. Eine Subvention, die z.B. als feste Summe 
pro Neueinstellung festgesetzt wird oder die einen Prozentsatz der Lohnsumme bis zu 
einer Obergrenze ausmacht, begünstigt tendenziell die Einstellung von Niedrigverdienem, 
weil der relative Subventionsanteil pro Einstellung bei ihnen höher ist. Niedrigverdiener 
gehören oft zu den "Problemgruppen" des Arbeitsmarktes62. Diese indirekte Förderung 
wurde beispielsweise beim New Jobs Tax Credit, USA, oder beim britischen Temporary 
Employment Subsidy - Programm praktiziert.

Die Bevorzugung bestimmter Gruppen hat Implikationen sowohl für die Betroffenen als 
auch für die Volkswirtschaft als ganzes. Sie werden nachfolgend diskutiert.

4.1.2. Implikationen der Differenzierung

Vordergründig läuft die Begünstigung bestimmter Gruppen bei gleichbleibender Arbeits­
nachfrage auf eine Substitution nicht begünstigter Arbeitskräfte hinaus. D.h„ daß "die 
Beschäftigungs- und Einkommenschancen der subventionsfähigen Arbeitskräfte steigen, 
die der nicht subventionsfähigen dagegen sinken''63.

Da aber in der Realität kaum damit zu rechnen ist, daß hochqualifizierte Arbeitskräfte tat­
sächlich durch Mitglieder von "Problemgruppen" ersetzt werden, handelt es sich bei 
dieser Art von Differenzierung eher um eine staatlich gelenkte Spreizung der Lohnstruk­
tur. Während die Strukur der Lohneinkommen unverändert bleibt, wird die Struktur der 
Lohnkosten den Marktverhältnissen entsprechend differenziert64. Eine sozial akzeptable 
Einkommensgleichheit wird gekoppelt mit der verbesserten Wettbewerbssituation von 
"Problemgruppen" am Arbeitsmarkt. Im Fall von Einarbeitungszuschüssen wird z.B. die 
anfangs unterstellte geringere Arbeitsproduktivität kompensiert. Problematisch an diesem 
Konzept ist, daß der Staat die Marktverhältnisse sowohl richtig erfassen als auch antizi­

60 Z.B. Frauen, Jugendliche, ältere Arbeitnehmer, Behinderte und Ausländer. Vgl. Offe, Hinrichs 1977, 
S.34.

61 Vgl. Calame 1980, S. 2.
62 Vgl. Koptis 1978, S. 496.
63 Albeck 1982, S. 15.
64 Ebenda, S. 25.
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pieren muß, wenn er sie in einem Lohnsubventionsprogramm angemessen berück­

sichtigen will65.

Wenn der Anteil von Niedrigverdienem und von Personen, die den "Problemgruppen" 
zugerechnet werden an den insgesamt Beschäftigten aufgrund einer differenzierenden 
Lohnsubvention steigt, hat das zweierlei positive Konsequenzen auf die Beschäftigung. 
Erstens ist von den Gruppen mit den höchsten Arbeitslosenraten der geringste Impuls zur 
Lohninflation zu befürchten66. Aufgrund ihrer schwachen Position innerhalb der Ge­
werkschaften werden sie als letzte Lohnerhöhungen durchsetzen können. So sehr diese 
Umstände zu kritisieren sind, dem Erfolg von Lohnsubventionsprogrammen kommen sie 
zugute. Denn Lohnerhöhungen unterlaufen die kostensenkende Wirkung der Sub­
ventionen und sind Beschäftigungszunahmen abträglich. Das "cheating the Phillips 
curve"67, also das Durchbrechen der inflationären Wirkung traditioneller beschäfti­
gungswirksamer Staatsausgaben wird hier ermöglicht. Bishop und Haveman weisen 
nach, daß Lohnsubventionsprogramme, die speziell auf Gruppen mit einem hohen Über­
schußangebot an Arbeitskräften ausgerichtet sind, potentiell höhere Beschäftigungs­
effekte erzielen, indem sie die "natürliche" Arbeitslosenquote verringern68. Hamermesh 
begründet den gleichen Sachverhalt wiederum mit den Elastizitäten: aufgrund einer 
höheren Nachfrageelastizität nach Niedrigverdienern werden auf die Gruppe der 
Niedrigverdiener begrenzte Lohnsubventionen mindestens genauso hohe Beschäftigungs­
effekte wie undifferenzierte Lohnsubventionen erzielen - eher höhere69. Auch Kaldor 
stellte fest, daß eine reichliches Überschußangebot an Arbeitskräften Voraussetzung für 
die Einführung von Lohnsubventionen ist, will man einen sinnlosen Lohnwettbewerb um 
Arbeitskräfte vermeiden70.

Zweitens hätte ein erhöhter Anteil Benachteiligter an den gesamten Erwerbstätigen eine 
generelle Umverteilung der verfügbaren Einkommen zu ihren Gunsten zur Folge. Die für 
diese Gruppen charakteristische überdurchschnittliche marginale Konsumneigung 
versetzt der Volkswirtschaft überdurchschnittlich hohe zusätzliche Nachfrageimpulse. 
Diese eröffnen neue Beschäftigungspotentiale71.

65 Vgl. Martschinke 1988, S. 43 und S. 51.
66 Vgl. Bishop, Lerman 1977, S. 57.
67 Baily, Tobin 1977, S. 535.
68 Vgl Bishop, Haveman 1979, S. 125.
69 Vgl. Hamermesh 1978, S. 98.
70 Vgl. Kaldor 1936, S. 723 f.
71 Wenn der gesamtwirtschaftlichen Nettobeschäftigungseffekt dennoch niedrig erscheint, so kann das 

daran liegen, daß durch die verbesserten Arbeitsmarktchancen auch Menschen Arbeitsplätze 
einnehmen, die vorher als "discouraged workers" (stille Reserve) nicht in den offiziellen 
Arbeitslosenstatistiken auftraten aber durchaus arbeiten möchten (vgl. OECD 1982, S. 33).
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4.1.3. Zusammenfassung

Abgesehen von den Folgen für den strukturierten Arbeitsmarkt, der nicht Gegenstand 
dieser Arbeit ist, gilt für die Differenzierung von Lohnsubventionen nach Beschäftigten- 
oder Arbeitslosengruppen folgendes: Die Bevorzugung von sonst benachteiligten Grup­
pen in Lohnsubventionsprogrammen erzeugt tendenziell höhere gesamtwirtschaftliche 
Beschäftigungseffekte als die Gleichbehandlung aller Gruppen am Arbeitsmarkt. Erfreu­
liche "Nebenwirkung" ist die gleichmäßigere Verteilung der Einkommen und der Chan­
cen am Arbeitsmarkt.

4.2. Differenzierung nach Sektoren, Regionen und Betriebsgrößen

4.2.1. Explizite und implizite Differenzierung

Lohnsubventionsprogramme können auch Differenzierungen nach Wirtschaftssektoren, 
Regionen oder Betriebsgrößen beinhalten. Der in Großbritannien 1967-1977 gültige 
Regional Employment Premium beschränkte sich beispielsweise explizit auf die erzeu­
gende Industrie ("manufacturing sector") in Problemgebieten72. Auf Regionen mit über­
durchschnittlicher Arbeitslosigkeit zielte das deutsche Lohnkostenzuschußprogramm 
1974/1975 ab73. Die belgischen Primes d'emploi pour PME konnten nur von solchen 
Betrieben in Anspruch genommen werden, die weniger als 15 Arbeitskräfte beschäftig­
ten74.

Differenzierungen dieser Art können auch implizit, ob gewollt oder ungewollt, in der 
Ausgestaltung der Lohnsubventionsprogramme enthalten sein. Wie oben schon festge­
stellt wurde, begünstigen marginale Lohnsubventionen z.B. eher kleine und expandie­
rende Unternehmen; ebenso wirken Obergrenzen, die die maximale Subventionssumme 
pro Unternehmen begrenzen. Erfahrungen mit dem Lohnkostenzuschußprogramm 
1974/1975 zeigen eine, sicherlich ungewollte, Bevorzugung eines Industriezweiges, 
nämlich des Baugewerbes und der Bauindustrie. Sie resultierte daraus, daß der im Pro­
gramm festgelegte Stichtag es den regelmäßig im Frühjahr expandierenden Unternehmen 
ermöglichte, ihre saisonbedingten Beschäftigungsschwankungen mit Lohnsubventionen 
zu finanzieren75.

Implikationen bezüglich der Beschäftigungseffekte aus Differenzierungen nach Sektoren, 
Regionen oder Betriebsgrößen werden nachfolgend aufgezeigt.

72 Vgl. Rehn 1982, S. 33.
73 Vgl. Schmid 1977, S. 2.
74 Vgl. Calame 1979, S. 109a.
75 Vgl. Schmid 1977, S. 6 f. und ders. 1980, S. 218 ff.



4.2.2. Implikationen der Differenzierung

W irtschaftssektoren und B etriebsgrößen

Gegen Differenzierungen nach W irtschaftssektoren spricht, daß lediglich eine 
Substitution von Arbeitskräften zwischen subventionierten und nicht subventionierten 
Sektoren ohne Nettobeschäftigungszunahmen auftreten. Eine verschärfte intersektorale 
Konkurrenz um Arbeitskräfte könnte zu Lohnverzerrungen führen, die die Wirkungen 
von Lohnsubventionen aufheben76. Diese Effekte treten nur dann nicht auf, wenn zwi­
schen den Wirtschaftssektoren z.B. aufgrund von Qualifikationsunterschieden kein 
Austausch von Arbeitskräften möglich ist oder wenn genügend Arbeitslose mit passenden 
Qualifikationsprofilen bereitstehen, die eine Substitution verhindern. Weil davon nicht 
immer auszugehen ist, müssen sektorale Differenzierungen mit Skepsis betrachtet wer­
den77. Dies betrifft auch eine mögliche intersektorale Substitution von Waren und die 
damit verbundene Arbeitsplatzverdrängung.

Eine weitere "Form von Arbeitsplatzverdrängung kann (...) dadurch entstehen, daß große 
Firmen die Beschäftigung ihrer Zulieferer abgraben, dadurch daß sie selbst die be­
treffende Produktion und Beschäftigung übernehmen"78. Durch gezielte Erhöhung der 
Produktionstiefe können Unternehmen auch mit sektor-fremden Produktionsstufen in den 
Genuß von Lohnsubventionen kommen. "Das Risiko solcher Umtriebe ist aber auch ein 
Argument dafür, daß die Prämien nur an Betriebe unter einer gewissen Größe gegeben 
werden"79. Hier tritt zu den schon in vorhergehenden Abschnitten festgestellten Vorteilen 
der Bevorzugung kleinerer Betriebe ein weiterer zutage. Wenn also nach Betriebsgrößen 
differenziert wird, sollten kleine Betriebe bevorzugt werden.

R egionen

Sind in einer Volkswirtschaft starke regionale Disparitäten bezüglich der Arbeits­
losenquoten vorhanden, ist es zumindest kurzfristig sinnvoll, Lohnsubventionen auf Pro­
blemregionen zu beschränken. Sie können dann zielgenau dort wirken, wo sie benötigt 
werden. Allerdings muß im Fall einer tiefen Rezession erneut mit Substitutionseffekten

76 Vgl. Hamermesh 1978, S. 90 und Rehn 1982, S. 39.
77 Vgl. Kaldor 1936, S. 727. Es ist durchaus legitim, daß der Staat sich aus verschiedensten 

Überlegungen dazu entscheidet, bestimmte Wirtschaftssektoren am Leben zu halten. In diesem Fall 
dient die Subvention dem dauerhaften Erhalt und nicht dem Anstoß zur sich langfristig selbst 
tragenden Beschäftigung (vgl. oben). Diese Erhaltungssubventionen müssen in ihrer Konzeption 
deutlich von Lohnsubventionen unterschieden werden. Es besteht dann auch kein Grund, bei den 
Lohnkosten anzusetzen.

78 Rehn 1980, S. 548.
79 Ebda.
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gerechnet werden80: Während in der Problemregion Arbeitsplätze entstehen können, 
müssen möglicherweise anderswo Unternehmen schließen. Bei einem erwarteten Auf­
schwung ist dieses Problem weniger gravierend.

Längerfristig tritt die Möglichkeit der Wanderung in die oder aus der Problemregion auf. 
Dazu existieren drei Auffassungen. Erstens vertraut Kaldor darauf, daß die Mobilitäts­
neigung von Menschen gering ist und die Differenzierung nach Regionen somit sinnvoll, 
denn wegen des hohen Überschußangebots an Arbeitskräften sind in der subventionierten 
Region überdurchschnittliche, positive Beschäftigungseffekte zu erwarten, ohne daß 
erhebliche Zu- oder Abwanderungen berücksichtigt werden müssen81. Regionale 
Lohn rigiditäten aufgrund hoher Arbeitslosigkeit können dabei eine wichtige, die Wirkung 
der Lohnsubventionen unterstützende, Rolle spielen82.

Liberale W irtschaftswissenschaftler betrachten Mobilität hingegen als eine nötige 
Voraussetzung zum Ausgleich struktureller Wirtschaftsprobleme. Lohnsubventionen 
hemmen hiernach die Mobilität: sie binden die Arbeitskräfte an die Problemregionen und 
verhindern ihre optimale Allokation, was sich effizienzmindemd auf die Volkswirtschaft 

auswirkt83.

Der dritten Auffassung zufolge müssen gerade qualifizierte Arbeitskräfte an die Regionen 
gebunden werden, will man verhindern, daß diese völlig ausbluten und in eine nach­
haltige Abhängigkeit von reicheren Regionen gelangen, ohne die Chance einer eigen­
ständigen Entwicklung, ln der Bundesrepublik gilt die "Einheitlichkeit der Lebensver­
hältnisse" als im Art. 106 GG verankerte normative Grundlage. Daß regionale Dispari­
täten hier nicht unbegrenzt hingenommen werden ist ein politisches Faktum, das dieser 
dritten Auffassung Kraft verleiht.

4.2.3. Zusammenfassung

Eine Differenzierung von Lohnsubventionen nach Wirtschaftssektoren sollte kritisch 
betrachtet werden, da möglicherweise die intersektorale Substitution von Arbeitskräften 
oder auch der Wettbewerb um die Arbeitskräfte die positiven Beschäftigungseffekte 
konterkariert. In jedem Fall treten Wettbewerbsverzerrungen auf. Falls nach Betriebs­
größen differenziert wird, sollten generell kleine Firmen bevorzugt werden, da bei ihnen 
größere Beschäftigungseffekte zu erwarten sind.

80 Vgl. OECD 1978, S. 70.
81 Vgl. Kaldor 1936, S. 727.
82 Vgl. OECD 1982, S. 46.
83 Vgl. Hamermesh 1978, S. 89.
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Eine Differenzierung nach Regionen kann sinnvoll sein; normativ ist eine Angleichung 
der Lebensverhältnisse anzustreben. Besonders große Beschäftigungswirkungen zeigen 
sich dann, wenn die Arbeitslosenquoten erhebliche regionale Disparitäten aufweisen, 
wenn ein wirtschaftlicher Aufschwung erwartet wird und wenn die Migrationsneigung 
gering ist. Eine eingehendere Untersuchung des Problems erfolgt bezogen auf die neuen 

Bundesländer in Teil II.

4.3. Fazit

In Lohnsubventionsprogrammen explizit oder implizit enthaltene Differenzierungen kön­
nen bezogen auf die Beschäftigungseffekte positive und negative Auswirkungen haben. 
Eine Differenzierung, die Niedrigverdiener und "Problemgruppen" des Arbeitsmarkts ge­
genüber anderen Gruppen bevorzugt, verursacht überdurchschnittliche Beschäftigungs­
effekte. Eine Differenzierung nach Wirtschaftssektoren hat hingegen zu viele negative 
Nebeneffekte, als daß sie angestrebt werden sollte. Als besonders vorteilhaft erweist sich 
die Förderung kleiner Betriebe. Die Beurteilung regionaler Differenzierungen hängt vom 
ordnungspolitischen Verständnis ab. Wird der Ausgleich regionaler Disparitäten ange­
strebt, sind regional differenzierte Lohnsubventionen ein geeignetes Mittel dazu.

5. Kosten, Budgetbelastung und Finanzierung von Lohnsubventions­
programmen

Als Abschluß der Behandlung von Lohnsubventionen in marktwirtschaftlich geprägten 
Volkswirtschaften sollen Kosten, Budgetwirkung und Finanzierung des Instruments 
betrachtet werden.

5.1. Kosten

Die Besonderheit von Lohnsubventionen ist, daß die Bruttokosten durch eintretende 
Kostenentlastungen aufgewogen und im günstigsten Fall sogar überkompensiert werden, 
so daß die Nettoprogrammkosten sich nicht zwangsläufig negativ auf das Staatsbudget 
auswirken. Wie sich zeigen wird, ist der Anteil der Mitnahmen an den gewährten Sub­
ventionen dabei von maßgeblicher Bedeutung.

5.1.1. Bruttokosten

Die Bruttokosten bestehen aus den direkten Kosten der Subvention, den Kosten der Ad­
ministration und den Verlusten aus Mitnahmen.
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Kosten der Subvention

Wird die Subvention als fester Betrag pro Person gewährt, so ist die Subventionssumme 
(S) das Produkt aus Subventionsbetrag, Dauer der Subvention und subventioniertem 
Personenkreis. Handelt es sich hingegen um eine prozentuale Subvention der 
Lohnkosten, so müssen die durchschnittlichen Lohnkosten der geförderten Personen 
zugrunde gelegt werden. Problematischer wird die Bestimmung von S, "wenn die 
Subvention in Form von herabgesetzten oder erlassenen Sozialversicherungsbeiträgen 
gewährt wird und die subventionsberechtigte Gruppe sehr inhomogen zusammengesetzt 

ist"84.

Kosten der Adm inistration

Neben den direkten Kosten der Subvention verursacht die Verwaltung beschäfti- 
gungsfördemder Programme Kosten. Die Verwaltung von Lohnsubventionen kann je 
nach spezifischer Ausgestaltung von bestehenden Institutionen der Sozialversicherung, 
vom Finanzamt oder anderen staatlichen Stellen übernommen werden. Es entstehen 
Personal- und Sachkosten. Ihre Höhe hängt vor allem davon ab, w ieviel 
Kontrollaufwand mit dem Programm verbunden werden soll. Einerseits stellt der 
Mißbrauch und die Mitnahmen ein großes Problem für die Kosteneffektivität von 
Lohnsubventionen dar. Intensive Kontrollen könnten diese Phänomene, wenn auch nicht 
vollständig, eindämmen. Andererseits warnt Rehn davor, "sogenannte M illim eter­
gerechtigkeit oder anderen Perfektionismus zu betreiben"85, denn bürokratische 
Komplikationen wirken auf Unternehmen abschreckend. Wird außerdem der För­
derungstatbestand z.B. bei personell differenzierten Lohnsubventionen zu streng ein­
gegrenzt, kann die Prämienberechtigung auf einen potentiellen Arbeitgeber als Manko des 
Bewerbers wirken86.

M itnah m eeffekte

Mitnahmen ("windfall profits") sind Subventionen, die Unternehmen einstreichen, ohne 
sie zum Arbeitsplatzerhalt oder zur Schaffung von Arbeitsplätzen zu verwenden. Calame 
unterscheidet illegale und legale Mitnahmen87. Illegale Mitnahmen erschleichen Unter­
nehmen, indem sie betrügerisch erklären, bestimmte Arbeitsplätze nur aufgrund der 
Lohnsubvention erhalten bzw. geschaffen zu haben. Während bei arbeitsplatzerhaltenden

84 Calame 1979, S. 18.
85 Rehn 1980, S. 549.
86 Hinweise auf einen Stigmatisierungseffekt streng differenzierter Lohnsubventionen liefern die Unter­

suchungen von Burtless 1985.
87 Vgl. Calame 1979, S. 9 f. und S. 15.
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Subventionen diese Falschangaben kaum zu widerlegen sind, können sie bei arbeits­
platzschaffenden leichter überprüft werden. Illegale Mitnahmen werden dann zu legalen, 
wenn die Vergabebedingungen sie implizit zulassen, indem ohnehin geschaffene bzw. 
erhaltene Arbeitsplätze in Lohnsubventionsprogrammen nicht ausgeklammert werden. 
Das trifft zum einen ganz bewußt bei generellen Lohnsubventionen zu, aber auch z.B. bei 
marginalen, die die Mitsubventionierung ohnehin geschaffener Arbeitsplätze in Kauf neh­
men. Arbeitsplatzerhaltende Subventionsprogramme verlangen meist von den Unterneh­
men eine Erklärung darüber, daß der subventionierte Arbeitsplatz nur durch die Subven­
tion erhalten werden konnte. Hier sind legale Mitnahmen also weitgehend ausgeschlos­

sen.

Als legale Mitnahme im weiteren Sinne kann auch ein Anteil des Subventionsbetrags für 
tatsächlich geschaffene oder erhaltene Arbeitsplätze wirken. Denn jedes Unternehmen hat 
aufgrund seiner spezifischen Situation eine individuelle kritische Subventionshöhe, ab 
der es lohnend ist, einen Arbeitsplatz zu erhalten bzw. zu schaffen. Diese kritische 
Subventionshöhe kann der Staat nicht für jedes Unternehmen mit vertretbarem  
administrativen Aufwand schätzen. Die Festlegung der Subventionshöhe beinhaltet also 
immer die Möglichkeit, daß für bestimmte Unternehmen auch ein geringerer Betrag 
ausreichend gewesen wäre und somit anteilig Mitnahmen existieren88. Umgekehrt besteht 
auch die Ungewißheit, ob eine minimal höhere Subvention zusätzliche Arbeitsplätze 

geschaffen oder erhalten hätte.

5.1.2 Kostenentlastungen

Im Zusammenhang mit der Schaffung bzw. dem Erhalt von Arbeitsplätzen treten gesamt­
wirtschaftliche Kostenentlastungen auf, die darauf beruhen, daß die Arbeitslosigkeit 
verringert bzw. vermieden wurde. Während es sich bei arbeitsplatzschaffenden Lohnsub­
ventionen um reale Kosteneinsparungen handelt, gilt bei arbeitsplatzerhaltenden Subven­
tionen das Alternativkostenkonzept89, d.h. welche Kosten wären ohne die Subvention 
vermutlich entstanden und konnten nun vermieden werden. Die folgenden Ausführungen 
beziehen sich jeweils auf beide Konzepte.

Q uantifizierbare K ostenentlastungen

Die quantifizierbaren Kostenentlastungen setzen sich zusammen aus Minderausgaben und 
Mehreinnahmen. Direkt kostenentlastend wirken zunächst die bei verminderter Arbeits­
losigkeit wegfallenden Ausgaben. Dazu gehören zum einen das Arbeitslosengeld und die

88 Vgl. OECD 1978, S. 67.
89 Vgl. Calame 1979, S. 20.
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Arbeitslosenhilfe einschließlich der jeweiligen Krankenkassen- und Rentenversicherungs­
beiträge. Zum anderen kommt es zu Einsparungen durch Minderausgaben bei anderen 
Sozialleistungen wie Sozialhilfe, Wohngeld, Heizkostenzuschüssen usw. Kostenent­
lastend sind außerdem die Mehreinnahmen der Sozialversicherung (Arbeitslosen-, 
Renten- und Krankenversicherung) sowie zusätzliche Steueraufkommen direkter und 
indirekter Steuern wie Lohn- und Einkommensteuern, Verbrauchssteuern und Gewinn­
steuern90. Die Kostenentlastungen können, basierend auf dem (erwarteten) Beschäfti­
gungseffekt, unter Berücksichtigung der betroffenen Arbeitslosen- bzw. Beschäftig­
tengruppen geschätzt werden91.

Die Kostenentlastungen müssen auf die wahrscheinliche Zeitspanne, über die eine 
subventionierte Person bei Nichtexistenz des Lohnsubventionsprogramms arbeitslos 
gewesen wäre, bezogen werden. Zugrunde gelegt werden, soweit vorhanden, Zahlen 
über die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit für die betroffenen Beschäftigten- 
bzw. Arbeitslosengruppen. Calame weist darauf hin, daß bei arbeitsplatzerhaltenden 
Lohnsubventionen die Anwendung dieser Durchschnittszahlen irreführend ist, denn bei 
N ichteinführung des Programms strömten insgesamt m ehr Personen auf den 
Arbeitsmarkt. Die verschärfte Konkurrenz führte dann normalerweise - besonders im Fall 
der neuen Bundesländer ist davon auszugehen - zu einem Anstieg der durchschnittlichen 
Dauer der Arbeitslosigkeit, d.h. die Alternativkosten werden hier systematisch 
unterschätzt92.

In einer vielzitierten, mittlerweile jedoch schon an die zwanzig Jahre alten Studie, schätzte 
Mukheijee die Kostenentlastungen ohne wegfallende Sozialleistungen für die damaligen 
EG-Länder auf zwischen 81% und 138% des Einkommens für einen verheirateten Mann 
mit zwei Kindern in der Verarbeitenden Industrie (Ausnahme: Italien mit 29% )93. Für die 
Bundesrepublik ergibt sich 1991 folgendes Bild:

90 Vgl. Martschinke 1988, S. 81.
91 Die Höhe der eingesparten Arbeitslosenunterstützung bzw. der zusätzlichen Lohnsteuereinnahmen 

richten sich z.B. nach dem früheren bzw. dem neuen Bruttoeinkommen. Hier muß also abgeschätzt 
werden, ob das Lohnsubventionsprogramm eher Hoch- oder Niedrigverdiener begünstigt. Wichtig ist 
ebenfalls die Dauer der Arbeitslosigkeit, denn mit zunehmender Dauer nehmen in der Bundesrepublik 
die Leistungsbezüge ab (Wechsel vom Arbeitslosengeld zur Arbeitslosenhilfe).

92 Vgl. Calame 1979, S. 23 und Rehn 1982, S. 53.
93 Vgl. Mukherjee 1976, S. 80.
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Tabelle 1:

Kosten der Arbeitslosigkeit in den alten und neuen Bundesländern 1991

Alte Bundesländer Neue Bundesländer

durchschnittliche Kosten der Arbeits­
losigkeit pro Jahr in DM 32.330 17.023

durchschnittliche Bruttolohn- und -ge­
haltssumme pro Jahr in DM 44.497 21.720

Kosten der Arbeitslosigkeit in % der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme 73% 78%

Quellen: Bach, Spitznagel 1992 und Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung; eigene Berechnungen.

Die Tabelle enthält die direkten Kosten ohne Multiplikatoreffekte. Das bedeutet, daß in 
der Bundesrepublik ein Subventionsbetrag von 73% bzw. 78% des Einkommens gesamt­

fiskalisch neutral wäre, wobei stark vereinfachend eine homogene Zusammensetzung der 
Beschäftigten- und Arbeitslosengruppen angenommen wird und von Verwaltungsauf­
wand und Mitnahmeeffekten abgesehen wird. Deutlich wird das Ausmaß der fiskalischen 
Entlastung durch zusätzliche Beschäftigung.

N icht direkt quantifizierbare Kostenentlastungen

Nicht direkt quantifizierbar sind die Vorteile und Kostenentlastungen, die der Volkswirt­
schaft durch die zusätzliche Produktion und mittelbar durch die Verminderung der 
Arbeitslosigkeit entstehen. Volkswirtschaftlich sind die indirekten Wirkungen (Vorlei- 
stungs- und Multiplikatoreffekte) von Bedeutung, die sich fiskalisch zusätzlich positiv 
niederschlagen94.

Insbesondere die sozialen und psychischen Folgen der Arbeitslosigkeit, die sich in 
Verlust an Selbstvertrauen, Statusverlust, materieller Not, Krankheit und gesellschaft­
licher Isolierung äußern können, sind unabschätzbar. Meßbar werden sie allenfalls in 
erhöhten Aufwendungen für das Gesundheitssystem und möglicherweise für andere 
beschäftigungsfördemde Maßnahmen oder in höherer Kriminalität95. Burton geht so

94 Vgl. Bach, Spitznagel 1992.
95 Vgl. Calame 1979, S. 20.
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weit, die verminderte Jugendkriminalität ("keeping people off the streets") als geldwerten 
Vorteil von Lohnsubventionen zu veranschlagen96.

Positiv zu Buche schlagen außerdem die Produktivitäts- und Lemeffekte, die die Altema- 
tivbeschäftigung 'Arbeitslosigkeit' nicht erzeugt hätte. Weiterhin ist es für eine Gesell­
schaft möglicherweise akzeptabler, daß Steuern zur Beschäftigungsförderung verwendet 
werden, als daß sie als reine Transferzahlungen unproduktiv verpuffen97.

Weil diese Entlastungen kaum quantifiziert werden können, werden sie in Evaluationen 
meistens vernachlässigt. Geeigneter als die Betrachtung der Kosten sind zur Erfassung 
dieser Effekte gesamtwirtschaftliche Wohlfahrts- und Effizienzansätze.

5.1.3. Nettokosten

Die Nettokosten des Lohnsubventionsprogramms ergeben sich aus den Bruttokosten 
minus den quantifizierbaren Kostenentlastungen. Die Mitnahmen werden berücksichtigt, 
indem die Kostenentlastungen mit dem Prozentanteil effektiv geschaffener bzw. erhal­
tener Arbeitsplätze (b = Beschäftigungseffekt) multipliziert werden. (1 -b) mal Subven­
tionssumme (S) sind dann die Mitnahmen. Die Nettokosten betragen98:

(1) NK = [ (s • ts • Xp) + A ] - b [ (T + E) • ta • Xp]

Die Subventionssumme (S) beträgt: Subventionsbetrag (s) mal Dauer der Subvention (ts) 
mal subventionierter Personenkreis (Xp). Hinzu kommen die Kosten der Administration 

(A). Die Einsparungen betragen: vormals geleistete durchschnittliche Transfers (T) plus 
zusätzliche durchschnittliche Steuer- und Beitragseinnahmen (E) mal durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit (ta ) mal subventionierter Personenkreis (Xp). Die Durch­

schnittszahlen beziehen sich jeweils auf die für den subventionierten Personenkreis cha­
rakteristischen Werte.

Negative Nettokosten sind Nettoeinsparungen. Sie können maßgeblich dann auftreten, 
wenn (b) groß ist, d.h. der Anteil der Mitnahmen klein.

96 Burton o.J., S. 5 f. und 1977, S. 36.
97 Vgl. OECD 1982, S. 35.
98 In Anlehnung an Calame 1979, S. 24.

30



5.2. Budgetbelastung

B ei arbeitsplatzerhaltenden Lohnsubventionen

Arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen belasten das Staatsbudget mit der vollen 
Subventionssumme (S) plus der Kosten der Administration (A), denn theoretisch im 
Vergleich zur Nichtexistenz des Programms auftretende Kostenentlastungen wirken sich 
ja  nicht real auf das Budget aus. Das Lohnsubventionsprogramm verursacht also ein 
Budgetdefizit, das durch Steuern, Kreditaufnahme oder Kürzung anderer Staatsausgaben 

finanziert werden muß (vgl. unten).

Bei arbeitsplatzschaffenden Lohnsubventionen

Ob bei arbeitsplatzschaffenden Lohnsubventionen ein Budgetdefizit oder -Überschuß ent­
steht, hängt wie oben erläutert wurde davon ab, ob die Kostenentlastungen die 
Bruttokosten überwiegen oder nicht. Abhängig von der Höhe des Subventionsbetrags 
und der Höhe der quantifizierbaren Kostenentlastungen läßt sich für jedes 
Lohnsubventionsprogramm ein mindester Beschäftigungseffekt als kritische Grenze b* 
ermitteln, ab dem sich das Programm ohne zusätzliche Mittelbeschaffung selbst finan­
ziert99. Schmid ermittelte für das deutsche Lohnkostenzuschußprogramm 1974/1975 
beispielsweise eine kritische Grenze von b* = 42% 100, d.h. daß bei einem 
Beschäftigungseffekt von über 42% ein Budgetüberschuß entstanden wäre. Sowohl in 
diesem als auch in vielen anderen Lohnsubventionsprogrammen waren die Mitnahmen 
jedoch so hoch, daß die Beschäftigungseffekte weit hinter der kritischen Grenze zu­
rückblieben und ein Defizitsaldo entstand. Analog dem kritischen Beschäftigungseffekt 
b* kann eine kritische Dauer der A rbeitslosigkeit bei N ichteinführung von 
Lohnsubventionen errechnet werden, die bei verschiedenen Beschäftigungseffekten eine 
Selbstfinanzierung garantiert (unter Zugrundelegung der Altemativkosten)101.

Die häufig geäußerte Meinung, generelle Lohnsubventionen belasteten das Staatsbudget 
mehr als marginale, kann nicht bestätigt werden. Vielmehr hängt auch hier die Aus­
wirkung auf das Budget von den erzeugten Beschäftigungseffekten ab. Je nachdem, ob 
im Sinne Kaldors die Arbeitsnachfrage abgeschöpft oder ob eine gesamtwirtschaftliche 
Expansion angestrebt werden soll, haben Lohnsubventionsformen ihre adäquaten und 
somit kostengünstigen Anwendungsfelder. Es wäre genauso sinnlos und damit budget­
belastend, mit marginalen Lohnsubventionen eine Veränderung der Faktorpreisrelationen

99 Vgl. Albeck 1982, S. 22.
100 Vgl. Schmid 1977, S. 43.
101 Vgl. Calame 1980, S. 27 ff.
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anzustreben, wie es überflüssig wäre, für die Expansion kleiner Unternehmen generelle 
Lohnsubventionen zu veranschlagen. Solange die erzeugten Beschäftigungseffekte hoch 
genug sind, muß keine Form arbeitsplatzschaffender Lohnsubventionen das Budget 
belasten. Die Crux bleibt also die Frage nach der Eindämmung der Mitnahmeeffekte.

Budgetbelastung im Vergleich zu anderen Maßnahmen

Ein Vergleich von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, der sich auf die Budgetwirkung 
reduziert, ist wegen der Einseitigkeit der Betrachtung, vor allem der Vernachlässigung 
der erreichten "Nebenziele" als zwiespältig anzusehen. Lohnsubventionen sehen immer 
eine Beteiligung des arbeitgebenden Unternehmens an den Lohnzahlungen vor. Insofern 
läge die Vermutung nahe, daß Lohnsubventionen das Budget zumindest weniger belasten 
als z.B. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, bei denen Löhne und Gehälter zu 100% 
subventioniert sind. Aufgrund der ungewissen Mitnahmeeffekte muß diese Regel jedoch 
nicht gelten. Allgemein läßt sich lediglich festhalten, daß Lohnsubventionen bei 
geschickter Programmgestaltung die Möglichkeit haben, Arbeitsplätze relativ kosten­
günstig zu schaffen und zu erhalten.

5.3. Finanzierung

Nach bisherigen Erfahrungen mit Lohnsubventionen entsteht sowohl beim Arbeitsplatz­
erhalt als auch bei der Arbeitsplatzschaffung ein zu finanzierendes Budgetdefizit. Zu 
erläutern sind einerseits die makroökonomischen Auswirkungen alternativer Ausgaben­
finanzierung und andererseits die Verteilung von Finanzierungsaufwand und Kosten­
einsparung auf verschiedene Institutionen.

M akroökonom ische Auswirkungen der F inanzierung

Das Budgetdefizit kann durch die Kürzung anderer Staatsausgaben, durch Kreditauf­
nahme oder durch zusätzliche Steuern finanziert werden. Eine Ausgabenkürzung kann die 
Beschäftigungseffekte des Subventionsprogramms stark konterkarieren. Hübler kommt 
zu dem Schluß, daß "bei einer Substitution von staatlicher Güternachfrage durch 
Ausgaben für Lohnsubventionen das Ergebnis [des Vorzeichens der Nettobeschäfti­
gungseffekte] nicht ganz eindeutig ist"102. Ebenso ergibt eine von Koptis zitierte Simu­
lation einen niedrigeren Nettobeschäftigungseffekt bei Ausgabensubstitution als bei 
anderen Finanzierungsmethoden103.

102 Hübler 1982, S. 246.
103 Vgl. Koptis 1978, S. 507.
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Bei der Kreditfinanzierung kann die stärkere Beanspruchung des inländischen Kapital­
marktes einen Zinsanstieg bewirken und damit die private Gütemachfrage verdrängen 
(Crowding-Out). Neben diesen kontraktiven Effekten können als Resultat einer bei 
Wertpapierhaltung erhöhten Konsumnachfrage Preissteigerungen auftreten. Machen die 
Gewerkschaften die Preissteigerungen zum Anlaß für Lohnerhöhungen, unterlaufen sie 
die Lohnsubventionen. Außerdem ist das Verhalten der Bundesbank maßgeblich. Eine 
restriktive Geldpolitik als Reaktion auf inflationäre Tendenzen kann den Spielraum für 
Expansionen verringern, indem der Geldmantel enger geschnürt wird104.

Die Auswirkungen dieser Finanzierungsform hängen somit auch von nationalen Ge­
gebenheiten ab. Die Macht der Gewerkschaften variiert genauso wie die Bestimmungs­
faktoren der Konsumnachfrage und die Richtlinien und Politik der einzelnen Zentral­

banken.

Auch die Steuerfinanzierung wirkt über die Verdrängung privater Nachfrage kontraktiv: 
Die verfügbaren Einkommen der Haushalte sinken und damit die Konsumausgaben; eine 
erhöhte Untemehmenssteuer beeinflußt die Renditenrechnung der Unternehmen negativ 

und verhindert Investitionen.

Alle drei Finanzierungsformen vermindern über kontraktive Effekte den originären 
Beschäftigungsanstieg. Hübler kommt zu dem Schluß, daß "eine kreditfinanzierte 
Lohnsubvention den höchsten Beschäftigungseffekt"105 induziert, wobei jeweils die 
nationalen makroökonomischen Parameter ausschlaggebend sind.

Verteilung der Finanzierung a u f nutzenempfangende Institutionen

Ein bislang noch häufig vernachlässigter Aspekt der Finanzierung ist die Verteilung der 
Finanzierung auf die nutzenempfangenden Institutionen. Er soll in diesem Rahmen nur 
angerissen werden, verdient aber im Hinblick auf die Implementation beschäftigungs- 
und arbeitsmarktpolitischer Instrumente einige Beachtung.

Bach/ Spitznagel ermitteln folgende Verteilung der Kosten der Arbeitslosigkeit auf 
verschiedene Institutionen:

104 Vgl. Albeck 1982, S. 22 f.
105 Vgl. Hübler, S. 246.
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Tabelle 2:

Verteilung der Kosten der Arbeitslosigkeit 1991

Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Bundesanstalt für Arbeit 37,8% 69,1%

Bund 25,1% 10,0%

Länder 9,6% 5,0%

Gemeinden 8,3% 2,6%

Rentenversicherung 14,8% 10,9%

Krankenversicherung 4,6% 2,4%

Quelle: Bach, Spitznagel 1992

Diese Verteilung der Kosten der Arbeitslosigkeit entspricht bei - bspw. aufgrund eines 
Lohnsubventionsprogrammes - abnehmender Arbeitslosigkeit der Verteilung der Minder­
ausgaben und Mehreinnahmen (Nutzen) auf die einzelnen Institutionen.

Die institutionelle Verteilung des fiskalischen Nutzens aus verminderter Arbeitslosigkeit 
entspricht in der Bundesrepublik nicht der voraussichtlichen Verteilung der Kosten eines 
Lohnsubventionsprogramms. Während von verminderter Arbeitslosigkeit sowohl die 
Gebietskörperschaften als auch die Träger der Sozialversicherung profitieren, müßten 
aller Wahrscheinlichkeit nach der Bund und die Bundesanstalt für Arbeit für ein Lohn­
subventionsprogramm aufkommen. Im seltensten Fall ist von einer Nutzen-Finan­
zierungsäquivalenz für alle Institutionen auszugehen.

Eine solche Inkongruenz von Haushaltsbe- und -entlastungen durch Lohnsubventionen 
führt aber zu mangelnder Initiative der netto nicht profitierenden Institutionen. 
"Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitiken dürften am ehesten dann Aussichten auf 
Verwirklichung (und Erfolg) haben, wenn ihre Programmkosten bei denselben 
Haushaltsträgem anfallen, bei denen auch die programmbedingten Haushaltsentlastungen 
entstehen. (...) Im Idealfall der Kongruenz (...) entstehen klare Anreize für eine aktive 
Politik"106. Spekulativ könnte man also annehmen, daß die Bundesanstalt für Arbeit zur 
Zeit ein besonderes institutionelles Interesse an der Verabschiedung von Sonderpro­

106 Bruche, Reissert 1985, S. 134.
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grammen für die neuen Bundesländer hat. Wie dem auch sei, bleibt als Ergebnis festzu­
halten, daß bei der Finanzierung von Lohnsubventionsprogrammen eine Kongruenz von 
Kosten und Nutzen anzustreben ist.

5.4, Fazit

Lohnsubventionen könnten positive gesamtfiskalische Auswirkungen haben, wenn es 
gelänge, die Mitnahmeeffekte unter Kontrolle zu bringen. Befriedigende Lösungen gibt 
es dafür bislang nicht. Während bei arbeitsplatzschaffenden Lohnsubventionen der 
Selbstfinanzierungseffekt spürbar wird, stellen arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen 
zunächst reine Budgetbelastungen dar. Hier besteht, gerade bezogen auf die neuen 
Bundesländer, eine große Notwendigkeit der verstärkten Orientierung am Alternativ­
kostenkonzept, ohne dabei die nicht quantifizierbaren Kostenentlastungen außer acht zu 
lassen. Ein beharrlicher Engpaß für Lohnsubventionsprogramme stellt die Finanzierungs­
restriktion dar: von allen Finanzierungsmethoden gehen kontraktive Wirkungen aus, 
wobei der Kreditfinanzierung u.U. Vorrang zu geben ist. Bei der Finanzierung ist 
hinsichtlich der Verteilung der Kosten und des Nutzens der Lohnsubventionsprogramme 

auf die Institutionen Kongruenz anzustreben.

6. Zusammenfassung

In marktwirtschaftlich geprägten Volkswirtschaften haben arbeitsplatzschaffende und 
arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen bisher keine überragenden Erfolge erzielt. Ver­
antwortlich dafür ist auf der Seite arbeitsplatzschaffender Subventionen die Einschrän­
kung der angestrebten Wirkungsketten, zum einen durch die abnehmenden Spielräume 
für Faktorsubstitution, zum anderen durch die zunehmende Oligopolisierung der Märkte 
und die stellenweise nicht durch Kostensenkungen steuerbaren Entscheidungen auf 
"Mikro-Ebene". Auf der Seite arbeitsplatzerhaltender Lohnsubventionen behindern in 
erster Linie hohe Mitnahmeeffekte die Wirksamkeit.

Besonders beschäftigungswirksame Adressaten für Lohnsubventionen sind kleine 
Betriebe, Regionen mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit, Niedrigverdiener und 
"Problemgruppen". Werden durch Lohnsubventionen hohe Beschäftigungseffekte er­
reicht und sind die Mitnahmen gering, könnten sie sich durch Kostenentlastungen selbst 
finanzieren. Theorie und Praxis zeigen, daß dieses Ziel selbst für die aussichtsreichsten 
Adressaten in der Regel nicht erreicht werden kann.
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Teil II: Lohnsubventionen in den neuen Bundeslän­
dern

1. Einführung

Ausgelöst durch die Wirtschafts- und Währungsunion vollzieht sich in den neuen 
Bundesländern ein dramatischer Strukturbruch. Während sich die Produktion seit dem 
dritten Quartal 1990 fast halbiert hat und im Verarbeitenden Gewerbe sogar auf fast 40% 
abgesunken ist, stieg die Zahl der Arbeitslosen im gleichen Zeitraum von 309 Tausend 
auf rund 1,2 Millionen (vgl. Abbildung 2). Zählt man die Personen hinzu, die sich in 
Kurzarbeit oder in Arbeitsbeschaffungs- und Weiterbildungsmaßnahmen befinden, ist die 
Zweimillionengrenze bereits überschritten. Die Zahl der Erwerbstätigen in den neuen 
Bundesländern hat sich seit dem vierten Quartal 1989 um über 3,5 Millionen auf 6,2 
Millionen verringert107.

Abbildung 2:

Entwicklung von Produktion und Arbeitslosigkeit in den neuen 
Bundesländern

Quelle: Statistisches Bundesamt und DI W Wochenbericht 39/92; eigene Berechnungen

Vgl. DIW Wochenbericht 39/92, S. 469. Stand: 2. Quartal 1992.
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Gleichzeitig gibt es Berechnungen, die Voraussagen, daß die Sicherung von sieben 
Millionen Arbeitsplätzen bis zum Jahr 2000 1,3 Billionen DM Investitionen erfordert108. 
Angesichts des schleppenden Anlaufs der Investitionen in den neuen Bundesländern ist 
damit überhaupt nicht zu rechnen109 - eine Fortführung der "Freisetzung" von Arbeits­
kräften im bisherigen Tempo steht zu befürchten. Weit höhere Arbeitslosenzahlen als 
bisher sind aber weder sozial noch politisch noch finanziell zu verkraften. Hier bietet sich 
das Instrument der Lohnsubvention an.

Die Einführung von Lohnsubventionen in den neuen Bundesländern wurde und wird 
sehr kontrovers diskutiert. Dabei gibt es schon heute in Ostdeutschland verdeckt und of­
fen die verschiedensten Formen von Lohnsubventionen. Zum einen dienen die erhebli­
chen Liquiditätsbeihilfen und Kreditbürgschaften der Treuhandanstalt für ihre 
Unternehmen größtenteils der Zahlung von Löhnen110. Zum anderen läßt man in ABS- 
Gesellschaften mit Hilfe öffentlicher Mittel im großen Umfang Beschäftigungen ausüben, 
die sich oftmals in der Grauzone privatwirtschaftlicher Tätigkeit befinden. Schließlich 
gibt es neben den Lohnsubventionen, die das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) vorsieht, in 
den neuen Ländern auch z.B. Unterhaltszuschüsse für Existenzgründer.

Der folgende zweite Teil dieser Arbeit dient also nicht nur dazu, Chancen von 
Lohnsubventionen zu eruieren, sondern auch dazu, W irkungsweise, Folgen und 
Reichweite bereits bestehender Lohnsubventionen zu untersuchen. Im ersten Teil dieser 
Arbeit kam ich zu dem Ergebnis, daß die Chancen von Lohnsubventionen zum 
Arbeitsplatzerhalt und Arbeitsplatzschaffen als gering angesehen werden müssen. Dieser 
zweite Teil wird aber zeigen, daß in den besonderen Rahmenbedingungen des wirt­
schaftlichen Umbruchs in den neuen Bundesländern das Instrument der Lohnsubvention 
wesentlich stärkere Wirkung haben könnte als in etablierten marktwirtschaftlich geprägten 
Volkswirtschaften.

Im folgenden Abschnitt (2) geht es zunächst darum, die Anwendung von Lohnsub­
ventionen aus der Situation der neuen Bundesländer heraus zu begründen. Es wird sich 
zeigen, daß Lohnsubventionen hier eine neue, bisher nicht gekannte Funktion zukommt. 
Anschließend (Punkt 3) werden zur Vorbereitung der Diskussion konkreter Lohnsub­
ventionsprogramme fünf Anforderungskriterien festgelegt, an denen die Programme ge­
messen werden sollen. Danach folgt an erster Stelle (Punkt 4) die Erörterung arbeits­

108 Vgl. Barth 1992, S. 1.
109 Bisher lagen die Investitionen unter 100 Mrd. DM jährlich. Erst 1993 wird diese Grenze 

voraussichtlich erreicht. Vgl. DIW Wochenbericht 48/92, S. 648.
110 Vgj pR vom 8.05.1991: "Treuhand-Kredite verhindern Massenentlassungen".
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platzerhaltender Lohnsubventionen und schließlich sollen in Punkt 5 Perspektiven für 
arbeitsplatzschaffende Lohnsubventionen aufgezeigt werden.

2. Begründung der Anwendung von Lohnsubventionen in den neuen
Bundesländern

Zur Begründung der Anwendung von Lohnsubventionen in den neuen Bundesländern 
wird hier das Spannungsfeld von Einkommenspolitik und Lohnpolitik in den neuen 

Bundesländern skizziert.

2.1. Einkommenspolitik in den neuen Bundesländern

2.1.1. Erfordernisse der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion

Mit der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion im Jahre 1990 wurde "auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR das größte wirtschaftliche Experiment in der Geschichte unter­
nommen"111. Einerseits wurde die Volkswirtschaft schockartig mit dem internationalen 
Wettbewerb konfrontiert und den dort geltenden Preisrelationen ausgesetzt, was die Kon­
kurrenzunfähigkeit vieler Unternehmen offenbarte. Andererseits galt quasi über Nacht 
das bundesdeutsche Rechts-, Steuer-, Sozial- und Tarifsystem. "Dies war, unabhängig 
davon, ob sich alle politisch Verantwortlichen darüber im Klaren waren, zugleich eine 
Entscheidung über die Art und Weise des Anpassungsprozesses der Ex-DDR an die 
westdeutschen Verhältnisse"112, nämlich einer raschen Angleichung der Lebensverhält­
nisse in Ost und West.

Die Tarifparteien machten sich also entsprechend den durch die Politik geweckten 
Erwartungen zur Aufgabe, die Einkommens- und Lebensbedingungen in den neuen 
Bundesländern bei steigenden Lebenshaltungskosten und wegfallenden Subventionen 
möglichst schnell westlichen Standards anzupassen113. Untergrenzen der Einkommen 
waren ohnehin schon durch das bundesdeutsche System der sozialen Sicherung vorgege­
ben. Ergebnis der Tarifverhandlungen 1991 war, daß in den meisten Bereichen eine 
schrittweise Angleichung der Tariflöhne an das westdeutsche Niveau bis 1994 festge­
schrieben wurde. Die Effektiveinkommen werden jedoch auch dann noch wegen fehlen­
der übertariflicher Leistungen unter den westdeutschen liegen.

111 Klanberg, Prinz 1991, S. 397.
112 Bispinck 1992, S.l.
113 Hinzu kam die mangelnde Widerstandskraft der Arbeitgeber bzw. deren mangelndes Interesse am 

Widerstand. Zur Logik der Tarifverhandlungen vgl. Akerlof u.a. 1991, S. 57 ff., Burda, Funke 
1991a und BDA 1991.

38



Das Angleichen der Einkommen an den westdeutschen Standard, das heute von Seiten 
der Politiker oft beklagt wird, war politisch, nicht wirtschaftlich vorgegeben und diente 
der zügigen Herstellung der "inneren" deutschen Einheit. Dennoch gibt es auch ökono­
mische Faktoren, die ein hohes Einkommensniveau erfordern.

2.1.2. Die ökonomische Begründung angeglichener Einkommen

Das Kaufkraftargum ent

Als wirtschaftliche Legitimation angeglichener Einkommen in den neuen Bundesländern 
ist oft das Argument hervorgebracht worden, ein hohes Einkommensniveau sei schon 
deshalb notwendig für einen wirtschaftlichen Aufschwung, weil nur eine hohe Kaufkraft 
der ostdeutschen Wirtschaft die notwendige Nachfrage mit den entsprechenden Multipli­
katorwirkungen verschaffen kann. Einer hohen Nachfrage kommt zweifelsfrei eine zen­
trale Bedeutung zu. Dennoch muß das Kaufkraftargument aus zwei Gründen einge­
schränkt werden.

Erstens richteten sich die Konsumentscheidungen der ostdeutschen Bürger nach der 
Wende vornehmlich auf Westprodukte, d.h. die Ankurbelung der Nachfrage kam dem 
Westen, weniger dem Osten Deutschlands zugute. Mittlerweile hat sich das Konsumver­
halten zwar tendenziell zugunsten von Ostprodukten gewandelt, aber inzwischen mangelt 
es an ostdeutschem Angebot. Hervorzuheben ist die Bedeutung eines hohen Einkom­
mensniveaus für die (meist ostdeutschen) Anbieter lokaler Dienstleistungen, die auf keine 
überregionale Nachfrage treffen114.

Als zweite Einschränkung muß berücksichtigt werden, daß es sich bei den Einkommen 
zu einem erheblichen Anteil um Transfers aus dem Westen Deutschlands handelt115. Die 
Finanzierungsrestriktion der öffentlichen Haushalte erfordert aus finanztheoretischer 
Sicht ein Abwägen zwischen alternativen Mittelverwendungen. Hier ist zu bezweifeln, ob 
die Finanzierung von Einkommen hinsichtlich der Multiplikatoreffekte stets anderen, z.B. 
investiven, Ausgaben vorzuziehen ist. Abgesehen von diesen beiden Einschränkungen 
stellt das Kaufkraftargument eine gültige ökonomische Begründung für an das westliche 
Niveau angeglichene Einkommen dar.

114 Vgl. Mieth 1992, S. 153.
115 Z.B. Beschäftigte im öffentlichen Dienst, Arbeitslosenunterstützung, Beschäftigte in Treuhand- 

untemehmen usw.
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W anderungsbew egungen

Die geradezu überstürzt herbeigeführte deutsche Einheit erklärt sich auch als Maßnahme 
gegen die praktizierte Westwanderung vieler Ostdeutscher vor und nach dem Fall der 
Mauer116. "Eine rasche Vereinigung - mit der Aussicht auf eine zügige Angleichung der 
Lebensstandards - [wurde] als das einzige Mittel angesehen, den massiven Wanderungs­
bewegungen von Ost nach West Einhalt zu gebieten"117. Die folgende Abbildung läßt die 
Vermutung zu, daß die Abwanderungen tatsächlich sowohl durch die Währungsunion als 
auch durch die politische Einheit im Oktober 1990 gebremst wurden, obwohl sie 

weiterhin hoch sind.

Abbildung 3:

Fortzüge aus den neuen in die alten Bundesländer

(3. Quartal 1989 - 2. Quartal 1992)

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Die zahlreichen Zuzüge aus Ostdeutschland hatten die westdeutschen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer wegen der steigenden Konkurrenz um Arbeit und Wohnraum und 
einem befürchteten Lohndruck nach unten beunruhigt118.

116 vgj ß urcJa, Wyplosz 1991, S. 1.
117 OECD 1991, S. 27.
118 Akerlof u.a. 1991 schätzten jedoch, daß bei einem Arbeitskräftetransfer von 2,5 Millionen über die 

nächsten zehn Jahre die westdeutschen Lohnsteigerungen um jährlich 0,32% reduziert würden, also 
nicht sehr stark, vgl. S. 55.
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Seitdem der "Massenexodus" erst einmal eingedämmt ist, existieren zwei unterschiedliche 
Auffassungen zur Bewertung der immer noch andauernden Wanderungsbewegungen in 
Richtung Westen. Auf der einen Seite steht der neoklassische Ansatz, der eine optimale, 
effiziente Allokation der Arbeitskräfte anstrebt. Diesem Ansatz wird das Argument 
entgegengehalten, daß insbesondere qualifizierte Arbeitskräfte an die neuen Bundesländer 
gebunden werden müssen, und daß es dazu eines hohen Einkommensniveaus bedarf.

Der neoklassische Ansatz versteht die Wanderungsentscheidung als rationale Entschei­
dung, die aus der Gegenüberstellung der erwarteten, abdiskontierten Lebenseinkommen 
im Osten Deutschlands mit den erwarteten abdiskontierten Lebenseinkommen im Westen 
minus Kosten des Umzugs, minus Differenz der Lebenshaltungskosten Ost zu West 
(z.B. höhere Mieten) und minus der immateriellen Kosten (z.B. Aufgabe der gewohnten 
Umgebung, Freunde, Heimat) resultiert119. Hinzu kommt die Berücksichtigung der Ver­
änderung des Familieneinkommens, wenn im Familienverbund umgezogen wird120. Ist 
eine Person in Ostdeutschland arbeitslos, so richtet sich ihr erwartetes Lebenseinkommen 
Ost nach den kalkulierten Chancen, in den neuen Bundesländern wieder einen Arbeits­
platz zu bekommen. Unter der Annahme, daß eine Arbeitskraft nach ihrem Grenzwert 
entlohnt wird, ist jede rationale Wanderungsentscheidung also effizienzsteigemd, denn 
offensichtlich kann die Arbeitskraft im Westen einen höheren (Lebens-) Grenzwert 
erbringen als im Osten121. Angesichts der veralteten Produktionsanlagen in den neuen 
Bundesländern ist es plausibel, daß eine Arbeitskraft im Westen mehr zum gesamt­
deutschen Sozialprodukt beitragen kann als im Osten.

In Teil I wurden die Nachteile eines rein nach Marktgesetzen verlaufenden interregionalen 
Arbeitskräfteausgleichs genannt: Durch Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte gehen 
den Regionen Entwicklungschancen möglicherweise dauerhaft verloren. Ein radikaler 
Arbeitsmarktausgleich muß aus dieser Sicht abgelehnt werden. Dieser Auffassung 
schließen sich der Sachverständigenrat sowie der wissenschaftliche Beirat beim Bundes­

ministerium für Wirtschaft weitgehend an122.

Auf der anderen Seite steht das Argument, daß qualifizierte Arbeitskräfte an die neuen 
Bundesländer gebunden werden müssen, und daß ein hohes ostdeutsches Einkommens­
niveau ein geeignetes Mittel ist, sie zum Bleiben zu bewegen. Zur Überprüfung dieser 
These, die eine ökonomische Rechtfertigung der in den neuen Bundesländern eingeschla­

119 Vgl. Sinn, Sinn 1992, S. 157.
120 vgl. DIW Wochenbericht 5-6/92, S. 58.
121 Vgl. Sinn, Sinn 1992, S. 157 ff.
122 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) 1991b, 

Ziffern 387 ff. und Bundesministerium für Wirtschaft 1991b, S. 16.
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genen Einkommenspolitik darstellt, muß die Wanderungsentscheidung in zwei Kompo­
nenten zerlegt werden. Sie hängt einerseits von bereits eingetretener Arbeitslosigkeit und 
andererseits von den Einkommenserwartungen ab. Während bei Pendlern die Arbeitsauf­
nahme im Westen von beiden Faktoren gleichermaßen bestimmt wird123, sind Wande­
rungen vorwiegend durch bereits eingetretene Arbeitslosigkeit motiviert und erst in 
zweiter Linie einkommensabhängig124: "Erst bei großen Einkommensunterschieden ist 

mit Abwanderungen zu rechnen"125. Das DIW kommt auf Basis des Soziökonomischen 
Panels weiterhin zu dem Schluß, daß die Wanderungsbereitschaft zumindest kurzfristig 
nicht mit der formalen Qualifikation korreliert. Ein Elinweis auf spezifische Merkmale der 
Abwandemden gibt das DIW dennoch: "Die wirtschaftlichen Entwicklungschancen der 
neuen Bundesländer werden durch die Abwanderungen allerdings beeinträchtigt, weil vor 

allem jüngere Menschen in den Westen umziehen"126.

Mieth kommt aufgrund ähnlicher Erkenntnisse zu dem Ergebnis, daß beide Motive, also 
Arbeitsplatzverlust und Einkommensunterschiede Wanderungen bedingen, daß aber ein­
kommensorientierte Ortswechsel eine stärkere Selektäonswirkung in Bezug auf Alter, 
Flexibilität und Qualifikation haben127. D.h., daß besonders die jungen, dynamischen 
und qualifizierten Arbeitskräfte auf erwartete Einkommensdifferenzen reagieren, während 
"trägere" erst auf den Arbeitsplatzverlust reagieren. Ein kleiner Teil der Unternehmen 
Ostdeutschlands beklagt schon heute, daß "die Abwanderung von Fachkräften Lücken 
gerissen hat"128. Da es aber bei den Entwicklungsperspektiven der neuen Bundesländer 
gerade auf "mobile" Arbeitskräfte ankommt, ist der eingeschlagene einkommenspolitische 
Kurs gerechtfertigt129.

2.1.3. Zusammenfassung

In erster Linie ist die Angleichung des Tarifniveaus in den neuen Bundesländern an den 
westdeutschen Standard ein Ergebnis der politischen Bedingungen der deutschen Einheit. 
Es gibt aber durchaus auch ökonomische Gründe, die für ein hohes Einkommensniveau 
in beiden Teilen Deutschlands sprechen. Während das Kaufkraftargument nur einge­

123 Vgl. DIW Wochenbericht 3/92, S. 24 f.
124 Vgl. DIW Wochenbericht 5-6/92, S. 60.
125 Ebda., S. 59.
126 Ebda., S. 60.
127 Vgl. Mieth 1992, S. 142, ebenso Härtel 1991, S. 10.
128 DIW Wochenbericht 39/92, S. 476. Vornehmlich Treuhandbetriebe.
129 Eine starke qualifikations- und leistungsgerechte Differenzierung der Einkommen nach west­

deutschem Vorbild ist zusätzlich anzustreben. Zu Recht wird nämlich argumentiert, daß ein un­
differenziert hohes Einkommensniveau zwar gewünschte Arbeitskräftegruppen halten kann, daß es 
für andere Gruppen jedoch aufgrund seiner Wirkung auf marode Unternehmen einem Beschäftigungs­
verbot gleichkommt und damit weitere Wanderungsbewegungen auslöst. Dieses Argument sei hier 
zurückgestellt, da es sich am Ende dieses Abschnitts von selbst erledigt.
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schränkt geteilt wird, werden hohe Einkommen als geeignet angesehen, ein Abwandem 
besonders junger, qualifizierter und flexibler Arbeitskräfte zu verhindern.

2.2. Lohnpolitik in den neuen Bundesländern

Obwohl die Einkommen in den neuen Bundesländern also an das westdeutsche Niveau 
angeglichen werden sollen, bedeuten hohe Lohnkosten für viele Unternehmen heute ein 
existenzbedrohendes Problem. An dieser Stelle werden die Einkommen aus Sicht der 
Lohnkosten, die sie verursachen, diskutiert. Dabei wird erstens die Frage gestellt, ob das 
Lohnniveau generell für das Überleben von Unternehmen in Ostdeutschland zu hoch ist 
und zweitens, ob eine Differenzierung der Lohnstruktur die Probleme lösen könnte.130

2.2.1. Das Lohnniveau

Es häufen sich die Vorwürfe, das Lohnniveau in den neuen Bundesländern sei zu hoch 
bzw. die Angleichung der Tariflöhne an das westdeutsche Niveau ginge zu schnell von- 
statten. Die Tarifparteien orientierten sich nicht an den gesamtwirtschaftlichen Möglich­
keiten; die "historisch wohl einmalige Gegenläufigkeit von Mengen und Preisen"131 
entspräche in keinster Weise dem Knappheitskriterium. Die Lohnpolitik müsse sich an 
der Produktivitätsentwicklung bzw. an der Produktivität orientieren, diese weise aber 
noch einen Rückstand gegenüber Westdeutschland von 64% auf132. Obwohl es einige 
schlagkräftige Argumente gegen eine Orientierung der Löhne an der Produktivität gibt 
und auch der Sachverständigenrat dies ablehnt133, vertritt eine breite Öffentlichkeit, daß 

steigende Löhne aufgrund der hohen Kostenbelastung massiv Arbeitsplätze in den neuen 
Bundesländern vernichten134.

Mittlerweile ist deutlich, daß hohe Löhne nicht alle Unternehmen in den neuen Bun­
desländern in gleicher Weise beeinträchtigen. Der wissenschaftliche Beirat beim Bundes­
ministerium für Wirtschaft spricht von "einer Art Dichotomie" zwischen einerseits der 
"großen Masse der Betriebe, die noch mit ihrem völlig veralteten Produktionsapparat 
produzieren müssen" und andererseits "der Zahl von Betrieben, deren Arbeitsnachfrage 
in neuen Produktionslinien wurzelt"135. Präziser wäre eine Differenzierung zwischen den

130 Vgl. zu diesem Abschnitt Bispinck 1992.
131 Bundesministerium für Wirtschaft 1991b, S. 10.
132 Vgl. Bundesminister für Wirtschaft 1992, S. 9.
133 Vgl. SVR 1991b, Ziffer 379 sowie Kalmbach 1991 und Bispinck 1992, S. 3.
134 Auf der in der Einleitung erwähnten Konferenz am 11.12.1992 in Potsdam äußerten sich die Vetreter 

verschiedener Treuhandunternehmen in bezug auf die Lohnsteigerungen zum 1.04.1993 im 
Metallbereich in diesem Sinne.

135 Bundesministerium für Wirtschaft 1991b, S. 12 und S. 13.
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Unternehmen in Besitz der Treuhandanstait, privatisierten Treuhand-Unternehmen, west­
deutschen und ausländischen Neugründungen bzw. Neugründungen durch Ostdeutsche.

Tatsächlich zeigen Umfragen, daß zwar 3/4 aller Unternehmen den starken "Anstieg der 
Löhne und Gehälter für ein 'sehr großes' oder 'wichtiges' Problem136 halten, für west­
deutsche und ausländische Investoren die Lohnkosten bei der Übernahme oder Gründung 
von Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes aber eine eher untergeordnete Rolle 
spielen137. Stärker als große Unternehmen beklagen kleine Unternehmen mit bis zu 50 
Beschäftigten die Lohnentwicklung138. Sie dürften tendenziell die ostdeutschen Neu­
gründungen repräsentieren.

"Inzwischen weiß fast jeder (...), daß es in Ostdeutschland keinen ökonomisch bestimm­
baren Lohn gibt"139. Der wissenschaftliche Beirat geht davon aus, daß sich aufgrund der 
unterschiedlichen Betroffenheit vom Lohnkostenproblem auch auf einem 'freien' Arbeits­
markt Löhne bilden würden, die über der Zahlungsfähigkeit der unproduktivsten Betriebe 
lägen. Außerdem wären viele ostdeutsche Produzenten dem Weltmarkt selbst dann nicht 
gewachsen gewesen, wenn die Einkommensansprüche extrem niedrig gewesen wären 
(Untergrenze: Sozialhilfeniveau)140. Die Untersuchungen von Akerlof u.a. über die 
Überlebensfähigkeit ostdeutscher Kombinate geben dem wissenschaftlichen Beirat 
recht141.

Aufgrund der stark differenzierten Arbeitsnachfragemöglichkeiten der Unternehmen in 
den neuen Bundesländern ist es falsch, das Lohnniveau und das Angleichungstempo per 
se als zu hoch zu bezeichnen. Richtig ist, daß ein niedrigeres Lohnniveau einem Teil der 
Unternehmen die Existenz erleichterte, während ein anderer, kleinerer Teil auch höhere 
Löhne zahlen könnte142.

2.2.2. Die Differenzierung der Lohnstruktur

Um dem oben geschilderten Problem gerecht zu werden, wird zunehmend eine stärkere 

Differenzierung der Lohnstruktur in den neuen Bundesländern gefordert. Durch Diffe­
renzierung nach Berufen und Qualifikationen, nach Regionen, zwischen und innerhalb

136 DIW Wochenbericht 39/92, S. 473.
137 Vgl. ebda., S. 478.
138 ygl. Gürtler, Lange 1991, S. 4.
139 Die Zeit vom 6.12.1991: "Mit der Faust in der Tasche. Wider die reine Lehre: der Staat muß die 

Arbeitskraft in Ostdeutschland subventionieren".
140 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft 1991b, S. 2 f., S. 11 und S. 13 f.
141 Vgl. Akerlof u.a. 1991.
142 Westdeutsche und ausländische Investoren wissen, daß sich auf dem einheitlichen deutschen Arbeits­

markt die Löhne über kurz oder lang angleichen werden und kalkulieren das mit ein.
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der Sektoren soll den Knappheitsverhältnissen entsprochen und der weitere Arbeitsplatz­
abbau gebremst bzw. die Schaffung von Arbeitsplätzen beschleunigt werden. Diese 

Forderungen sollen hier einzeln betrachtet werden.

In den neuen Bundesländern wird eine stärkere Differenzierung von Löhnen und Ge­
hältern nach Berufen, Qualifikationen und ggf. Leistungsbereitschaft angestrebt, die "eine 
wichtige Voraussetzung dafür [ist], daß einer durch hohe Löhne gekennzeichneten 
Volkswirtschaft auf Dauer genügend qualifizierte Arbeitnehmer zur Verfügung 
stehen"143. Es geht hierbei um die Anpassung an die bestehenden westdeutschen Lohn­
strukturen. Der Sachverständigenrat zeigt sich zufrieden mit dem Tempo der Einführung 
von Lohn- und Gehaltsgruppen nach westlichem Vorbild: "Bei der qualifikations­
orientierten Lohndifferenzierung sind (...) beachtliche Fortschritte gemacht worden - 
mehr, als man nach einem Jahr erwarten konnte"144. Hier besteht demnach kein akuter 

Handlungsbedarf.

Auch eine regionale Differenzierung der Löhne und Gehälter hat in den neuen Bundes­
ländern schon begonnen. Sie ergibt sich vor allem dadurch, daß die Einteilung der fachli­
chen Tarifbereiche oft den Grenzen der Bundesländer folgte und dort unterschiedliche 
Tarife gelten. Auch wurden teilweise Ortsklassen bspw. für Ballungs- und Großraum­
gebiete wie Leipzig etabliert145.

Die sektorale Differenzierung der Ecklöhne ist nach Erkenntnissen der Bundesver­
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) sogar in den neuen Bundesländern 
stärker ausgeprägt als in den alten. Während der höchste Ecklohn in den alten Bundes­
ländern (Bauwirtschaft) 81% über dem niedrigsten liegt (Schuhindustrie), liegen in den 
neuen Bundesländern 136% zwischen Bauwirtschaft und Bekleidungsindustrie. Inner­
halb des Handwerks sind die Differenzierungen sogar noch stärker146.

Es wird deutlich, worauf die D ifferenzierungsbestrebungen abzielen: auf eine 
intrasektorale Differenzierung der Löhne und Gehälter nach Maßgabe der betrieblichen 
Erfordernisse. Die bereits vorhanden Kleinbetriebs- und Mittelstandsklauseln und die 
Revisionsbestimmungen erachtet der Sachverständigenrat als nicht ausreichend. Er 
fordert vielmehr eine an der sektoralen und betrieblichen 'Leistungskraft' orientierte 
Lohnpolitik. Die Chancen, "den Umstellungsprozeß zu bewältigen, der mit der Ein-

143 Schwarze, Wagner 1992, S. 203.
144 SVR 1991b, Ziffer 367, vgl. auch Ziffer 375.
145 Vgl. Bispinck 1992, S. 6.
146 Vgl. BDA 1991, S. 12. Der Vergleich der Tariflöhne ist zulässig, da mangels übertariflicher Ent­

lohnung in den neuen Bundesländern die Struktur der Tariflöhne die Struktur der Effektivlöhne 
widerspiegelt.
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führung marktwirtschaftlichen Wettbewerbs in der ehemaligen DDR notwendig gewor­
den ist, (...) sind von Betrieb zu Betrieb sehr unterschiedlich"147. Als beste Strategie 
empfiehlt der Rat das Einfrieren der Reallöhne beim jetzigen Stand mit jährlichen 
Steigerungen entsprechend den westdeutschen Lohnzuwächsen. Darüberhinaus werden 
"gemäß der betrieblichen Leistungskraft übertarifliche Lohnzuschläge gezahlt"148. Sollte 
das nicht möglich sein, sollen in Notfällen Öffnungsklauseln die Abweichung vom 
Tarifvertrag zuungunsten der Arbeitnehmer möglich machen. Der wissenschaftliche 
Beirat ermuntert die privaten Unternehmen darüberhinaus, den Arbeitgeberverbänden 
femzubleiben, sollte sonst ihre Leistungsfähigkeit überfordert sein149.

Abzulehnen ist diese Art der Lohndifferenzierung aus vielerlei Gründen. Hier seien drei 
genannt: Erstens bedeuten Öffnungsklauseln einen Eingriff in die durch die Verfassung 
geschützte Tarifautonomie. Nicht ohne Grund finden Tarifverhandlungen auf Verbands­
und nicht auf Betriebsebene statt. Zweitens befürchten die Arbeitgeberverbände, eine 
Tarifpolitik nach volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten werde unmöglich gemacht. Die 
Betriebsparteien wären der "Gefahr permanenter Lohndiskussionen ausgesetzt", die die 
Kalkulationssicherheit untergraben würden150. Drittens ist eine derartige Lohndiffe­
renzierung aus politischer Perspektive unrealistisch: Für gleiche Tätigkeiten in der glei­
chen Branche unterschiedliche Löhne zu bezahlen, würde sich als sozialer Sprengstoff 
erweisen.

2.2.3. Zusammenfassung

Hohe Lohnkosten gefährden in den neuen Bundesländern die Arbeitsplätze derjenigen 
Betriebe, deren Leistungsfähigkeit sie übersteigen. Das sind z.B. viele Unternehmen im 
Besitz der Treuhandanstalt und Neugründungen Ostdeutscher. Es ist aber keinesfalls 
richtig, generell von einem zu hohen Lohnniveau zu sprechen, denn es gibt durchaus 
Betriebe in den neuen Bundesländern, die Löhne auf westdeutschem Niveau bezahlen 
könnten. Eine Differenzierung der Lohnstruktur, wie sie von allen Seiten gefordert wird, 
die diese Diskrepanz vermindern könnte, wurde auf den meisten Gebieten bereits 
eingeleitet. Die innersektorale Differenzierung der Löhne nach Maßgabe der betrieblichen 
Leistungsfähigkeit kann weder ökonomisch noch politisch befürwortet werden.

147 SVR 1991b, Ziffer 370.
148 Ebda., Ziffer 378.
149 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft 1991b, S. 30.
150 Vgl. BDA 1991, S. 18.
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2.3. Fazit: Lohnsubventionen als Auflösung divergierender Ziele

Die dargestellte Divergenz zwischen einkommenspolitischen und lohnpolitischen Erfor­
dernissen wird gern als Dilemma der Tarifpolitik bezeichnet: "Die von den Arbeitnehmern 
als gerecht beanspruchten Löhne passen nicht zu den Löhnen, die einer dynamischeren 
Wirtschaftsentwicklung zum Durchbruch verhelfen könnten"151. Wie gezeigt, ist ein 
Abweichen vom eingeschlagenen Angleichungskurs schwer gangbar. An dieser Stelle 
wird in der öffentlichen Diskussion das Instrument der Lohnsubvention als ein durchaus 
vertretbarer Ausweg aus dem tarifpolitischen Dilemma eingeführt. Statt sich einseitig am 
Einkommens- oder am Kostenaspekt der Löhne zu orientieren, bewirken Lohnsub­
ventionen eine systematische Entkopplung beider Größen. Während die Einkommen un­
verändert bleiben und damit ihrer Politischen und ökonomischen Aufgabe gerecht 
werden, werden die Lohnkosten punktuell dort durch Subventionen gesenkt, wo es 
notwendig ist. Auf diese Weise wird bei geschickter Programmausgestaltung der 
einzelnen betrieblichen Leistungskraft Rechnung getragen, ohne daß dabei eine als 
ungerecht empfundene Einkommensdisparität vorliegt. Natürlich soll diese Maßnahme 
nur vorübergehend eingesetzt werden, bis ausreichend Unternehmen die Lohnkosten 
selbst erwirtschaften können. Die folgenden Abschnitte werden die Funktionsweise von 
Lohnsubventionen in den neuen Bundesländern näher beleuchten. Hier sei ihre 
Anwendung begründet als Auflösung der divergierenden Ziele von Einkommens- und 
Lohnpolitik.

3. Anforderungen an Lohnsubventionen in den neuen Bundesländern

Will man zu einer realistischen Einschätzung der Chancen von Lohnsubventionen in den 
neuen Bundesländern gelangen, müssen eine Reihe von Anforderungen festgelegt wer­
den, an denen die einzelnen Lohnsubventionsformen gemessen werden können. Ich 
stütze mich dabei zum einen auf die bisherigen Erfahrungen mit Lohnsubventionen, wie 
sie in Teil I erarbeitet wurden. Aus Teil I wird die Notwendigkeit, Mitnahmen zu mini­
mieren, den Administrationsaufwand dabei aber trotzdem gering zu halten und ein gün­
stiges Kosten/Nutzen-Verhältnis herzustellen, übernommen. Ebenso wird das schon er­
wähnte Konzept der Wettbewerbsfähigkeit aufgenommen. Einen neuen Aspekt, der den 
aktuellen politischen Erfordernissen Rechnung trägt, möchte ich hier entwickeln.

Die in den 70er und 80er Jahren entstandenen Literatur zu Lohnsubventionen behandelt 
die institutionellen Voraussetzungen für Lohnsubventionen kaum, was sich möglicher­
weise aus dem damals maßgeblichen, staatsausgabenorientierten ökonomischen Leitbild

151 SVR 1991b, Ziffer 373.
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erklären läßt. Zum heutigen Zeitpunkt, an dem sowohl eine generelle Zurückhaltung 
gegenüber staatlichen Eingriffen in das Marktgeschehen vorherrscht als auch der Einfluß 
der Tarifparteien auf wirtschaftspolitische Entscheidungen groß ist, ist eine Imple­
mentation von Lohnsubventionen ohne einen Konsens der poltischen Akteure kaum 
denkbar. Die Bewertung eines Lohnsubventionsprogramms muß deshalb auch immer den 
Interessenlagen der wichtigsten (wirtschafts-) politischen Akteure Rechnung tragen. Die 
Positionen seien hier knapp skizziert:

Der Staat bzw. die Regierung scheint in erster Linie ihrer freiheitlich-liberalen ord­
nungspolitischen Ausrichtung der Wirtschaftspolitik verpflichtet. Zwar wurden nach der 
Wende vorübergehend eine Reihe von Arbeitsmarktinstrumenten erweitert, die die 
Arbeitslosigkeit abfangen sollten. Die Streichung der zusätzlichen Kontingente (z.B. 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) folgte aber prompt mit der Novellierung des Arbeits­
förderungsgesetzes. Was mittelfristig ausgerichtete Programme angeht, sitzt dem Staat 
die Bundesbank im Nacken. Die Bundesbank hat in den letzten Monaten bewiesen, daß 
sie nicht zurückschreckt, auch bei nachlassender Konjunktur ihrer währungspolitischen 
Aufgabe nachzukommen und im Zweifelsfall eine sehr restriktive Geldpolitik zu fahren. 
Jeder Finanzierungsbedarf droht also durch die Politik der Bundesbank zum Konjunk­
turdämpfer zu werden. Dies dürfte den Staat in seiner Zurückhaltung gegenüber Lohn­
subventionen bestärken. Andererseits wird das katastrophale Ausmaß der Deindu­
strialisierung in den neuen Bundesländern täglich deutlicher, so daß der ordnungs­
politische Kurs von der Regierung immer häufiger auch verlassen wird.

ln finanzpolitischer Hinsicht ist das Interesse des Staates an Lohnsubventionen zu 
untergliedern in das Interesse der Gebietskörperschaften und der anderen fiskalisch 
betroffenen Institutionen. In Teil I wurden die potentiellen institutionellen Gewinner und 
Verlierer eines Lohnsubventionsprogramms identifiziert (vgl. Tabelle 2). Diese 
Institutionen können sich je  nach Auswirkung auf den eigenen Haushalt als Förderer 
bzw. als Hürde für eine Implementation von Lohnsubventionen erweisen.

Die Position der Gewerkschaften ist gekennzeichnet durch die konsequente Verfol­
gung des Ziels der Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West. Dahinter mag 
die Befürchtung der wesentlich durch die etablierten, westdeutschen Verbände geprägten 
Gewerkschaften liegen, daß niedrige ostdeutsche Löhne in dreierlei Hinsicht negative 

Rückwirkungen auf die Durchsetzung der Verbandsinteressen haben könnten. Erstens 
war abzusehen, daß die ungebremste, einkommensinduzierte Westwanderung ost­
deutscher Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über das erhöhte Arbeitsangebot einen

48



Lohndruck ausgeübt hätte152. Zweitens hätten große Einkommensunterschiede den 
'moralischen' Spielraum für westdeutsche Lohnforderungen verringert. Drittens befürch­
teten die westdeutschen Gewerkschaften einen kostenorientierten Sog westdeutscher 
Firmen nach Ostdeutschland durch Arbeitsplatzverlagerung153. Manche gehen sogar so 
weit zu glauben, die ostdeutsche Konkurrenz sollte durch Lohnsteigerungen im Keim 
erstickt werden154. Wie dem auch sei - da sich die Gewerkschaften vehement gegen eine 
Revision der Tarifverträge wehren155, werden sie Lohnsubventionen auch nur dann 
tolerieren, wenn mit ihnen keine Einschränkungen der Tarifangleichung verbunden sind 
und wenn sie nicht in die Tarifautonomie eingreifen.

Die Arbeitgeberverbände haben der Lohnentwicklung nach der Wende keinen bedeu­

tenden Widerstand entgegengesetzt. Dazu fehlte den ostdeutschen Arbeitgebern damals 
die Organisation und das betriebswirtschaftliche W issen156. Außerdem mangelte es ihnen 
wohl an Unterstützung seitens der westdeutschen Arbeitgeberverbände, deren vordring­
lichstes Interesse auch kaum in der Etablierung einer überlebensfähigen, die west­
deutschen Unternehmen durch Konkurrenz in ihrer Existenz bedrohenden Wirtschaft lag. 
Zudem konnten sich die Arbeitgeber nicht den durch die Politik geweckten Einkommens­
erwartungen widersetzen157. Mittlerweile bekommen aber auch westdeutsche Unter­
nehmen wider Erwarten die wirtschaftliche Flaute in den neuen Bundesländern zu spüren 
und protestieren nun zunehmend gegen die selbst abgeschlossenen Tarifverträge. M.E. 
stünden die Arbeitgeberverbände angesichts des westdeutschen Konjunkturabschwungs 
einem gut konzipierten Lohnsubventionsprogramm heute aufgeschlossener gegenüber als 
noch vor einem Jahr, würden sie die Diskussion noch einmal aufgreifen. Als Restriktion 
muß jedoch der Finanzierungsrahmen gelten, denn ein zu kostspieliges Programm dämpft 

über die Zinsrückwirkungen abermals die Konjunktur.

Die nachfolgend formulierten Anforderungskriterien sollen der anschließenden Diskus­
sion von Modellen und Programmentwürfen zugrundeliegen.

3.1. Zielgenanigkeitskriterium

Im ersten Teil wurde festgestellt, daß Mitnahmeeffekten eine zentrale Bedeutung für den 
Erfolg von Lohnsubventionsprogrammen zukommt, und im vorherigen Abschnitt wurde 
gezeigt, daß der unterschiedlichen Lohnkostenabhängigkeit einzelner Gruppen von

152 yg] Akerlof u.a. 1991, s. 55.
153 Ebda., S. 62.
154 Vgl. Pfeiffer 1992, S. 2.
155 Vgl. z.B. die neue Schrift des IG Metall Vorstands 1992.
156 Vgl. BDA 1991, S. 3.
157 Ebda.
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Unternehmen durch eine gezielte Begünstigung begegnet werden muß. Das Ziel­
genauigkeitskriterium beinhaltet also:

Nur diejenigen Gruppen von Unternehmen, die Lohnsubventionen benötigen, sollen 
durch die Programme begünstigt werden. Innerhalb der bedürftigen Gruppen sollen Mit­
nahmen minimiert werden.

3.2. Administrationskriterium

Einige Programme, die besonders zielgenau sind, erweisen sich als nicht administrierbar. 
Verwaltbarkeit ist natürlich die Grundvoraussetzung für jede Programmausgestaltung.

Das Lohnsubventionsprogramm muß mit einem angemessenen Aufwand administrierbar 
sein.

3.3. Kosten/Nutzen-Kriterium

Dieses Kriterium hängt mit den vorangegangenen Kriterien insofern zusammen, als daß 
Zielgenauigkeit und Administrierbarkeit die Kosten/Nutzen-Relation mitdeterminieren. 
Um die Kriterien scharf trennen zu können, seien hier unter Kosten die direkten Kosten 
der Subvention und unter Nutzen der Beschäftigungseffekt plus gewollte Neben­
wirkungen verstanden. Das Kriterium lautet:

Die Relation der Kosten von Lohnsubventionsprogrammen zu ihrem gesamtwirt­
schaftlichen Nutzen muß günstig sein. Angesichts des hohen Zinsniveaus und des 
ständig steigenden staatlichen Budgetdefizits darf der Bedarf an staatlicher Finanzierung 
nicht hoch sein. Andererseits müssen die Beschäftigungseffekte sowie die gewollten 
Nebenwirkungen so groß wie möglich ausfallen.

Beispiele für gewollte Nebenwirkungen sind: Stärkung der regionalen W irtschafts­
struktur, Verbesserung der Erwerbschancen von "Problemgruppen", Einreißen von 
oligopolistischen Markteintrittsbarrieren usw. (vgl. Teil I).

3.4. Wettbewerbskriterium

Auf die Gefahren der Etablierung nicht wettbewerbsfähiger Faktorrelationen der 
Produktion wurde in Teil I hingewiesen. Die M öglichkeit einer überm äßigen  
Arbeitsintensität wird in den neuen Bundesländern aufgrund des "Erbes" der ehemaligen 
DDR, der teilweise bis heute noch mit Arbeitskräften überfrachteten Kombinatsbetriebe, 
besonders wahrgenommen. Bei Lohnsubventionen befürchtet man eine zu starke 
Bevorzugung des Faktors Arbeit.
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Um den Bedingungen des W eltmarktes gerecht zu werden, muß in den neuen 
Bundesländern ein umfassender Strukturwandel stattfinden. Er beinhaltet die Ausrichtung 
auf moderne Produkte, Produktionsstrukturen und Produktionsanlagen sowie die För­
derung von Investitionen. Der Strukturwandel soll durch Lohnsubventionen nicht behin- 
dert werden. Das Wettbewerbskriterium lautet also:

Lohn Subventionen sollen Unternehmen dazu veranlassen, wettbewerbsfähige Faktor­
relationen der Produktion zu etablieren und den Strukturwandel zu vollziehen. Schwache 
Unternehmen sollen nicht langfristig so stark bevorzugt werden, daß ein Anreiz zum 
schlechten Wirtschaften entsteht (adverse selection).

3.5. Kriterium der politischen Akteure

Obwohl Lohnsubventionen bereits an verschiedensten Stellen gewährt werden, bleibt der 
Widerstand gegen sie erhalten. Für eine weitreichende und gezielte Implementation ist das 
Einverständnis bzw. die Kooperation der beteiligten (wirtschafts-)politischen Akteure, 
also von Staat, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden, und evtl, der Bundesbank und 
der EG notwendig. Um die Möglichkeit der Implementation abzuschätzen, gehört zu 
jeder Programmdiskussion auch eine Diskussion der jeweiligen Interessenlagen dieser 
Akteure. Das Implementationskriterium lautet demnach:

Das Lohnsubventionsprogramm muß eine reelle Chance haben, ohne massiven Wider­
stand der (wirtschafts-)politischen Akteure zur Implementation zu gelangen, denn sonst 
bleibt es ein theoretisches Konstrukt.

4. Arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen

An erster Stelle werden nun jene Lohnsubventionsformen diskutiert, die auf den Erhalt 
bestehender Arbeitsplätze abzielen. Zunächst wird das allgemeine Modell genereller 
Lohnsubventionen im Fall der neuen Bundesländer untersucht, das interessante 
Ähnlichkeiten mit dem Kaldorschen Ansatz aus Teil I aufweist. Anhand des Modells 
kann das Wettbewerbskriterium geprüft werden. Es folgt die Diskussion einiger 
ausgewählter Programmentwürfe, die bis auf einen die Anforderungskriterien an 
Lohnsubventionen nicht in einem ausreichenden Maße befriedigen.

4.1. Das Modell genereller Lohnsubventionen im Fall der neuen Bun­
desländer

Das Modell genereller Lohnsubventionen stellt genau auf den Zustand ab, den Kaldor 
1936 bereits in seinem Aufsatz berücksichtigte: nämlich auf eine Ausnahmesituation in
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den neuen Bundesländern, in der der Preis des Faktors Arbeit "verzerrt" ist und durch die 

Lohn Subvention korrigiert wird.

4.1.1. Darstellung

Die F unktionsweise

Der rasante Beschäftigungsabbau in den neuen Bundesländern wurde durch die mit der 
Währungsunion eingetretene Entwertung des DDR-Altkapitals verursacht. Diese Ent­
wertung resultierte aus der schlagartigen Einführung der auf dem Weltmarkt determi­
nierten Relationen der Faktorpreise in den neuen Bundesländern. Die in der ehemaligen 
DDR etablierten Produktionsstrukturen, also das Altkapital, spiegeln die vormals in der 
DDR geltenden Relationen der Faktorpreise wider. Sie stellen die Minimalkosten­
kombination der damals verfügbaren Faktoren dar. Während in der DDR Arbeitskräfte 
reichlich zur Verfügung standen, also kein "knappes Gut" waren, war die Beschaffung 
technologisch fortschrittlichen Kapitals eher ein Engpaß. Folge ist, daß in den ost­
deutschen Produktionsanlagen im Vergleich zu den Faktorproportionen marktwirt­
schaftlich geprägter Volkswirtschaften ein relativ hoher Einsatz von Arbeitskräften einem 
relativ niedrigeren Einsatz von Kapital gegenübersteht. Diese Einsatzrelationen sind durch 
den Produktionsprozeß fix vorgegeben158.

Durch steigende Löhne wird bei den gegebenen Faktorrelationen das Altkapital entwertet, 
wie nachfolgend dargestellt wird: Der Wert des Kapitals ergibt sich aus dem abgezinsten 
Gegenwartswert der Gewinne, die vereinfacht

(1) n  = q - wl 

und abgezinst

(2) jto = (q - wi) / (d + r)

betragen, wobei q der bewertete Output, w der Lohnsatz, 1 die eingesetzte Arbeitszeit, d 
der Abschreibungssatz und r der Marktzins ist. Steigen also die Lohnsätze w, sinkt der 
Wert des Kapitals jto159. Als Reaktion auf höhere Löhne müssen kompensatorisch 

Entlassungen stattfinden. Ein resultierender niedrigerer Output und Desinvestitionen 
führen zur Verringerung des Kapitalstocks und der Beschäftigung160. Tatsächlich sind 
viele Produktionsanlagen in Ostdeutschland nicht Schrott, haben aber nach der begonnen 
Lohnangleichung nur noch Schrottwert161.

158 Vgl. Sinn, Sinn 1992, S. 236 ff.
159 Vgl. Akerlof u.a. 1991, S. 68 f.
160 yg] Burda, Funke 1992a, S. 18 ff.
161 Vgl. Die Zeit vom 22.-24. Mai 1991: "Wenn der Staat die Lohntüte füllt".
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Mit den neuen Faktorpreisen ist die Kombination der Einsatzfaktoren nicht mehr kosten­
optimal. Der Kapitalstock kann nicht mit den westlichen, unter Wettbewerbsbedingungen 
optimalen Produktionsanlagen mithalten und Entlassungen sind die Folge. Lohnsub­
ventionen können dieser Situation abhelfen: Nach der Einführung einer generellen 
Lohnsubvention (eb) steigen die Gewinne

(3) jt' = q - (w - eb)l ; Jt' > jr 

und damit auch der Wert des Kapitals

(4) jro’ = [ q - (w - eb)l ] / (d + r) ; Jto’ > Jto.

Ist die Lohnsubvention hoch genug, bleiben Kapitalstock und Beschäftigung erhalten. 
Diese wohl einmalige Situation in den neuen Bundesländern weist Lohnsubventionen 
eine gänzlich neue Aufgabe zu, die jedoch auch Kaldor schon erahnte: Der nicht den 
Faktorrelationen des Altkapitals entsprechende, "verzerrte" Preis der Arbeit wird durch 
Lohnsubventionen beschäftigungserhaltend "entzerrt"162.

Das M odell

Im Modell wird eine fallende Arbeitsnachfragekurve unterstellt. Sie kann interpretiert 
werden als Aufreihung der "in Ostdeutschland verfügbaren Arbeitsplätze nach ihren 
Produktivitätslöhnen"163, d.h. nach den maximalen Lohnsätzen zu denen ein Arbeitsplatz 
(je nach Kapitalausstattung) gerade noch rentabel ist. Bei einem hohen Lohnsatz werden 
das wenige Arbeitsplätze sein, bei einem niedrigen entsprechend mehr. Die fallende 
Arbeitsnachfragekurve impliziert, daß ein Lohnsatz existiert, zu dem ein näher zu 
definierendes soziales Optimum an Beschäftigung herrscht.

Wie oben schon erläutert wurde, muß für die neuen Bundesländer von einer inhomo­
genen Arbeitsnachfragekurve ausgegangen werden, die davon abhängt, ob das nach­
fragende Unternehmen bereits mit westlichen Technologien produziert (im wesentlichen 
werden das westdeutsche und ausländische Übernahmen und Neugründungen sein), oder 
ob es mit DDR-Altkapital produziert (vornehmlich Treuhanduntemehmen). Burda und 
Funke ermitteln eine für Ostdeutschland relativ zu Westdeutschland niedrige Elastizität 
der Arbeitsnachfrage, differenzieren jedoch nicht nach diesen Untemehmenstypen164. 
Einige Autoren argumentieren, daß Absatzschranken für ostdeutsche Produkte eine 
geringe Preisreagibiltät der Arbeitsnachfrage bewirken165, oder daß die Lohnelastizität

162 Vgl. Kantzenbach 1992, S. 243 f.
163 Sinn, Sinn 1992, S. 158.
164 Vgl. Burda, Funke 1992b, S. 13 f.
165 Vgl. z.B. DIW-Wochenbericht 36/91, S. 512 oder FAZ vom 27.07.91: "Lohnsubventionen - ein 

Irrweg"
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wegen der Rückwirkungen über die Güternachfrage gering ist166. Es ist gemäß den 
vorhergehenden Erläuterungen anzunehmen, daß beim heute geltenden Lohnniveau die 
Nachfrageelastizität bei Treuhanduntemehmen und vielen ostdeutschen Neugründungen 
weit höher ist als bei nach westlichem Muster produzierenden Betrieben. Wie sich zeigen 
wird, ist eine hohe Elastizität maßgeblich für die W irksam keit genereller 

Lohnsubventionen.

Anhand der folgenden Abbildung kann die Wirkungsweise einer Lohnsubvention 
nochmals erläutert werden. Es wird vereinfachend eine linear fallende Nachfragekurve 

dargestellt167.

Abbildung 4:

Auswirkungen einer Lohnsubvention auf Beschäftigung und Staatsbudget

In der Abbildung kennzeichnet die Ordinate den ostdeutschen Lohnsatz; an der Abszisse 
ist die Beschäftigung in Ostdeutschland abgetragen. DD stellt die Arbeitsnachfragekurve 
dar. Ausgehend vom ostdeutschen Lohnsatz wo, dem eine Beschäftigung von A ent­

spricht, wird eine für alle Beschäftigten einheitliche Lohnsubvention Ls gewährt. Der für

166 So argumentiert Mieth 1991, S. 46 ff., der auf den Nachfrageausfall bei Lohnsenkungen abstellt. 
Bei Lohnsubventionen bleiben die Einkommen aber erhalten und es ist keine Abnahme der 
Beschäftigung wegen eines lokalen Nachfrageausfalls zu befürchten.

167 Vgl. zu diesem Abschnitt die Darstellungen bei Akerlof u. a. 1991, S. 70 ff. und Sinn, Sinn 1992, 
S. 180 ff.
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die Unternehmen gültige neue Lohnsatz (wo - Ls) liegt in der Abbildung noch unter den 

Nettokosten der Arbeitslosigkeit168 und führt zu einer Zunahme der Beschäftigung um 

die Strecke AB.

Tatsächlich muß es in dem Modell in erster Linie darum gehen, den Lohnsatz wo durch 

Lohnsubventionen von vornherein zu vermeiden, denn die durch zu hohe Löhne bewirkte 
Arbeitsplatzzerstörung ließe sich nicht umkehren. Das Modell zielt ja  auf den Erhalt 
bestehender Arbeitsplätze ab.

Kosten, B udgetw irkung und E ffizienzeffekte

Einige Kosten und Kostenentlastungen, wie in Teil I definiert, lassen sich in der Ab­
bildung identifizieren. Die Kosten der Subvention entsprechen der Fläche CFLJ, nämlich 
der Höhe der Subvention CJ mal der Beschäftigung OB. Kosten der Administrierung 
sind nicht sichtbar. Unter den quantifizierbaren Kostenentlastungen wird in der Fläche 
ABIG (zusätzliche Beschäftigung AB mal Kosten AG) die Einsparung der Kosten der 
Arbeitslosigkeit gekennzeichnet. Die tatsächlichen Kostenentlastungen liegen noch höher, 
denn es kommen die nicht quantifizierbaren Kostenentlastungen hinzu.

Akerlof u.a. argumentieren, daß Lohnsubventionen an Unternehmen im Besitz der 
Treuhandanstalt deren M arktwert erhöhen und über die Verkaufserlöse d e r  
Treuhandanstalt das Staatsbudget zusätzlich entlasten. Die zusätzlichen Erlöse träten in 
Höhe von CFKJ auf169.

Die Nettobudgetbelastung hängt von vielen Faktoren ab, z.B. von der Elastizität der 
Arbeitsnachfrage, der Differenz zwischen Tariflohnsatz und Kosten der Arbeitslosigkeit 
und der Verkaufsstrategie der Treuhandanstalt170. Je preiselastischer die Arbeitsnach­
frage ist, je  näher die Arbeitslosenunterstützung am Tariflohn liegt und je wettbewerbs­
naher das Verkaufsverfahren durch die Treuhandanstalt organisiert ist, desto wirkungs­
voller ist die Lohnsubvention und desto niedriger auch die Nettobudgetbelastung. In 
diesem Fall schlagen sich die entstehenden Kosten nicht wie sonst bei arbeitsplatz­
erhaltenden Lohnsubventionen zwangsläufig negativ auf das Staatsbudget nieder, denn 
die zusätzlichen Verkaufserlöse wirken entlastend.

168 Durchschnittlich gewährte Arbeitslosenunterstützung plus entgangene Steuern und Sozialabgaben
169 Akerlof u.a. 1991, S. 74 f. Ohne die Subvention hätten die Unternehmen den abgezinsten Gegen­

wartswert der Fläche JKM (die Fläche unter der Nachfragekurve oberhalb des herrschenden 
Lohnsatzes entspricht den Gewinnen). Nach der Einführung der Subvention würde der Wert durch 
CFM ausgedruckt - ergibt einen Nettowertzuwachs von CKFJ.

170 Vgl. Sinn, Sinn 1992, S. 183.

55



Ein Tariflohn, der über dem theoretischen gleichgewichtigen Marktlohn liegt, wie es in 
den neuen Bundesländern der Fall ist, erzeugt hohe Effizienznachteile171. Sie resultieren 
zum einen daraus, daß zum Tariflohn weniger Erwerbswillige eine Beschäftigung finden 
und quasi daran gehindert werden, ihren Beitrag zur ostdeutschen Wertschöpfung zu 
leisten. Zum anderen blockiert die hohe Arbeitslosenunterstützung (interpretiert als 
"Bleibeprämie") deren Wertschöpfung im Westen172. Arbeitslose sind volkswirtschaft­
lich gesehen "unproduktiv" und tragen nicht zum Sozialprodukt bei. Jede durch Lohn­
subventionen bewirkte Beschäftigungszunahme bedeutet deshalb einen reinen Effizienz­
vorteil, in der Abbildung entsprechend der Fläche ABFK.

4.1.2. Diskussion

Das Modell verspricht positive Beschäftigungseffekte, durch den Selbstfinanzierungs­
effekt eine erträgliche Budgetbelastung sowie erhebliche Effizienzvorteile.Folgende 
Aspekte am Modell genereller Lohnsubventionen sind kritisch anzumerken:

Erstens ist es falsch, die Fläche CFKJ der Abbildung als zusätzliche Verkaufserlöse der 
Treuhandanstalt darzustellen, denn höhere Verkaufserlöse werden ja  nur für Verkäufe 
nach der Einführung von Lohnsubventionen erzielt. Für bereits verkaufte Betriebe ergäbe 
sich nachträglich ein höherer Wert und es käme "zu erheblichen windfall-profits bei den 
Neueigentümem zu Lasten der Treuhandanstalt"173. Aus der Fläche CFKJ ist m.E. je 
nach Anteil der bereits verkauften Betriebe ein Teil als Budgetvorteil aus zu realisierenden 
höheren Erlösen und der andere Teil als verlorene windfall-profits zu interpretieren.

Zweitens werden im Modell Mitnahmeeffekte vernachlässigt. Sie kommen denjenigen 
Unternehmen zugute, die auch ohne Lohnsubventionen gültige Tariflöhne bezahlen 
könnten und die als Folge der Lohnsubventionen weder Arbeitsplätze erhalten noch zu­
sätzliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einstellen.

Drittens müßten, wie Klanberg und Prinz174 fordern, die volkswirtschaftlichen 
Opportunitätskosten von Lohnsubventionen intemalisiert werden. Zu denken wäre dabei 
an eine alternative Verwendung des Staatsbudgets bzw. an eine Förderung moderner 
Betriebe anstelle der alten. Diese Forderung gilt allerdings generell für öffentliche

171 Ebda., S. 173 ff. und 182 ff.. Es wird wieder vereinfachend angenommen, daß ein gleichgewichtiger 
Marktlohn für die neuen Bundesländer ermittelbar ist.

172 \Yie gesagt ist diese einseitige Orientierung an der gesamtwirtschaftlichen Effizienz nicht ganz 
unbedenklich.

173 FAZ vom 27.07.1991: "Lohnsubventionen - ein Irrweg"
174 1991, S. 400.
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Ausgaben und wird wegen unüberwindbarer Schwierigkeiten der Operationalisierung 

selten eingehalten.

Zusätzliche Funktionsbestim m ung

Eine weitere Wirkungsweise genereller Lohnsubventionen für die neuen Bundesländer, 
die in dem Modell vernachlässigt wird, der aber m.E. eine zentrale Bedeutung zukommt, 
soll hier noch aufgenommen werden: Ähnlich wie bei den expansionsorientierten 
Lohnsubventionen, die im ersten Teil behandelt wurden, kann auch für die Unternehmen 
in den neuen Bundesländern eine kosteninduzierte Preissenkung bei den Produkten 

überlebenswichtig sein.

Nachdem im letzten Jahr die ehemaligen RGW-Staaten als traditionelle Absatzmärkte ost­
deutscher Unternehmen aufgrund der nachlassenden Zahlungsfähigkeit und der geringen 
Wirksamkeit der Absatzförderung nach und nach zusammenbrachen, sind die Firmen 
zunehmend auf den Eintritt in westliche Märkte angewiesen. Dabei stoßen sie aber auf 
erhebliche Schwierigkeiten. Es wird argumentiert, daß die Produktqualität für westliche 
Märkte zu niedrig sei. Dem kann nicht zugestimmt werden, denn nur wenige ostdeutsche 
Unternehmen sehen ihre Absatzprobleme in der schlechten Qualität ihrer Produkte be­
gründet. Nach einer Befragung des DIW beklagen lediglich 11% der Unternehmern , 
nach Angaben des 1AB lediglich 4% (!) der Treuhand unternehmen eine nicht ausrei­
chende Produktqualität175. Zu schaffen macht ihnen vielmehr die Existenz geschlossener 
Märkte (z.B. Schwierigkeiten bei der Aufnahme in Vertriebsketten) und der Verdrän­
gungswettbewerb, den westliche Unternehmen über Dumpingpreise führen176. Nicht 
ohne Grund kündigte die Präsidentin der Treuhandanstalt, Breuel, im Oktober diesen 
Jahres zur Überwindung "enormer" westlicher Marktzutrittsbarrieren Kampfpreise für 
Unternehmen des Maschinenbaus in Treuhandbesitz an177. Lohnsubventionen wirken 
hier ähnlich wie eine direkte Preissubvention, nur sind sie aus Gründen der höheren 
Transparenz vorzuziehen.

4.1.3. Prüfung des Wettbewerbskriteriums

Das Wettbewerbskriterium läßt sich am Modell genereller Lohnsubventionen allgemein 
überprüfen. Die anderen Kriterien werden nachfolgend an den einzelnen Programm­
vorschlägen geprüft. Um zu überprüfen, ob generelle, arbeitsplatzerhaltende Lohnsub­
ventionen dem Wettbewerbskriterium gerecht werden, müssen erstens ihre Auswir-

175 Vgl. DIW Wochenbericht 39/92, S. 474 und Kuhl u.a.1992, S. 35.
176 Vgl. DIW Wochenbericht 39/92, S. 473 und 476.
177 Vgl. Der Tagesspiegel (Tsp.) vom 1.10.1992: "Breuel kündigt 'Kampfpreise'an".
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kungen auf die Faktorrelationen der Produktion bei bestehenden Betrieben und zweitens 
ihre Auswirkungen auf den Strukturwandel untersucht werden.

A usw irku ngen  von L oh nsubven tionen  a u f  d ie  F ak torre la tion en  der  

P rodu ktion

Generelle Lohnsubventionen sollen die Marktverzerrung infolge neuer Faktorpreise in 

den neuen Bundesländern korrigieren. Kritiker befürchten aber, daß Lohnsubventionen 
am Markt ihrerseits falsche Signale setzen. Sind die Lohnkosten künstlich niedrig, so ihre 
Argumentation, wird eine arbeitsintensive Produktionsweise gefördert. Bei Wegfall der 
Subventionen entsprechen die Faktorrelationen (Arbeit/ Kapital) dann nicht den geltenden 
Kostenrelationen - eine erneute Verzerrung hat stattgefunden und die Wettbewerbs­
fähigkeit auf dem Weltmarkt ist nicht gewährleistet. Hierzu läßt sich erwidern, daß gerade 
diejenigen, die derartige Befürchtungen form ulieren, im gleichen Atemzug fü r 
Lohnzurückhaltung, Öffnungsklauseln für Tarifverträge u.ä. plädieren. Offenbar setzen 
in diesem Fall niedrige Löhne, die ja  unbestritten mittelfristig das westdeutsche Niveau 
erreichen werden, nicht die falschen Signale.

Trotz dieser vermutlich politisch motivierten Argumentation ist die Gefahr der Etablierung 
nicht konkurrenzfähiger, arbeitsintensiver Produktionsweisen nicht ganz von der Hand 
zu weisen, denn wie oben gezeigt wurde, erhalten Lohnsubventionen den Wert des 
AStkapitals (und ermöglichen somit seine weitere Verwertung), sorgen aber zunächst 
nicht für langfristig wettbewerbsfähige Faktorverhältnisse. Solange der Produktions­
prozeß unverändert bleibt, entsprechen die Faktoreinsatzrelationen nicht den Weltmarkt­
bedingungen.

Hier kann wiederum auf eine Funktion von Lohnsubventionen zurückgegriffen werden, 
die im ersten Teil schon erläutert wurde: die Funktion der zeitlichen Überbrückung bei 
fortlaufender Produktion. Es ist möglich, daß Lohnsubventionen, während sie Unter­
nehmen eine "Atempause" gewähren, gleichzeitig Anreize zu einem auf die interna­
tionalen Wettbewerbsbedingungen ausgerichteten innerbetrieblichen Strukturwandel 
geben. Ob sie dies tun oder im Gegenteil überkommene Strukturen bewahren, soll der 
nächste Abschnitt klären.

Auswirkungen von Lohnsubventionen a u f den Strukturwandel

Die geläufige Auffassung ist, daß Lohnsubventionen den Strukturwandel innerhalb beste­
hender Betriebe eher blockieren anstatt ihn zu fördern178, denn subventioniert wird ja

Vgl. z.B. die FAZ vom 27.07.1991: ’'Lohnsubventionen - ein Irrweg".
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zunächst die "Erhaltung von Altem"179. Um den Anforderungen einer offenen Marktwirt­
schaft zu genügen, müßten in den neuen Bundesländern aber Produktpalette, Produk­
tionsstruktur und Produktionsanlagen umstrukturiert werden und Investitionen getätigt 
werden. Lohnsubventionen verringern den "Zwang zur Anpassung auf einzelwirt­
schaftlicher Ebene (...) solange die Lücke zwischen Lohn und Produktivität durch 
staatliche Subventionen abgedeckt wird"180.

Nur die Erwartung des sicheren Endes der Lohnsubvention seitens der Unternehmen 
könnte sie dazu veranlassen, die gewährte Atempause zur Umstellung ihrer Produktion 
zu nutzen. Damit hätten sie einen Anreiz, den Strukturwandel auch im eigenen Betrieb zu 

vollziehen.

Die zeitliche Befristung der Lohnsubventionen wird von Unternehmern aber regelmäßig 
mißachtet. Sie vertrauen darauf, daß nach Ablauf des Subventionsprogrammes bei 
unveränderten Bedingungen die politischen Entscheidungsträger erneut zu Subventionen 
gezwungen sein werden. Die bisherigen Erfahrungen mit Subventionen in "sunset 
industries"181 geben den Unternehmern recht182. In diesem Fall haben Lohnsub­
ventionen in der Tat strukturerhaltende Wirkungen.

In den neuen Bundesländern hat die Regierung z.B. beim Personalabbau und bei der 
Streichung von ABM-Kontingenten erstaunliche Konsequenz gezeigt. Vor dem 
Hintergrund des stetig steigenden Haushaltsdefizits ist der Spielraum für zusätzliche 
Subventionen für alle offen sichtbar sehr gering. Es ist anzunehmen, daß diese Situation 
kein sicheres Vetrauen auf ständig neue Subventionen nahelegt, sondern im Gegenteil 
Anstoß zu Iniative in den Betrieben gibt.

Schließlich soll noch ein Blick auf praktische Erfahrungen hinsichtlich des Struktur­
wandels in den neuen Bundesländern geworfen werden. Erste Umfragen bei ost­
deutschen Unternehmen zeigen, daß 1990 und 1991 durchaus Produkt- und Prozeß­
innovationen in den neuen Bundesländern stattfanden183:

179 Vgl. SVR 1991b, Ziffer 542.
180 Siebert, Klodt 1991, S. 7.
181 Burda, Funke 1992a, S. 12.
182 Vgl. auch Siebert, Klodt 1991, S. 7 f.
183 Unter Innovation wird eine Neuerung bzw. wesentliche Verbesserung im Produkt- oder Prozeß­

bereich verstanden. Es muß berücksichtigt werden, daß als Innovation auch die Stillegung eines 
unproduktiven Betriebsteils gelten kann!
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Tabelle 3:

Produkt- und Prozeßinnovationen im Verarbeitenden Gewerbe der neuen 
Bundesländer 1990/1991

(Meldeanteile in %)

Ind ustriehauptgruppen Produkt­
innovation

1990

Prozeß­
innovation

1990

Produkt­
innovation

1991

Prozeß­
innovation

1991

Grundstoff- und Produktionsgütergew. 36 23 52 45

Investitionsgütergewerbe 28 23 63 43
Verbrauchsgütergewerbe 48 18 65 50

Nahrungs- und Genußmittel ge werbe 38 25 41 47

Verarbeitendes Gewerbe 36 22 59 46

Quelle: ifo Schnelldienst 15/92, S. 4

Im Vergleich dazu weist Westdeutschland eine Innovationsquote von 68% im Produkt- 
und 64% im Prozeßbereich auf184. Bedenkt man, daß 1990 und 1991 ein Großteil der 
ostdeutschen Unternehmen noch nicht in der Hand von westdeutschen und ausländischen 
Investoren war, kann man zumindest zuversichtlich sein, daß zahlreiche ostdeutsche 
Unternehmen aus eigener Kraft wettbewerbsfähige Produkte und Prozesse einführen185. 
Lohnsubventionen dürften dabei kein Hindernis sein, im Gegenteil geben rund 70% der 
Unternehmen an, daß Liquiditätsengpässe aufgrund unzureichender Erträge aus den ak­
tuellen Produktlinien das Haupthemmnis für Innovationsprojekte sind186. Hier liegt der 
Schluß nahe, daß gerade Lohnsubventionen, die durch ihre kosten senkende Wirkung die 
Ertragslage verbessern, Innovationsaktivitäten auslösen könnten.

Als Fazit dieser Überlegungen bleibt festzuhalten: Lohnsubventionen geben zunächst 
keine Veranlassung, die Faktorrelationen der Produktion zu ändern, denn sie ermöglichen 
die weitere Verwertung des alten Kapitalstocks. Aus theoretischer Sicht besteht für die 
Unternehmen auch kein großer Anreiz, den betrieblichen Strukturwandel im Wind­
schatten dieser "Atempause" zu vollziehen. Zum heutigen Zeitpunkt dürfte der Problem­

184 Vgl. Penzkofer 1992, S. 3 f.
185 Diesen Eindruck gewann ich auch auf der Konferenz "Gemeinsame Konferenz zu Fragen der 

Privatisierungs- und Sanierungsmöglichkeiten für Treuhanduntemehmen”, die als brandenburger 
Kontaktforum zwischen Wirtschaftsminister Hirche und Treuhanduntemehmen konzipiert war. Die 
dort vertretenen Unternehmen hatten eigene, ambitionierte Konzepte zur betrieblichen Restruk­
turierung entwickelt.

186 Ebda., S. 6.
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druck und das Problembewußtsein allerdings so zugenommen haben, daß gebotene 
Chancen auch genutzt werden. Empirische Ergebnisse lassen einen verhaltenen Optimis­
mus zu, daß die ostdeutschen Unternehmen sich auch und gerade während eines Lohn­
subventionsprogramms der Umstellung der Produkte und Produktionsapparate widmen 
würden. Es ist also zumindest wahrscheinlich, daß generelle, arbeitsplatzerhaltende 
Lohnsubventionen das Wettbewerbskriterium erfüllen.

4.1.4. Zusammenfassung

Generelle, arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen wirken zum einen, indem sie über 
eine Lohnkostensenkung den Wert des DDR-Altkapitals erhalten und somit die Arbeits­
nachfrage auch nach dem Anstieg des Preises des Faktors Arbeit aufrecht erhalten. Zum 
anderen ermöglicht die Lohnkostensenkung eine offensivere Teilnahme am Preiswett­
bewerb um Marktanteile. Zwar werden dadurch überkommene Produktionsstrukturen 
zunächst erhalten. Es ist aber gut möglich, daß die ostdeutschen Unternehmen sich an die 
internationalen Wettbewerbsbedingungen anpassen, indem sie ihre Unternehmen um­

strukturieren.

Anschließend sollen nun fünf aktuelle Programmentwürfe für Lohnsubventionen 

dargestellt und beurteilt werden.

4.2. Ein erster Programmentwurf; das Berkeley-Modell

Das Berkeley-Modell, das als einer der ersten Vorschläge für generelle Lohnsubventionen 
intensive Diskussionen auslöste und Altemativvorschläge nach sich zog, soll an dieser 
Stelle ausführlich anhand der Anforderungskriterien untersucht werden. Es wird sich zei­
gen, daß das Berkeley-Modell heute kaum noch gültig ist.

4.2.1. Darstellung

Im Frühjahr 1991 schlugen George Akerlof, Andrew Rose, Janet Yellen und Helga 
Hessenius, Universität Berkeley, ein sich selbst eliminierendes, flexibles System von 
Lohnsubventionen (Self Eliminating Flexible Employment Bonus, SEFEB) vor187.

Basis ihres Vorschlags bildeten umfangreiche Berechnungen der Erlös-Kosten-Situation 
der 116 Kombinate der ehemaligen DDR. Annahmegemäß entsprachen die Preise, die für 
DDR-Waren beim Absatz in nichtsozialistische Länder erzielt wurden, Weltmarktpreisen 
unter Freihandel. Solange die Weltmarktpreise die kurzfristigen variablen Kosten über­

187 ygi jm foigen(ien Akerlof u.a. 1991 sowie die FAZ vom 21.06.1991: ''Lohnsubventionen anstelle 
von Arbeitslosengeld"
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schreiten, ist ein Betrieb überlebensfähig. Die Autoren ermittelten anhand von unver­
öffentlichten Kombinatsdaten die variablen Kosten in Mark zu DDR-Zeiten, um eine DM 
auf Weltmärkten zu erwirtschaften und errechneten daraus die variablen DM-Kosten nach 
der Wirtschafts- und Währungsunion. Ergebnis war, daß zum Zeitpunkt der Untersu­
chung nur 14 Kombinate und 8,2% der insgesamt in Kombinaten Beschäftigten ihre 
kurzfristigen variablen Kosten decken konnten, d.h. lebensfähig waren. Bei einer 
50%igen Lohnkostensubvention wären es 36,6% der Beschäftigten, bei einem 75%igen 

Zuschuß 77,2% der Beschäftigten.

Auf dieser Grundlage empfahlen Akerlof u.a. generelle Lohnsubventionen in Höhe von 
75% der Bezüge jedes beschäftigten Arbeitnehmers (ausgenommen Landwirtschaft). Die 
Subvention sollte invers an das westdeutsche Lohnniveau gekoppelt sein, d.h. mit 
Angleichung des ostdeutschen an das westdeutsche Lohnniveau verringerten sich die Zu­
schüsse. Bei gleichem Lohnniveau entfiele die Subvention ganz.

Die Autoren erwarteten aufrund des im vorigen Abschnitt dargestellten Selbstfinan­
zierungseffekts geringe Belastungen des Staatsbudgets, unter der optimistischen Annah­
me einer sehr hohen Elastizität der Arbeitsnachfrage sogar positive Budgeteffekte.

4.2.2. Diskussion

Der Vorschlag der Berkeley-Gruppe ist sofort auf breite Kritik gestoßen. Einerseits haben 
sich die Bedingungen in den neuen Bundesländern schnell verändert, so daß der Vor­
schlag in seiner Ausgestaltungsform heute kaum noch durchführbar ist. Andererseits 
werden auch Annahmen und Mechanismen des Programmentwurfs kritisiert.

G ültigkeit des M odells

Der Akerlof-Vorschlag hat seine Gültigkeit schnell verloren, denn er beruht auf Zahlen 
und Tatbeständen vom Dezember 1990. Drastisch verändert hat sich wie gesagt inzwi­
schen die Nachfrage nach ostdeutschen Produkten aus ehemaligen RGW-Ländem, die 
oft, wenn überhaupt, nur noch mit Hilfe von Hermes-Bürgschaften besteht188. 
Stillegungen von Treuhand-Betrieben und von Produktlinien innerhalb von Betrieben 
haben mittlerweile in erheblichem Umfang stattgefunden. Diese Stillegungen sind end­
gültig - keine Lohnsubvention könnte sie umkehren. Die W irkung genere lle r 
Lohnsubventionen in den neuen Bundesländern wäre demnach heute weit geringer als 
noch vor zwei Jahren.

188 Vgl. DIW Wochenbericht 41/91, S. 577
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Erhöht haben dürfte sich außerdem die Zahl der Betriebe, die nach Neugründung oder 
Privatisierung ihre Produktion bereits umgestellt haben und Löhne auf westdeutschem 
Niveau erwirtschaften können. Aufgrund der mittlerweile differenzierten Betroffenheit 
der Unternehmen von Lohnkosten müßte mit sehr hohen Mitnahmeeffekten gerechnet 
werden. Das Programm weist also aus heutiger Sicht eine unzureichende Zielgenauigkeit 

auf.

Zudem hat sich das Lohnniveau Ost und mit ihm die Bezugsbasis für Lohnsubventionen 
schon erheblich erhöht - das Budget würde also bei heutiger Einführung weit mehr 
belastet als angenommen, so daß auch die Kosten/Nutzen-Relation nicht zufriedenstellend 
wäre. Das DIW ermittelte im September 1991 Nettokosten des Programms für 1992 in 
Höhe von 134 Mrd. DM - eine ungeheuerliche Summe.

Die Diskussion um arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen ist (leider) wesentlich durch 
diesen ersten Vorschlag geprägt. Bis zum heutigen Tag werden z.B. die hohen Mit­
nahmeeffekte und hohen Kosten von Lohnsubventionen beklagt, obwohl aktuelle Vor­
schläge vorliegen, die diese Faktoren eindämmen könnten. Die Chancen, die das Instru­
ment bietet, sind vor diesem Hintergrund weitgehend übersehen worden. Verantwortlich 
sind dafür sicherlich die geltenden ordnungspolitischen Vorstellungen, mit denen kein 
breit angelegtes Subventionsprogramm vereinbar ist.

Funktionsweise des Vorschlags

Zur Kritik der Annahmen und Mechanismen des Modells gehören zum einen Zweifel an 
den in der Modellrechnung unternommenen Quantifizierungen, besonders bezüglich der 
Elastizität der Arbeitsnachfrage und der Preiselastizität der Güternachfrage189. Nicht 
akzeptabel ist m.E. der Einwand, die Konkurrenzunfähigkeit ostdeutscher Betriebe läge 
in erster Linie an unzureichender Produktqualität und -gestaltung und nicht an den Preis- 
Kosten-Relationen (Güternachfrageelastizität gegen null). Akerlof u.a. haben ja  aus­
drücklich die für DDR-Produkte erzielbaren Preise in ihre Berechnungen miteinbezogen. 
Ein niedriger Marktpreis ist vielleicht Ausdruck schlechter Qualität. Er impliziert aber 
auch, daß zu diesem Preis Käufer existieren, die die (vermeintlich) schlechte Qualität in 
Kauf nehmen und das Gut nachfragen.

Zum anderen geht es um den vorgeschlagenen Mechanismus der Degression der Lohn­
subventionen. Der Berkeley-Vorschlag sieht eine degressive Gestaltung der Lohnsub­
ventionen vor, die den Subventionsabbau an die wirtschaftliche Situation in den neuen 
Bundesländern koppelt. In dem Maße, in dem sich die ostdeutsche Wirtschaft erholt,

189 Yg| bspw. Bundesministerium für Wirtschaft 1991a, S. 2 oder DIW Wochenbericht 36/91, S. 513. 
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können Löhne steigen und mit steigenden Löhnen die Lohnsubventionen abnehmen190. 
Die administrativen Kosten einer solchen gesamtwirtschaftlichen Kopplung sind nicht 
überaus hoch. Den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wird damit aber ein klarer 
Anreiz gegeben, auch innerhalb bestehender Betriebe Umstrukturierungen und 
Leistungssteigerungen zu unterstützen, um in den Genuß von Lohnerhöhungen zu 
kommen. Spielen die Gewerkschaften mit indem sie Lohnzurückhaltung üben, müssen 
die Arbeitnehmer die entstandene Produktivitätslücke füllen. Damit ist auch ein sicheres 
Ende des Lohnsubventionsprogrammes vorgegeben: es entfällt, sowie es nicht mehr 
gebraucht wird - nämlich dann, wenn sowohl Produktivität als auch Lohnniveau in Ost 
und West gleich sind. Die einzelnen Betriebe sind gezwungen, mit der allgemeinen 
Produktivitätsentw icklung schrittzuhalten. Langfristig nicht konkurrenzfähige 
Unternehmen können nicht überleben.

Weil aber das Ende des Programms nicht terminlich festgelegt ist, muß über die Dauer 
und somit über die Höhe der Kosten Unsicherheit herrschen. Im schlimmsten Fall 

erwiese es sich als nicht finanzierbar.

Ein Einwand gegen Lohnsubventionen, der auch gegen den Berkeley-Vorschlag immer 
wieder ins Feld geführt wird, ist das Moral-Hazard-Problem191. Es soll hier näher 
beleuchtet werden. Gewerkschaften könnten demnach versucht sein, Lohnsubventionen 
durch hohe Lohnforderungen abzuschöpfen in der Erwartung, der Staat werde regel­
mäßig auf Lohnerhöhungen und wachsende Arbeitslosigkeit mit neuen Subventionen 
reagieren. Damit entließe der Staat die Sozialpartner quasi aus ihrer beschäftigungs­
politischen Verantwortung und förderte das Fortsetzen einer falschen Lohnpolitik192. 
Genau aus diesem Grund ist aber im Akerlof-Vorschlag eine "Bestrafung" von Lohn­
erhöhungen in Form von Subventionskürzungen vorgesehen. "Die Gewerkschaften 
müßten bei überhöhten Lohnforderungen den Verlust von Arbeitsplätzen in Kauf neh­
men"193, würden also gerade in eine beschäftigungspolitische Verantwortung gedrängt.

Andererseits kann von einer "strikten Tarifneutralität der Lohnkostensubventionen"194 
auch nicht die Rede sein. Denn um Subventionskürzungen verkraften zu können, müßten 
Lohnzuwächse unterhalb des jeweiligen Produktivitätsanstiegs bleiben. Folge wäre der 
zu langsame Abbau von Lohndifferenzen zwischen Ost und West, also eine Verzögerung

190 ygi Akeriof u.a., S. 80.
191 Vgl. z.B. Sinn, Sinn 1992, S. 185.
192 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft 1991a, S. 2.
193 Akeriof u.a. in der FAZ vom 21.06.1991: "Lohnsubventionen anstelle von Arbeitslosengeld".
194 Bellmann 1991, S. 404.
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der angestrebten Angleichung des ostdeutschen Lebensstandards an das westdeutsche 

Niveau19-'’.

M.E. vernachlässigt die Diskussion über das mögliche Verhalten der Gewerkschaften 
deren bisherige Strategie. Man befürchtet, die Gewerkschaften würden durch Lohnsub­
ventionen aus ihrer beschäftigungspolitischen Verantwortung entlassen. Wie aber im 
ersten Abschnitt von Teil II deutlich wurde, lehnten die Gewerkschaften ihre beschäfti­
gungspolitische Verantwortung aufgrund der Umstände der Vereinigung von vornherein 
ab und richteten ihre Bemühungen auf eine möglichst schnelle Angleichung der Lebens­
verhältnisse. Der vorliegende Vorschlag würde seitens der Gewerkschaften also nicht zu 
noch höheren Lohnforderungen mißbraucht, sondern wegen der Einschränkung des 
Spielraums für Lohnsteigerungen abgelehnt werden. Ihr Spielraum für Lohnforderungen 
würde auch dadurch eingeschränkt, daß die ostdeutsche Arbeitgeberseite möglicherweise 
bei Lohn Subventionen erstmals den Gewerkschaften und westdeutschen Arbeitgebern mit 
ihrem Angleichungskurs widerstehen würde.

Auch weil inzwischen in fast allen Wirtschaftsbereichen ein Tarifverbund zwischen Ost 
und West hergestellt w urde195 196, ist aus heutiger Sicht eine inverse Kopplung von 
Lohnsubventionen an die Lohnangleichung kaum noch denkbar. Das Programm wäre bei 
der heute festgeschriebenen Angleichung der Löhne von kurzer Dauer und deshalb von 
geringer Wirkung.

4.2.3. Zusammenfassung

Insgesamt wird das Berkeley-Modell aus heutiger Sicht nicht den Anforderungskriterien 
an Lohnsubventionsprogramme gerecht: Die Zielgenauigkeit ist nicht gewährleistet. Zwar 
ist der Verwaltungsaufwand eher gering, weil die Subventionshöhe leicht zu ermitteln ist, 
aber im Vergleich zum hohen Finanzierungsaufwand sind die Beschäftigungseffekte 
heute als gering einzuschätzen, so daß auch das Kosten/Nutzen-Kriterium unerfüllt 
bleibt. Die Anpassung an die Wettbewerbsbedingungen ist gemäß der vorangegangenen 
Ausführungen wahrscheinlich. Die politischen Akteure dürften sich mit Ausnahme der 
EG197 und evtl, der ostdeutschen Arbeitgeber aber sämtlich gegen den Vorschlag stellen: 
die Regierung als Hüterin der Ordnungspolitik, die Gewerkschaften wegen der Behin­
derung der Angleichung der Einkommensverhältnisse und die Bundesbank wegen des 
Finanzierungsaufwands und der Rückwirkungen auf die Geldwertstabilität. Trotz dieser

195 Vgl. DIW Wochenbericht 36/91, S. 512.
196 ygj Bundesministerium für Wirtschaft 1991a, S. 2.
197 Die EG hat auf eine Anfrage Akerlofs ihr grundsätzliches Einverständnis mit seinem Vorschlag 

bekundet, vgl. Akerlof u.a. 1991, S. 70.
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Einwände haben die Autoren unbestritten einen zentralen Sachverhalt aufgedeckt: daß 
Lohnsubventionen bedingt durch die spezielle Situation in den neuen Bundesländern 
besonders wirkungsvoll sein könnten - viel wirkungsvoller als etwa in der Konjunk­

turpolitik unter normalen Umständen198.

4.3. Weitere Programmentwürfe: Frankfurter Modell, Tyll Necker-Plan,
Subventionierung der Sozialversicherungsbeiträge

In diesem Abschnitt werden drei weitere ausgewählte Programmentwürfe vorgestellt und 
anhand der Anforderungskriterien knapp diskutiert.

Ausgegangen wird davon, daß die Begünstigung ausnahmslos aller Beschäftigten mit 
Lohnsubventionen aus heutiger Sicht nicht mehr vertretbar ist. Die auf den Akerlof- 
Vorschlag folgenden Programmideen sehen - aufgrund der zunehmend differenzierten 
Betroffenheit der Betriebe in den neuen Bundesländern vom Lohnkostenproblem - in 
ihrer Mehrzahl von generellen Lohnsubventionen ab. Sie begrenzen die Lohnsub­
ventionen auf die Wirtschaftsbereiche, in denen Arbeitsplätze durch überhöhte Lohn­
kosten besonders bedroht sind. Angestrebt wird der gezieltere Einsatz des Instruments 
und die Minimierung der Mitnahmeeffekte.

Allerdings wird die Unterteilung in subventionsbedürftige und nicht subventionsbe­
dürftige Unternehmen als äußerst problematisch angesehen199. Wirtschaftsminister 
Möllemann sieht schon "Strukturräte" oder ähnliche Instanzen etabliert, die zu begünsti­
gende Unternehmen auswählen und den gerade erst überwundenen Dirigismus der 
ehemaligen DDR wieder aufkommen lassen200. In der Tat ist das Aufstellen von För­
derungskriterien nicht ganz einfach. Das Frankfurter Modell und der im nachfolgenden 
Abschnitt diskutierte Tyll Necker-Plan wollen dieses Problem lösen.

Schließlich geht es an letzter Stelle bei der Subventionierung von Sozialversicherungs­
beiträgen um einen Ansatz, der Lohnsubventionen mit einer gerechteren Verteilung der 
Kosten der deutschen Einheit verbinden will.

4.3.1. Frankfurter Modell

Quasi als Gegenvorschlag zum Berkeley-Modell entwarf Engels ein Lohnsubven­
tionsprogramm, das er Frankfurter Modell nennt201. Es sieht vor, daß sich die Sub­

198 Vgl. Engels 1991, S. 113.
199 Vgl. z.B. die FAZ vom 2.07.1991: Lohnsubventionen ein fragwürdiges Mittel".
2(X) vg| Bundcsministcrium für Wirtschaft 1991a, S. 3.
201 Vgl. Engels 1991, S. 113 f.
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ventionshöhe invers an der Wertschöpfung orientiert. Ist die Wertschöpfung eines Betrie­
bes null, werden den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nur Löhne in Höhe der 
Arbeitslosenunterstützung ausgezahlt. Der Subventionsanteil liegt bei diesem schlechtest 
möglichen Fall bei 100%. Mit steigender Wertschöpfung steigen auch die ausgezahlten 
Löhne bis auf westdeutsches Tarifniveau. Der Subventionsanteil an den Löhnen nimmt 
mit steigender Wertschöpfung jedoch proportional ab. Ist die Wertschöpfung eines 
Betriebes hoch genug, liegt der Subventionsanteil der Löhne bei 0% - dieser Betrieb kann 
also keine Lohnsubventionen beantragen. Durch diesen Mechanismus wird bewirkt, daß 
nur genau jene Betriebe Lohnsubventionen erhalten, die ihre Löhne nicht selbst erwirt­
schaften können - Mitnahmeeffekte sind weitgehend ausgeschlossen, das Zielgenauig­
keitskriterium ist erfüllt.

Obwohl das Modell große ökonomische Vorteile verspricht, ist folgendes zu bedenken: 
Selbst wenn die Produktion völlig eingestellt wird, fließen Lohnsubventionen. Dann 
besteht an sich kein Unterschied mehr zur W irkungsweise von Beschäftigungs­
gesellschaften202. Auch langfristig unrentable Produktionen würden am Leben erhalten, 
denn solange ihre Wertschöpfung gering wäre, würden sie gefördert. Der einzige Anreiz 
zur Steigerung der Wertschöpfung für die Arbeitskräfte wären die damit verbunden 
Lohnerhöhungen. Für die Unternehmensleitung bestünden keine Anreize zur Steigerung 
der Wertschöpfung. Unternehmen könnten im Gegenteil nur dann auf Dauer die 
Subventionen ausschöpfen, wenn sie arbeitsintensive, technologisch rückständige Pro­
duktionen aufbauten oder erhielten. Hier wird die 'adverse selection' gefördert, die die im 
Modell genereller Lohnsubventionen durchaus mögliche Anpassung an die 
W ettbewerbsbedingungen hemmt. Außerdem ist die Dauer und damit auch der 
Finanzierungsaufwand des Programms nicht absehbar; nicht sanierungsfähige Betriebe 
würden Nutznießer von Dauersubventionen. Engels gibt auch keine Schätzung über die 
Kosten seines Pro-gramms ab.

Weiterhin ist der Verwaltungs- und Kontrollaufwand nicht zu unterschätzen. Ähnlich wie 
bei der Berlinförderung müßten von den Betrieben monatliche W ertschöpfungs­
meldungen erbracht werden, die wiederum kontrolliert und verarbeitet werden müßten. 
Die Kosten erwiesen sich möglicherweise als unverhältnismäßig hoch.

Schließlich ist zu erwarten, daß die Gewerkschaften unter Verweis auf einen Eingriff in 
ihre Tarifautonomie eine Unterschreitung der Tariflöhne strikt ablehnen würden. Auch 
hier würde der Prozeß der Angleichung der Einkommensverhältnisse stark behindert. 
Aufgrund der eher strukturkonservierenden Wirkung sind auch ordnungspolitische

202 Vgl. Klanberg, Prinz 1991, S. 400.
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Bedenken seitens der Regierung zu erwarten, so daß das Instrument keine reale Chance 

hat, eingefiihrt zu werden.

4.3.2. Tyll Necker-Plan

Tyll Necker, Präsident des BDI, will in seinem Plan genereller Lohnsubventionen203, der 
auf den Erlaß von Lohnnebenkosten (Arbeitgeberanteile zur Arbeitslosen- und Ren­
tenversicherung) abzielt, nur exportorientierte Unternehmen begünstigen. Dies begründet 
er damit, daß lokale Branchen nicht dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt sind und 
daher auch nicht mit internationalen Preisrelationen wirtschaften müssen. Eine Autorepa­
raturwerkstatt konkurriert bspw. nur mit anderen lokalen Anbietern, für die gleiche 
Lohnkosten gelten. Auch Tyll Necker intendiert also, Lohnsubventionen auf diejenigen 
Betriebe zu beschränken, die sie benötigen.

Selbst wenn man von der wenig realistischen Annahme ausginge, daß alle Export- 
untemehmen gleichermaßen vom Lohnkostenproblem betroffen sind, ergeben sich doch 
folgende Schwierigkeiten: die meisten Betriebe werden sowohl für den Binnen- als auch 
für den Weltmarkt produzieren. Der bürokratische Aufwand, den die Einteilung in In- 
und Auslandsgüter und die laufende Kontrolle der Subventionsberechtigung verursachen 
würde, wäre erheblich. Wenn subventionierte Exportgüter dann im Inland nachgefragt 
werden, kommt es erstens zu Wettbewerbsverzerrungen und zweitens zu einer Verschie­
bung der Subventionstatbestände204.

Die alleinige Bevorzugung exportorientierter Betriebe kommt der Differenzierung nach 
Wirtschaftssektoren, wie in Teil 1 diskutiert, nahe und es gilt die gleiche Kritik daran. 
Insbesondere ist wiederum eine Ausdehnung der Produktionstiefe zu befürchten, die 
Zulieferanten schädigte205 und erneut große, unter normalen Bedingungen nicht wett­
bewerbsfähige Produktionskolosse in den neuen Bundesländern entstehen ließe.

Necker ermittelt Bruttokosten des Programms von ca. 7 Mrd. DM. So hoch sind die 
Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosen- und Rentenversicherung der im internationalen 
Wettbewerb stehenden Industrie206. Necker erläutert aber weder, wie er diese Industrie­
zweige ausgewählt hat, noch begründet er die Subventionshöhe. Nach den Unter­
suchungen von Akerlof benötigen die ostdeutschen Unternehmen ja  erhebliche Lohn­

203 Vgl. Necker 1991, S. 52 f. und Die Zeit vom 22.-24. Mai 1991: "Wenn der Staat die Lohntüte 
füllt".

204 Vg] Bundesministerium für Wirtschaft 1991b, S. 38.
205 Vgl. SVR 1991b, Ziffer 542.
206 Vgl Necker 1991, S. 53.
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kostenzuschüsse, um überhaupt Beschäftigungseffekte zu erzielen207. Bei niedrigen 
Beschäftigungseffekten ist die Kosten/Nutzen-Relation nicht als günstig anzusehen.

Die Degression der Lohnsubventionen will Necker wie im Berkeley-Modell invers an 
Lohnerhöhungen koppeln, um die Tarifparteien zu disziplinieren. Es gilt daran die gleiche 

Kritik wie oben.

4.3.3. Subventionierung der Sozialversicherungsbeiträge

Im Oktober 1991 schlug Winters, Universität Hamburg, ein System der Subventionie­
rung der Sozialversicherungsbeiträge vor208. Seine Argumentation stellt auf die Bela­
stung sowohl der Arbeitskräfte als auch der Arbeitgeber mit Sozialabgaben ab. Er stellt 
fest, daß angesichts der immer noch niedrigen Einkommen eine Einkommensbesteuerung 
in den neuen Bundesländern kaum stattfindet209. Die Sozialabgaben, die zur Zeit das 
siebenfache der Lohnsteuer ausmachen, wirken für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer hingegen wie Quasi-Steuern und haben einen weitgehend proportionalen Verlauf. 
Verteilungspolitisch ist diese Proportionalbesteuerung nicht haltbar und sie belastet 
zudem die Versicherten einseitig mit den Kosten der Vereinigung. Die Beiträge zur 
Sozialversicherung bedeuten für die ostdeutschen Unternehmen gleichzeitig eine starke 
Belastung bei den Arbeitskosten und kommen "somit als Ansatzpunkt für eine Politik der 
Beschäftigungsanreize in Frage"210 211.

Winters Vorschlag sieht vor, daß der Staat den Arbeitgeberanteil an den Sozialver­
sicherungsbeiträgen in voller Höhe übernimmt. Zu den Arbeitnehmerbeiträgen schießt er 
einen nach Einkommen gestaffelten Anteil zu, der bei einem mittleren Einkommen auf 
null absinkt. Damit würden einerseits die Arbeitskosten gesenkt und andererseits die 
Einkommen progressiv belastet. "Hauptsächlicher Adressat sind (...) die existierenden 
Betriebe in den fünf neuen Bundesländern, denen (...) dazu verholfen würde, ihre 
Überlebensaussichten zu verbessern und/oder einen höheren Beschäftigungsstand zu 
wahren"21 L Eine Degression der Subvention ergäbe sich bei den Arbeitnehmerbeiträgen 
durch den Anstieg der Löhne von selbst. Für die Arbeitgeberbeiträge soll eine Kopplung 
an die gesamtwirtschaftliche Produktivität festgelegt werden.

207 Vgl. Akerlof u.a. 1991, S. 27.
208 ygj y/inters 1991.
209 Denn die meisten Einkommen liegen noch so niedrig, daß sie einkommensteuerfrei bleiben.
210 Winters 1991, S. 515.
211 Ebda., S. 519.

69



Die W irkung einer Subvention der Sozialversicherungsbeiträge käme einer 
Lohnsubvention durch Transferzählungen oder Steuererlaß gleich212. Vorteile liegen in 
der leichten Verwaltbarkeit (die Sozialversicherungsträger sind ohnehin schon mit der 
Überwachung der Beiträge betraut und hätten kaum Mehraufwand) und in den vertei­
lungspolitischen Wirkungen. Die Einkommenssituation der Ostdeutschen würde sich be­
sonders für die unteren Lohngruppen verbessern, weshalb die Gewerkschaften mögli­
cherweise Lohnzurückhaltung üben würden. Das Argument, Gewerkschaften würden 
Lohnsubventionen nur für weitere Lohnforderungen mißbrauchen, verliert hier nochmals 
an Plausibilität. Die angestrebte Nivellierung der Einkommen würde erst durch eine 
Umverteilung erzeugt, so daß die Löhne auf der Kostenseite forderungsgemäß leistungs- 
und qualifikationsgerecht blieben.

Allerdings unterscheidet der Vorschlag nicht nach subventionsbedürftigen und nicht be­
dürftigen Unternehmen und würde dadurch hohe Mitnahmen bei einigen Arbeitgebern er­
zeugen. Für die Seite der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wäre eine solche 
Unterscheidung auch nicht zu legitimieren. Hier fragt sich, ob es überhaupt sinnvoll ist, 
eine Lohnsubvention mit einem einkommenspolitischen Instrument zu verbinden, denn 
die Lohnsubvention bezweckt ja  gerade eine Entkopplung dieser Größen nach be­
trieblichen Gesichtspunkten.

Die Bindung der Degression an das gesamtwirtschaftliche Produktivitätsniveau verhindert 
zwar die Nachteile der 'adverse selection', da das einzelne Unternehmen hier nicht für 
seine Unproduktivität 'belohnt' wird. Ein sicheres Ende des Programms und damit ein 
kalkulierbarer Finanzierungsaufwand sind durch diese Kopplung aber nicht vorgegeben. 
Winters bezeichnet den Finanzierungsaspekt seines Vorschlags selbst als problematisch 
und ermittelt Bruttokosten für das erste Jahr von 35 Mrd. DM213. Angesichts der ak­
tuellen Finanzierungsrestriktionen ist eine Zustimmung der politischen Akteure, vielleicht 
mit Ausnahme der Gewerkschaften, nicht zu erwarten.

4.3.4. Zusammenfassung

In der folgenden Abbildung wird ein Überblick über die Erfüllung der verschiedenen An­
forderungskriterien durch die drei vorgestellten Programme gegeben:

212 Erfahrungen mit dem Erlaß der Sozialversicherungsbeiträge in Frankreich zeigen, daß diese Form der 
Gewährung hinsichtlich der Beschäftigungseffekte neutral ist. Sie beeinflußt das Rekrutierungs­
verhalten der Unternehmen nicht günstiger als andere Formen von Lohnsubventionen.

213 Ebda., unbeantwortet bleibt wiederum die Frage nach der adäquaten Subventionshöhe.
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Abbildung 5:

Evaluierung von: Frankfurter Modell, Tyll Necker-Plan, 
Subventionierung der Sozialversicherungsbeiträge

Kriterium: Frankfurter Modell Tyll Necker-Plan Subv. der Sozialver­
sicherungsbeiträge

Zielgenauigkeit ja nein nein

Administrierbarkeit eherja nein ja

Wettbewerb eher nein eher nein ja

Kosten/Nutzen eher nein eher nein nein

Politische Akteure nein nein nein

Aus diesen Ergebnissen lassen sich folgende Schlüsse ziehen:

Erstens wurde noch kein Programm genereller Lohnsubventionen vorgestellt, das für die 
relevanten (wirtschafts-)politischen Akteure zufriedenstellend wäre. Dies scheint ein ent­
scheidender Engpaß zu sein.

Offenbar ist es zweitens nicht günstig, die Degression von Lohnsubventionen an die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Situation von Betrieben zu knüpfen, weil dadurch zum 
einen kein sicheres Ende vorgegeben ist und der Finanzaufwand nicht beschränkt ist. 
Zum anderen verlangsamen diese Kopplungsmechanismen den Strukturwandel in der 
Regel, indem sie 'adverse selection' fördern. Sie sind wegen ihrer Strategieanfälligkeit 
selten vorteilhaft. Auch eine Verbindung der Degression mit der gesamtwirtschaftlichen 
Lage ist nicht empfehlenswert, denn dies fördert zwar den Strukturwandel, aber der 
Finanzierungsaufwand läßt sich im vorhinein nicht sicher abschätzen.

Der folgende DIW-Vorschlag trägt diesen Überlegungen Rechnung.
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4.4. Der kombinierte Ansatz des DIW

4.4.1. Darstellung

Ausgehend von einer Kritik an der Subventionierungs- und Privatisierungspolitik der 
Treuhandanstalt schlug das DIW im Oktober 1991214 ein eigenes System der 
Lohnsubventionen vor, nachdem es in einem früheren Wochenbericht215 das Berkeley- 

Modell abgelehnt hatte.

Der Treuhandanstalt werden in ihrer Politik mangelnde Transparenz und fehlende Anreize 
für Investitionen und Umstrukturierungen vorgeworfen. Tatsächlich gewährt die Treu­
handanstalt in fallweisen Einzelentscheidungen schon seit Beginn ihrer Tätigkeit ver­
deckte Lohnsubventionen in Form von Kreditbürgschaften für Lohnzahlungen216 oder 
Preisnachlässe für Arbeitsplatzerhalt217. Angesichts des politischen Drucks, Unterneh­
men zu erhalten, ist sie immer wieder zur Gewährung neuer Subventionen gezwungen. 
Diese Förderungspraxis ist wettbewerbsverzerrend und verleitet die Unternehmen zu 
einem abwartenden Verhalten; strukturwirksame Auflagen sind mit ihr kaum verbunden.

Auf der anderen Seite ist auch die von der Bundesregierung eingeschlagene Strategie der 
Kapitalsubventionierung nicht befriedigend. Zwar fördert sie die Modernisierung des 
Kapitalstocks, zum Erhalt der Unternehmen trägt sie aber nicht bei, da sie nicht kurzfri­
stig kostenentlastend wirkt.

Das DIW schlägt deshalb kombinierte Lohn- und Kapitalsubventionen vor. Alle 
Industrieunternehmen im Besitz der Treuhandanstalt werden darin auf gleiche Weise be­
günstigt, alle ad hoc Hilfen fallen weg. Lohnsubventionen sollen 50% des zum Stichtag 
geltenden Tariflohns ausmachen und innerhalb von drei bis fünf Jahren schrittweise auf 
null abgebaut werden. Kapitalsubventionen ergänzen über einen Zeitraum von fünf 
Jahren die sonstigen Investitionsfördermittel bis zu dem Betrag, mit dem sich auch 
Kreditinstitute an den Vorhaben beteiligen.

Für die Lohnsubventionen ermittelt das DIW Kosten im ersten Jahr von 15 Mrd. DM 
(Basis sind 1,7 Mill. Beschäftigte), 10 Mrd. DM im zweiten Jahr und einen Rückgang 
auf null nach drei oder fünf Jahren. Kapitalsubventionen beanspruchen jährlich etwa 5 
Mrd. DM. Mißbrauch und Mitnahmeeffekte können grundsätzlich nicht ausgeschlossen 
werden, halten sich aber in verträglichen Grenzen.

214 ygj jm foigent]en DIW Wochenbericht 41/91.
215 Vgl. DIW Wochenbericht 36/91.
216 ygj die FR vom 8.05.1991: "Treuhand-Kredite verhindern Massenentlassungen".
217 Vgl. Sinn, Sinn 1992, S. 180.
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4.4.2. Diskussion

Gelungene Investitionsprojekte fördern den Strukturwandel und sollen durch 
Kapitalsubventionen unterstützt werden. Das Argument gegen Lohnsubventionen, daß 
die Bundesregierung sich nuneinmal auf Kapitalsubventionen festgelegt hätte und "man 
bekanntlich nicht mitten im Strom die Pferde wechseln sollte"218 zieht hier nicht, denn 
der der DIW-Ansatz beläßt die alten Pferde im Strom. Der Vorschlag bindet die Höhe der 
Kapitalsubventionen an Kreditzusagen privater Banken, um quasi ein privatwirt­
schaftliches Element in die Förderungspraxis einzubeziehen.

Unternehmen brauchen in jedem  Fall Zeit, bis sich der Erfolg oder Mißerfolg eines 
Investitionsprojektes herausstellt. Nur diesem Zweck, nämlich dem Zeitgewinn zur 
Umstrukturierung, dienen die Lohnsubventionen. Lohnkosten werden nicht als per se 

verzerrt angenommen.

Dementsprechend beschränken sich die Lohnsubventionen auf Treuhanduntemehmen. 
Gerade ihnen droht das "Aus", denn den bislang noch nicht privatisierten Betrieben wird 
ein Überleben nur nach massiven Umstrukturierungen möglich sein. Diese Umstrukturie­
rungen können sie nicht aus eigener Kraft bewältigen, sonst hätten sich für sie schon 
Investoren gefunden219.

Übertragen in das Modell genereller Lohnsubventionen repräsentieren die Treuhand­
untemehmen jenen Abschnitt der Arbeitsnachfragekurve, deren Produktivitätslöhne unter 
dem ostdeutschen Tariflohn liegen. Alle anderen Unternehmen können entweder hohe 
Löhne verkraften, da sie bereits nach westlichem Standard produzieren oder sie wurden 
bei der Privatisierung schon durch gesenkte Kaufpreise u.ä. befähigt, diese Löhne zu 
bezahlen. Tatsächlich haben Unternehmen nach ihrer Privatisierung zwar zunächst die 
Arbeitsplätze um durchschnittlich 28% reduziert; inzwischen zahlen sie ihren Beschäf­
tigten aber durchschnittlich 60 DM monatlich mehr als Treuhanduntemehmen und ver­
zeichnen auch hohe Umsatzsteigerungen220. Gemäß einer Befragung des DIW halten nur 
knapp halb so viele privatisierte Unternehmen wie Treuhanduntemehmen den Personal­
abbau für eine wichtige anstehende Aufgabe221. Es werden im DIW-Ansatz also genau 
die Unternehmen begünstigt, die es nötig haben. Der Vorschlag erfüllt damit das Kri­
terium der Zielgenauigkeit.

218 FAZ vom 27.07.1991: "Lohnsubventionen - ein Irrweg". Gemeint sind damit die Kalküle der 
Investoren, die auf bestimmte Förderprogramme zielen und die man ihnen nicht kurzfristig wieder 
entziehen darf. Erwartungen spielen eine zentrale Rolle bei Investitionsentscheidungen.

219 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung 1992a, S. 33 f.
220 Vgl. Kühl 1992b, S. 4 f.
221 Vgl. DIW Wochenbericht 39/92, S. 475.
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Der Treuhandanstalt dürfte die regelgebundene Gewährung von Subventionen sicherlich 
weniger Verwaltungs- und Prüfungsaufwand bereiten als das fallweise Ermessen der 
Subventionsbedürftigkeit. Hier ist das Administrationskriterium voll erfüllt, denn der 

DIW-Ansatz entlastet die Treuhandanstalt.

Im Vergleich zu Mechanismen, die die Befristung der Subventionsprogramme an 
Tatbestände wie Angleichung der Löhne oder Entwicklung der Wertschöpfung knüpfen, 
ist die strenge zeitliche Befristung des DIW Ansatzes eindeutig vorzuziehen. Nur sie ge­
währleistet ein sicheres, absehbares Ende der Subvention und damit einen sicheren 
Finanzierungsrahmen, der das Staatsbudget nicht übermäßig belastet. Die strenge zeitli­
che Befristung ermöglicht es verschiedenen Akteuren, sichere Erwartungen zu bilden:

Auf der einen Seite nötigt die Erwartung der strikten Degression der Lohnsubvention die 
Beteiligten in den Betrieben zum Handeln. Glauben sie an die Möglichkeit eines innerbe­
trieblichen Strukturwandels, so müssen sie ihn forcieren und innerhalb von drei bis fünf 
Jahren weitgehend vollzogen haben. Können die Betriebsangehörigen nicht auf ein 
Weiterbestehen hoffen, dann müssen sie die Zeit für eine Umorientierung auf dem 
Arbeitsmarkt nutzen, ln jedem Fall werden sie aus ihrer abwartenden, verharrenden Hal­
tung gerissen und es tritt keine 'adverse selection' auf. Das Wettbewerbskriterium ist 
erfüllt.

Auf der anderen Seite richten sich die Erwartungen potentieller Investoren auf ein bislang 
inkonsistentes, politisch motiviertes Verhalten der Treuhandanstalt. Von der Treu­
handanstalt kaum noch zu kontrollierende Einzelentscheidungen lassen sie au f 
"Schnäppchen-Angebote" warten. Diese Erwartungen verzögern, erschweren und verhin­
dern die Privatisierung und Sanierung der Treuhanduntemehmen. Allen Betrieben glei­
chermaßen gewährte Subventionen sprengen das Kalkül einer abwartenden Taktik. Um 
in den vollen Genuß von Lohnsubventionen zu kommen, muß sofort investiert werden, 
was wiederum das Anpassen an die Wettbewerbsbedingungen beschleunigt.

Wichtig ist, daß der Staat bzw. die Treuhandanstalt ihre Entschlossenheit signalisieren, 
über das vorgestellte Programm hinaus keine weiteren Zuschüsse zu leisten. Denn falls 
sich nach Ablauf des Programms die Lage einiger Betriebe trotz flankierender Maßnah­
men nicht gebessert hat, müßte die Liquidierung gegen massiven gesellschaftlichen 
Widerstand erfolgen. Der Treuhandanstalt, die im Gegensatz zu Staat und Gewerkschaf­
ten in erster Linie nur dem Treuhandgesetz verpflichtet ist, ist ein konsequentes Vorgehen 
zuzutrauen. Das wird auch bei der Erwartungsbildung berücksichtigt werden.
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Den Problemen, die wie im Berkeley-Modell weitere Lohnerhöhungen aufwerfen kön­
nen, soll folgendermaßen begegnet werden: die Subventionshöhe bemißt sich an der 
Lohnhöhe des Stichtages. Damit wird ausgeschlossen, "daß die öffentliche Hand zur 

Finanzierung übermäßiger Lohnsteigerungen herangezogen wird"222. Arbeitgeber wer­
den versuchen, Lohnerhöhungen zu verhindern, da "jede Lohnerhöhung den Wert der 
Subvention - gemessen an den gesamten Lohnkosten - mindert"223. Fraglich ist aller­
dings, ob die Arbeitgeber, bei denen dann gleichsam die beschäftigungspolitische 
Verantwortung läge, die Kraft und den Willen hätten, sich den Gewerkschaften zu wider­
setzen, zumal Tarifabschlüsse ja  nicht auf Treuhandunternehmen begrenzt sind. 
Wahrscheinlicher ist, daß die Angleichung der Löhne von den Lohnsubventionen unbe­
rührt bleibt.

Da es sich bei dieser Lohnsubvention lediglich um eine Strukturierung der von allen 
Seiten bereits stillschweigend tolerierten Treuhandbeihilfen handelt und keine erhebliche 
Beeinflussung der Sozialpartner zu erwarten ist, ist der DIW-Ansatz für die beteiligten 
politischen Akteure akzeptabel. Für die Regierung als Hüterin der Ordnungspolitik wäre 
der Vorschlag sicher unter einer Bezeichnung wie 'Sofortprogramm zur Regelung und 
Eindämmung der Liquiditätsbeihilfen' leichter zu befürworten als unter dem Namen 
'Lohnsubvention'.

4.4.3. Zusammenfassung

Der kombinierte Ansatz des DIW besticht durch seine Logik: Wenn Subventionen not­
wendig sind, so haben sie durchschaubar und regelgebunden zu sein. Der Ansatz ermög­
licht allen beteiligten Akteuren, feste Erwartungen zu bilden, die eine Voraussetzung für 
eine zügige Umstrukturierung der ostdeutschen Betriebe in Treuhand-Besitz sind. Er 
berücksichtigt sowohl die unterschiedliche Betroffenheit der Unternehmen vom Lohn­
kostenproblem als auch die Schwachstellen der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik und ist 
dabei weder besonders teuer noch schwer zu verwalten. Der Ansatz entspricht den auf­
gestellten Anforderungskriterien und kann daher unterstützt werden.

4.5. Fazit und Ausblick

Bis zum heutigen Tag ist in den neuen Bundesländern kein generelles, regelgebundenes 
Lohnsubventionsprogramm aufgelegt worden. Zu bedenken bleibt, daß mit jedem Tag, 
der ohne ein konsequentes Lohnsubventionsprogramm verstreicht, unumkehrbare Ent­
wicklungen in Form von Betriebs- und Betriebsteilstillegungen und Verlust von Absatz­

---- DIW Wochenbericht 41/91, S. 577
223 Ebda.
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märkten bzw. verpaßte Chancen beim Kampf um Absatzmärkte stattfinden. Die Chancen 
hinsichtlich des Erhalts von Arbeitsplätzen, die ein solches Programm ohne Zweifel hat, 
verringern sich damit von Tag zu Tag.

Der im Hinblick auf die Ergebnisse des vorherigen Abschnitts bedeutendste Vorteil des 
DIW-Ansatzes ist seine Chance, von den beteiligten Akteuren befürwortet zu werden. 
Leider dominieren in der politischen Diskussion um Lohnsubventionen heute noch die 
gleichen Argumente, die Anfang 1991 als Reaktion auf das Berkeley-Modell entwickelt 
wurden. Einhellig verurteilen Arbeitgeber, Gewerkschaften und Staat generelle Lohnsub­
ventionen, die (weil vermeintlich undifferenziert) hohe Mitnahmen und hohe Kosten ver­
ursachen, den wirtschaftlichen Aufholprozeß gefährden und nicht wieder abbaubar 
seien224. Der DIW-Ansatz birgt diese Gefahren m.E. nicht. Es erscheint deshalb so, daß 
in der politischen Diskussion für Lohnsubventionen schon Mitte '91 der "Zug abgefah­
ren" war, d.h. daß neue Vorschläge nicht mehr rational berücksichtigt wurden, weil das 
letzte Wort bereits gesprochen war. Als Wendepunkt der Diskussion läßt sich der Brief 
an Abgeordnete von Bundeswirtschaftsminister Möllemann vom 10.06.1991 ausma­
chen225. Nach seiner klaren Absage an Lohnsubventionen haben sich relevante Akteure 
nicht wieder dafür ausgesprochen. Scheinbar kam der DIW-Vorschlag um einige Monate 

zu spät.

Dennoch übt die täglich steigende Arbeitslosigkeit zunehmenden Problemdruck auf die 
Politik aus. Arbeitslosigkeit wird mehr und mehr zum sozialen Sprengstoff, mutmaßlich 
auch verantwortlich für die steigende Ausländerfeindlichkeit und Gewaltbereitschaft in 
den neuen Bundesländern. Es häufen sich die Fälle, daß Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer Betriebsschließungen nicht mehr hinnehmen, sondern Widerstand leisten 
und in verzweifelten Aktionen auf sich aufmerksam machen. In Thüringen trat der 
Geschäftsführer einer Schuhfabrik in den Hungerstreik, um die Liquidation seines 
Unternehmens zu verhindern226. Ein totaler "shakeup" wie Dornbusch ihn für die 
Transformation der neuen Bundesländer erwog - marktkonforme Produktionseinstellung 
bei bestehenden Betrieben, ein paar Jahre massiver Arbeitslosigkeit, Arbeitssuche und 
Wiederunterbringung227- ist weder sozial noch politisch durchsetzbar. Es verwundert 
nicht: zuletzt im November diesen Jahres traten Priewe und Hickel mit einem erneuten 
Plädoyer für Lohnsubventionen und einem Programmvorschlag, der in den Grundzügen

x

224 Vgl. Engelen-Kefer 1992, S. 5; BDA 1991, S. 13 f.; SVR 1991b, Ziffern 538 ff.
225 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft 1991a.
226 Vgl. Tsp. vom 21.11.1991.
227 Vgl. Akerlof u.a. 1991, S. 91.
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dem DIW-Ansatz gleicht, an die Öffentlichkeit228. Fazit: bestehende Arbeitsplätze 

müssen erhalten bleiben!

5. Arbeitsplatzschaffende Lohnsnbventionen: einige Ansätze

Arbeitsplatzschaffende Lohnsubventionen im Sinne des ersten Teils der Arbeit gibt es in 
den neuen Bundesländern (noch) nicht. Die besonderen Rahmenbedingungen hier 
bewirken, daß sich die Diskussion um neue Konzepte dreht, die sowohl arbeitsmarkt- als 
auch wirtschafts- und strukturpolitisch angelegt sind. Diese neuen Konzepte weichen von 
der eigentlichen Idee der Lohnsubventionen etwas ab und sollen hier deshalb nur als 

Perspektive aufgezeigt werden.

In der Diskussion um arbeitsplatzschaffende Lohnsubventionen für die neuen Bundes­
länder herrschen zur Zeit zwei Konzepte vor, die einerseits bei Arbeitslosen und anderer­
seits beim Mittelstand ansetzen.

5.1. Arbeitslose als Ansatzpunkt für Lohnsubventionen

Hier steht die Frage im Vordergrund: "Wie kann die Arbeitsmarktpolitik so in die 
Wirtschafts- und Strukturpolitik eingebettet werden, daß das vorhandene Potential an 
qualifizierten und motivierten Arbeitnehmern nicht brachliegt, sondern in den Prozeß der 
Entwicklung neuer W irtschaftsstrukturen eingebunden wird"229 und dabei neue 
Dauerarbeitsplätze entstehen?

Die in diesem Sinne diskutierten beschäftigungsfördemden Maßnahmen zielen darauf ab, 
Arbeitslosen gesamtwirtschaftlich nützliche Beschäftigungen zu geben, für die es (noch) 
keine privatwirtschaftliche Nachfrage gibt. Es handelt sich hier also nicht um 
Lohnsubventionen im engeren Sinne. Nur dort, wo mittelfristig privatwirtschaftliche 
Arbeitsplätze entstehen, die zur Zeit aufgrund der noch niedrigen Rentabilitäts­
erwartungen nicht tragfähig sind, können Transfers an Arbeitslose als Lohnsubventionen 
bezeichnet werden. Dort wird das Einkommen vom Lohn angesichts der desolaten 
wirtschaftlichen Lage völlig entkoppelt. Die Lohnsubvention dient der zeitlichen 
Überbrückung - einerseits für die Beschäftigten, die ihre Qualifizierung erhalten und 
andererseits zur Erholung der Wirtschaft.

Neben der zeitlichen Überbrückung gehen von den diskutierten Maßnahmen auch 
Struktur- und wirtschaftsfördernde Impulse aus. Produktionsstandorte werden bspw. von 
Altlasten befreit und erlangen für Investoren neue Attraktivität; auch eine erweiterte

228 Yg] taz  vom i7 j 1.1992: "Lohnsubvention für den Osten!".
229 Bogai u.a. 1992, S. 25.
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soziale oder kulturelle Infrastruktur erhöht die Attraktivität der Standorte in den neuen 
Bundesländern. Die Tätigkeiten haben insofern investiven Charakter, als sie dem 
Investitionsaufschwung den Weg bereiten und Produktionsstandorte erhalten230. Diese 
arbeitsmarktpolitische Flankierung der Wirtschafts- und Strukturpolitik trägt somit in 
zweifacher Hinsicht zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen auf dem ersten Arbeitsmarkt 
bei: durch direkte Arbeitsförderung und durch indirekte Investitionsförderung.

Ihren konkreten Niederschlag finden diese Konzepte im neuen Instrument des 
Arbeitsförderungsgesetzes "Umwelt Ost"231. Für Umweltsanierungsarbeiten, soziale 
Dienste und Jugendhilfe232, die ein privates Wirtschaftsuntemehmen durchführt, können 
Lohnkostenzuschüsse in Höhe des ersparten Arbeitslosengeldes bzw. der Arbeits­
losenhilfe geleistet werden, wenn der Arbeitgeber (z.B. der Sanierungsträger) Arbeitslose 
oder von Arbeitslosigkeit Bedrohte einstellt. Die Subvention trägt die Bundesanstalt für 
Arbeit, weitere Lohn- und Sachkosten müssen von anderen Stellen (z.B. Unternehmen, 
Kommunen, Ländern, Treuhandanstalt) übernommen werden233. Der Unterschied zu 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen besteht darin, daß die Tätigkeiten durchaus privatwirt­
schaftlichen Charakter haben können, und darin liegt auch die Chance auf dauerhafte 
Arbeitsplätze.

Kritisiert wurde dieses Instrument erstens, weil es nur 90% Lohn bzw. 80% Lohn bei 
80% Arbeit zuläßt und somit eine "staatlich verordnete Kurzarbeit"234 darstellt. Finanziell 
lohnt sich die Tätigkeit für "Umwelt Ost" dann in manchen Fällen auch nicht und es 
bestehen Zweifel, ob die nicht von der Bundesanstalt getragenen Lohnkostenanteile 
überhaupt finanziert werden können235. Zweitens ist damit zu rechnen, daß die 
längerfristigen Arbeitsmarkteffekte aufgrund der Beschränkung des Anwendungsbereichs 
auf die Umweltsanierung, in der Erweiterung auch auf soziale Dienste und Jugendhilfe, 
begrenzt bleibt. Hier war wohl der Wunsch maßgeblich, den in ABM tätigen Personen 
nach Ablauf der M aßnahmen eine Anschlußbeschäftigung zu sichern236. Die 
Beschäftigungseffekte konzentrieren sich dadurch auf bestimmte Regionen und Berufe, 
so daß die Chance, Brücken zum ersten Arbeitsmarkt zu schlagen, geschmälert ist. Das

230 Vgl. Seifert, Wagner 1992, S. 626.
231 Für dieses Instrument stand das von Brandenburg vorgeschlagene Brandenburger Programm Pate 

(vgl. Kühl 1992a). Der Arbeitsplatzkredit Peter Grottians zielt in eine ähnliche Richtung.
232 Zur Erweiterung des § 249h AFG vgl. Handelsblatt vom 3.12.1992: "Neue Arbeitsförderung in den 

Bereichen Umwelt, Soziale Dienste, Jugendhilfe".
233 Vgi Handelsblatt vom 5./6.06.1992: "Arbeitsamt soll Sanierung der Umwelt mitfinanzieren".
234 FR vom 6.06.1992: "Blüms Umwelt-ABM ist im Osten umstritten".
235 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung 1992b, S. 29.
236 Auch Arbeitsförderungsgesellschaften gelten als private Wirtschaftsuntemehmen!
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Instrument "Umwelt Ost" bleibt somit "hinter dem Stand der gegenwärtigen Diskussion 

zur Arbeitsmarktpolitik zurück"237.

Dennoch bedeutet die Einführung des Instruments einen zu befürwortenden Durchbruch 
in der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, der zum einen der Forderung, Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren, gerecht wird und zum anderen erstmals konsequent 
Wirtschaftsförderung in die Arbeitsförderung integriert. Der steigende Problemdruck der 
Arbeitslosigkeit ist sicher mitverantwortlich dafür, daß politische Entscheidungsträger 
sich diesem unkonventionellen Bereich "neuer" aktiver Arbeitsmarktpolitik - wenn auch 
noch zögerlich - öffnen. Eine weitreichendere Anwendung ist notwendig.

5.2. Der Mittelstand als Ansatzpunkt für Lohnsubventionen

Eine zweite Gruppe beschäftigungsfördemder Maßnahmen will den Mittelstand unter­
stützen. Neben Lohnsubventionen für Existenzgründerinnen und Existenzgründer, die es 
Arbeitslosen erleichtern sollen, die eigenen Arbeitsplätze zu schaffen, gibt es Modelle, die 
Ausgründungen aus Beschäftigungsgesellschaften subventionieren. Auch Lohnsub­
ventionen für bestehende mittelständische Betriebe sind denkbar. Die Lohnsubventionen 
haben dabei in erster Linie die Funktion, Existenzgründer und kleine Betriebe 
vorübergehend bei den Kosten zu entlasten, um das Bestehen zu sichern238. Auch hier 
handelt es sich also um eine Überbrückungsfunktion von Lohnsubventionen.

Von kleinen und neuen Betrieben erhofft man sich zum einen erhebliche Arbeits­
platzpotentiale. Während in den alten Bundesländern 66% aller Beschäftigten in Klein- 
und Mittelbetrieben arbeiten, sind es in den neuen bislang nur 20%239. Geht man davon 
aus, daß sich in den neuen Bundesländern langfristig ähnliche Strukturen entwickeln wie 
in den alten, eröffnen sich im Mittelstand in der Tat erhebliche Beschäftigungspotentiale. 
Sie betreffen erstens die Arbeitsplätze der Existenzgründer selbst, die oft aus kritischen 
Arbeitsmarktsituationen stammen, und zweitens weitere neue Arbeitsplätze, die durch die 
Gründungen entstehen. Zum anderen gehen von der mittelständischen Wirtschaft, 
besonders vom Handwerk, wichtige Impulse für die regionale Wirtschaftsentwicklung 
und somit für die regionalen Arbeitsmärkte aus. Kleine Unternehmen wie die Anbieter 
untemehmensbezogener Dienstleistungen und kleine Zulieferbetriebe sind Voraussetzung 
für die Ansiedlung größerer Industrien, die in hohem Umfang Arbeitsplätze in die Region

237 Seifert, Wagner 1992, S. 627, gemeint ist der Vergleich zum Brandenburger Programm.
238 Solange eine Unternehmerin oder ein Unternehmer keinen Gewinn erzielt, kann der Unternehmer­

lohn nicht daraus entnommen werden. ExistenzgrUndem gewährte Unterhaltszuschüsse dienen der 
Deckung des Unternehmerlohns und wirken genau wie expansive Lohnsubventionen für abhängig 
Beschäftigte, indem sie die Schaffung (selbständiger) Arbeitsplätze ermöglichen.

239 Ygj Emmerich 1992, S. 1. Zum Mittelstand zählen Betriebe mit bis zu 500 Beschäftigten.
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tragen. Der mittelständischen Wirtschaft kommt in dieser Hinsicht eine Doppelfunktion 

zu.

Lohnsubventäonen für Existenzgründer wurden in die Arbeitsmarktprogramme aller fünf 
neuen Länder und Berlins aufgenommen. Die Förderung soll allerdings lediglich die 
Lebenshaltungskosten der Existenzgründer decken, ist insofern knapp bemessen und war 
zumindest nach ersten Erfahrungen in Brandenburg nicht ausschlaggebend für die 
Gründung240. Das heißt nicht, daß sie nicht trotzdem ausschlaggebend für den Erfolg der 
Existenzgründungen sein könnten, wobei andere gravierende Probleme wie der ver­
sperrte Zugang zu Fremdkapital von Lohnsubventionen nicht tangiert werden Nach den 
Brandenburger Erfahrungen werden bei Existenzgründungen über den eigenen Arbeits­
platz hinaus in nennenswertem Umfang zusätzlich Arbeitsplätze geschaffen: Durch­
schnittlich entstehen pro Existenzgründung zwei weitere feste Arbeitsplätze (ca. 50% für 
Frauen, 50% für Männer), 0,5 "Arbeitsplätze nach Bedarf", und 0,7 Arbeitsplätze für 
mithelfende Familienangehörige. 70% der Existenzgründer wollen später noch weitere 
Arbeitskräfte einstellen, wobei die Vorbehalte gegenüber älteren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern erstaunlich gering sind (nur 25% würden ausschließlich Arbeitskräfte 
unter 50 Jahre einstellen, durch Lohnkostenzuschüsse könnten 16% von ihnen vom 

Gegenteil überzeugt werden).

Aus diesen Ergebissen wird deutlich, daß von der Gründungsförderung mit Lohn­
subventionen durchaus Beschäftigungseffekte ausgehen, wobei nicht sicher ist, welchen 
Beitrag die Lohnkostenzuschüsse, zumal in ihrer bisher geringen Höhe, dazu leisten. 
Betrachtet man aber das Berufsbild der Gründungen: Einzelhandel, Versicherungs­
vertretungen, Beratungsdienstleistungen, Landwirtschaft, Gastronomie/Imbiß, medizini­
sche Berufe, Ingenieurdienstleistungen, Elektroinstallation, KFZ-Reparatur oder EDV- 
Dienstleistungen, so wird der Enthusiasmus etwas gedämpft. Zwar handelt es sich um 
notwendige Unternehmen, die die Infrastruktur verbessern, eine Räumung des Arbeits­
marktes kann von ihnen aber kaum ausgehen. Kleine Produktions- und Handwerks­
betriebe, die in den alten Bundesländern den Kern des Mittelstandes ausmachen, sind 
unter den Gründern noch kaum vertreten. Es besteht eine große Zurückhaltung, 
Arbeitskräfte einzustellen, weshalb die Selbstausbeutung sehr hoch ist. Hier ergäbe sich 
ein Ansatzpunkt für Lohnsubventionen, die über die Förderung der Existenzgründer 
selbst hinausgehen könnten.

240 Im Brandenburger Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen wird zur Zeit eine 
Auswertung der Existenzgründungsförderung auf Grundlage einer Stichprobenerhebung bei 
Existenzgründern und Experten (IHK und Handwerkskammern) erarbeitet. Frau Klingmüller, 
Referatsleiterin Programmentwicklung und -begleitung, teilte mir in einem Gespräch am 
30.11.1992 einige Ergebnisse vorab mit.
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Expansive Lohnsubventionen im Sinne des ersten Teils der Arbeit könnten eingeführt 
werden, die zusätzliche Einstellungen subventionieren oder z.B. jedem Existenzgründer 
zwei Arbeitslose 'kostenlos' zuweisen. Aus Teil I ist bekannt, daß von Lohnsub­
ventionen für kleine Betriebe überdurchschnittlich hohe Beschäftigungseffekte ausgehen. 
Kostenvorteile werden nicht eingestrichen, sondern müssen, um die Marktschranken 
etablierter westlicher Unternehmen (z.B. geschlossene Vertriebsketten) zu überwinden, 
zum aktiven Preiskampf genutzt werden.

Um Mitnahmen zu verringern und um der Tatsache gerecht zu werden, daß Ziel gruppen 
in den neuen Bundesländern bisher zwar nicht vorrangig entlassen, jedoch nachrangig 
eingestellt werden241, könnte diese expansive Förderung auf benachteiligte Gruppen 
beschränkt bleiben. Hier ließe sich das quantitative Ziel von Lohnsubventionen 
(Arbeitsplätze schaffen) mit dem strukturellen Ziel (Erwerbschancen Benachteiligter 

erhöhen) verknüpfen.

Als weitere Perspektive für Lohnsubventionen für den Mittelstand zeichnet sich schon 
heute die Förderung von Ausgründungen aus Arbeitsförderungsgesellschaften oder 
betrieblichen Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften ab. In Mecklenburg- 
Vorpommern können beispielsweise bereits seit dem 1.04.1992 in Ausgründungen 
Beschäftigte befristete Unterhaltsbeiträge in Höhe von 70% des vorherigen ABM-Gehalts 
erhalten242. Berlin gewährt ausgründungsfähigen Gesellschaften Anschluß-ABM - 
Förderung mit dem Zweck, das Ausgründungsziel durch wegfallende ABM-Förderung 
nicht zu gefährden243. Es ist abzusehen, daß diese Formen der Ausgründungsförderung 
mit dem Ablauf der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zunehmen werden.

Ein Dilemma der Mittelstandsförderung bleibt die Tatsache, daß mittelständische Betriebe 
zwar die Infrastruktur zur Industrieansiedlung schaffen, ohne diese Industrien aber weder 
bestehen noch sich entfalten können244. Der Erfolg der Existenzgründungen und somit 
auch der Gründungsförderung ist in den gesamtwirtschaftlichen Kontext eingebunden. Er 
kann immer nur so groß wie die spezifischen Marktchancen sein. Zu einer Mittel­
standsförderung gehört deshalb der Erhalt zumindest der Kembereiche der ostdeutschen 
Industrie.

241 Vgl. Brinkmann u.a. 1992, S. 53.
242 Vgl. Sozialminister des Landes Mecklenburg-Vorpommern 1992, S. 38 f. Bis November 1992 

lagen dem Ministerium 2 Anträge vor, was auf die sorgfältige Vorbereitung von Ausgründungen 
zurückzufUhren ist. Weitere Anträge werden erwartet.

243 Vgl. Senatsverwaltung für Arbeit und Frauen 1992, S. 34 f.
244 Vgl. Brinkmann u.a. 1992, S. 28 f.
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5.3. Fazit

Die besonderen Ausgangsbedingungen in den neuen Bundesländern - das Fehlen eines 
Mittelstandes auf der einen Seite und einer intakten Wirtschafts(infra)struktur auf der 
anderen Seite - bewirken, daß hier neue Konzepte arbeitsplatzschaffender Lohnsubven­
tionen angewandt werden können, die hohe Effizienz versprechen. Zur direkten 
Beschäftigungswirkung tritt sowohl bei der Mittelstandsförderung als auch bei Lohn­
subventionen für Arbeitslose die investive, standortbereitende Wirkung hinzu. Zusätzlich 
bleibt Humankapital erhalten und Langzeitarbeitslosigkeit wird vermieden. Diese 
Konzepte "neuer Arbeitsmarktpolitik" haben inzwischen eine wachsende Akzeptanz bei 
politischen Entscheidungsträgem erlangt.

Darüberhinaus kann aber auch auf die altbekannten Wirkungsformen expansiver Lohn­
subventionen zurückgegriffen werden. Von Bedeutung ist hier insbesondere die Markt­
erschließung durch den kämpferischen Abbau oligopoler Strukturen und die beschäfti­
gungswirksame Förderung benachteiligter Gruppen.

6. Zusammenfassung

In den neuen Bundesländern werden die Löhne gemäß den durch die zügige 
Wiedervereinigung geweckten Erwartungen rasch an westliches Niveau angeglichen. 
Jene ostdeutschen Unternehmen, deren Produktion noch entsprechend den in der ehema­
ligen DDR gültigen Faktorkosten aufgebaut ist, können aber diese Löhne nicht erwirt­
schaften. Sie werden zu Entlassungen, sogar zur Liquidation des Unternehmens, ge­
zwungen. Kleine und neue Betriebe, die Arbeitsplätze schaffen könnten, leiden wegen 
noch niedriger Rentabilität und Nachfrage in den neuen Bundesländern unter den 

Lohnkosten.

Arbeitsplatzerhaltende Lohnsubventionen können durch eine vorübergehende, 
systematische Entkopplung des Einkommens von den Lohnkosten zur Lösung dieser 
Situation beitragen. Streng befristet und zielgenau auf Betriebe im Besitz der 
Treuhandanstalt begrenzt, können sie in hohem Umfang Arbeitsplätze erhalten, indem sie 
zunächst die weitere Verwertung des DDR-Altkapitals ermöglichen. Vorausgesetzt, daß 
die meisten Unternehmen die ihnen damit gewährte "Atempause" für die Umstellung ihrer 
Produktion und ihrer Produkte auf Wettbewerbsbedingungen nutzen, liegt in Lohn­
subventionen ein Instrument vor, das mit relativ geringem Aufwand die Altemativkosten 
der Arbeitslosigkeit verhindern hilft. In einer Ausgestaltung, wie der Ansatz des DIW sie 
vorschlägt, wird das Instrument den Interessenlagen der wichtigsten politischen Akteure 
gerecht.
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Auch im Bereich arbeitsplatzschaffender Lohnsubventionen sind für die neuen 
Bundesländer diskussionswürdige Ansätze in den Bereichen Struktur- und Mittel­

standsförderung vorhanden.

SCHLUSS

Es wurde die Funktionsweise arbeitsplatzschaffender und arbeitsplatzerhaltender Lohn­
subventionen in marktwirtschaftlich geprägten Volkswirtschaften dargestellt. Neben der 
Faktorsubstitution (Abschöpfen der Arbeitsnachfrage) und der preisinduzierten Nach­
fragegenerierung (Expansionsansatz) können Lohnsubventionen demnach auch der 
zeitlichen Überbrückung konjunktureller und struktureller Schwierigkeiten dienen. Daß 
Lohnsubventionen aber gemäß bisherigen Erfahrungen nicht sehr erfolgreich im Sinne 
des Kosten/Nutzen-Kriteriums waren, hat verschiedene Gründe. Erstens sind die Spiel­
räume für Faktorsubstitutionen aufgrund internationaler Technologiestandards gering. 
Zweitens kann die an den Lohnkosten ansetzende Untemehmensexpansion an betrieb­
lichen Rekrutierungsstrategien oder aber an der oligopolistischen Ausrichtung von Unter­
nehmen scheitern. Die zeitliche Überbrückung kann drittens zwar Entlassungen verhin­
dern, jedoch nicht zielgenau zwischen subventionsbedürftigen und nicht subventions­

bedürftigen Unternehmen unterscheiden.

In den neuen Bundesländern stellt sich die Situation anders dar. Hier steht eine politisch 
und sozial begründete Einkommensentwicklung einer viele Unternehmen Überfordemden 
Lohnkostenentwicklung gegenüber. Ein vertretbarer Ausweg aus diesem "Dilemma der 
Lohnpolitik" ist die systematische Entkopplung der Löhne von den Einkommen durch 
Lohnsubventionen. Diese Entkopplung kann verschiedene Funktionen übernehmen.

Auf der Seite arbeitsplatzerhaltender Lohnsubventionen wird mittels der Änderung der 
Faktorpreisrelationen die befristete Weiterverwertung des DDR-Altkapitals ermöglicht. Es 
entsteht dadurch eine begrenzte Überbrückungszeit, die zur Anpassung an Wettbe­
werbsbedingungen nutzbar ist. Es werden damit zwei Funktionen auf genommen, die aus 
marktwirtschaftlich geprägten Volkswirtschaften bereits bekannt sind. Nur können sie 
hier einen weit größeren Beitrag zum Erhalt bestehender Arbeitsplätze leisten. Denn der 
Bestand einer abgrenzbaren Gruppe von Unternehmen (nämlich vornehmlich jene im 
Besitz der Treuhandanstalt) hängt von dieser Verwertung des Altkapitals ab. Es geht also 
nicht nur um das Erhalten einer begrenzten Anzahl von Arbeitsplätzen, sondern um das 
Überleben ganzer Industrien. Auch der Überbrückungszeit kommt nicht nur die 
Bedeutung zu, betriebsspezifisches Humankapital während konjunktureller Schwankun­
gen zu erhalten, sondern einen umfassenden Umstrukturierungsprozeß zu begleiten. 
Schließlich ermöglichen Lohnsubventionen in manchen Fällen eine offensive Preispolitik,
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die den Markteintritt ostdeutscher Unternehmen erleichtern kann. Die zwar breite, aber 
abgrenzbare, vorübergehende Betroffenheit vom Lohnkostenproblem bewirkt, daß hier 
außerordentlich hohe Beschäftigungseffekte erzielt werden können, die die Wirksamkeit 
von Lohnsubventionen in marktwirtschaftlich geprägten Volkswirtschaften um einiges 
übertreffen. Es existiert ein Programmvorschlag des DIW, um dies nach heutigem Stand 
in zufriedenstellender Weise für die Gruppe der Treuhanduntemehmen umzusetzen.

Es ist allerdings absehbar, daß sich mit fortschreitender Privatisierung und Liquidierung 
der Bestand an Treuhandunternehmen rasch reduzieren wird. Dann sind Kriterien zu 
entwickeln, nach denen eine andere Gruppe von subventionswürdigen Unternehmen 
identifiziert werden kann. Das Konzept arbeitsplatzerhaltender Lohnsubventionen wird 
im Zeitablauf nicht unwirksam; die Anzahl der damit erreichbaren Arbeitsplätze nimmt 
jedoch täglich mit vollzogenen Betriebsstillegungen ab.

Woher die politische Zurückhaltung gegenüber einer konsequenten Einführung von 
Lohnsubventionen - die es ja, wie gezeigt, in verdeckter Form in den neuen Bundes­
ländern schon lange gibt - rührt, ist schwer zu sagen. Die öffentliche Kontroverse war 
rationalen Argumenten offensichtlich nicht immer zugänglich. Die massiven, nach 
undurchsichtigen Kriterien vergebenen Subventionen der Treuhandanstalt führen das 
besonders eindrücklich vor Augen. Insgesamt versteiften sich die politischen Entschei­
dungsträger im Transformationsprozeß der neuen Bundesländer auf die alten, aus 
Arbeits- und Wirtschaftsförderung bekannten Instrumente. So wurden passive Arbeit im 
Rahmen von Kurzarbeit und enorme Investitionsförderung der Lohnsubventionierung 
vorgezogen. Möglich, daß das Ausmaß der Probleme lange Zeit unterschätzt wurde und 
vor diesem Hintergrund der Mut zu diesem bis heute ordnungspolitisch so verpönten 
Instrument fehlte.

Auf der Seite arbeitsplatzschaffender Lohnsubventionen waren in den neuen Bundes­
ländern mehr Durchbrüche möglich. Mit dem neuen Instrument "Umwelt Ost" wurden 
neue Wege der aktiven Arbeitsmarktpolitik beschritten. Auch die inzwischen verbreitete 
Existenzgründungsförderung weist auf hoffnungsvolle Perspektiven hin. Hier handelt es 
sich jedoch nicht um Lohnsubventionen im eigentlichen Sinne. Eine Einführung von 
regulären Lohnsubventionen für den Mittelstand steht noch aus.

Obwohl die beiden Anwendungsfelder von Lohnsubventionen - Arbeitsplätze erhalten 
einerseits und schaffen andererseits - zunächst getrennt betrachtet wurden, darf nicht ver­
kannt werden, welche enge Beziehung zwischen beiden besteht. Erhaltene Treuhand­
betriebe werden ihre Wettbewerbsfähigkeit nur erlangen können, wenn zum einen die 
Standortqualität es erlaubt und zum anderen ein diversifizierter Mittelstand in der Region

84



etabliert ist, der z.B. untemehmensbezogene Dienstleistungen und Zulieferungen leisten 
kann. Andererseits werden Mittelstand und auch die infrastrukturverbessemden Betriebe 
nur dann überlebensfähig sein, wenn in den neuen Bundesländern industrielle Kerne 
erhalten bleiben, die entsprechende Produkte und Dienstleistungen nachfragen können. 
Eine einseitig auf die nur zögerlich getätigten Neuinvestitionen und die Schaffung 
mittelständischer Arbeitsplätze ausgerichtete Förderungspraxis wirkt sich in diesem Sinne 
sogar verzögernd auf den "Aufschwung Ost" aus. Vielmehr muß eine ausgewogene 
Kombination aus Arbeitsplatzerhalt und Arbeitsplatzschaffen angestrebt werden.

Ohne diese Maßnahmen werden sich die Disparitäten zwischen Ost- und Westdeutschland 
hinsichtlich der Arbeitslosenzahlen, des Wohlstands, der Zukunftsperspektiven usw. 
weiter vergrößern und die angestrebte "innere Einheit" nicht erreicht werden.
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